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‚ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT /Februar 1951 


'Wir haben in diesem Heft versucht, den Leserwünschen Rech- 
nung zu tragen, die uns durch Ausfüllung des auch diesem 
‚Heft beigegebenen „Stimmzettels* in erfreulichem Umfang 
‚zugegangen sind. 

‚Sie liefen weitgehend darauf hinaus, die einzelnen Aufsätze, 
‚aber auch die Berichte, noch stärker zu konkretisieren, noch 
‚mehr reinen Tatsachenstoff zu bieten. Die Tendenz unserer 
‚Arbeit im Ganzen wurde aus dem In- wie aus dem Ausland 
‚durchweg zustimmend, um nicht zu sagen: begeistert bejaht. 
‚Dürfen wir Sie wiederum um Ihre Hilfe und Mitarbeit durch 
'Ausfüllung und Einsendung des unteren Abschnitts (zum 
'Drucksachenporto) an die Schriftleitung der „Geopolitik“, 
‚Heidelberg, Wolfsbrunnenweg 36, bitten? 

Wir gestehen eine Schwierigkeit, für die wir um Geduld 
bitten müssen: die Ausstattung der Hefte mit Kartenskizzen, 
die unsere Zeitschrift früher zu einer Besonderheit machte, 
läßt sich nicht in der Schnelligkeit durchführen, die wir 
selbst anstreben. 
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FRANZ BLÜCHER 


Auslandsvermögen und Auslandsschulden 


Die Studiengesellschaft für privatrechtliche Auslandsinteressen ist schon vor 
einigen Jahren, in einer Zeit, in der leider fast jeder glaubte, es genüge, wenn 
er für sich alleine lebe, unverdrossen an die Arbeit gegangen und zwar an eine zum 
Teil sehr harte Arbeit, um die Frage des deutschenEigentumsimAus- 
l an de in all ihren Zusammenhängen auf Grund einer Inventur der gegenwärtigen 
Lage zu erforschen und das für notwendig Gehaltene zusammenzufassen. Dieses 
Sich-Zusammenfinden entsprang jenem Bürgersinn, der allein die Voraussetzung 
dafür ist, daß man nicht ewig über den Staat schimpfen muß, weil er einem eine 
Zwangsjacke anzieht; denn der Staat kann staatlichen Zwanges und staatlicher 
Bevormundung entraten, wo der Bürger aus Einsicht und Gemeingefühl selber das 
Notwendige tut. Und so ist jede derartige freiwillige Arbeit an einer Gemein- 
schaftsaufgabe nicht nur ein Dienst an dem eigenen Interesse, sondern auch ein 
Stück Verteidigung jener Freiheit des Handelns, die wir für notwendig halten; 

denn man kann nicht Freiheit auf Einzelgebieten fordern. Die Freiheit ist ein un- 
teilbares Ganzes. Und deswegen liegt mir daran, meiner Freude darüber Ausdruck 
zu geben, daß die Arbeit an diesen Fragen trotz aller Schwierigkeiten in jenen 
Jahren so weit gekommen ist, daß es unternommen werden kann, Inventur zu 
machen und in einer Zeit, die auf die Entscheidung hindrängt, nun auch einmal 
zu überlegen, welche Lösungen man vorschlagen kann. 


Ich glaube, es würde nicht gut sein, sich dabei in der Form der zu erhebenden 
Forderungen allzu starr festzulegen. Das Wichtigste, das zunächst in Frage käme, 
wäre, daß wir nicht mehr oder weniger berechtigte juristischeEinwände 
der verschiedensten Art bei unserem Vorbringen erleben müßten. Es ist bekannt, 
welche Rolle noch heute immer wieder die Bindungan Vertragswerke 
bedeutet, die nicht nur von den westlichen Alliierten, sondern von diesen unter 
Einbeziehung der Russen abgeschlossen worden sind. Wir wissen, daß 
es nicht leicht ist, solche Vertragswerke aufzuheben, soweit man nicht von der 
anderen Seite dahin argumentieren könnte, daß der vierte an den Verträgen Be- 
teiligte sie gebrochen hat. Infolgedessen glaube ich, daß das erste Ziel unbedingt 
eine Suspendierung der Ausführung des Gesetzes Nr. 5 sein 
sollte, damit überhaupt eine ausreichende Zeit für alle diese schwierigen Erör- 
terungen geschaffen wird. Das wären etwa Bedenken, die sich aus der Grundein- 
stellung ergeben: daß nämlich in einer Welt, die sich zur Verteidigung christlich- 
abendländischer Ideale anschickt, die Wegnahme von Privateigentum nicht mehr 
verständlich und innerlich unmöglich ist. 

Und wenn wir nun schon vom Privateigentum sprechen, dann käme ja nun 
unwillkürlich die Fortsetzung, daß wir nämlich sagen; Ja, das ist richtig, aber 
dann müssen wir auch ebenso grundsätzlich erklären, daß dasprivate Eigen- 
tum nicht zur Abdeckung öffenlicher Verpflichtungen ver- 
wendet werden kann. — Obwohl ich die Richtigkeit dieses Satzes anerkenne, 
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möchte ich mich nicht ohne weiteres auf diesen Weg begeben, weil man einsehen 
muß, daß so delikate Verhandlungen zarte Pflänzchen sind. 


Das ist nicht etwa eine faule Behauptung. Ich kann ja wirklich mit dem, was 
ich sage, auch etwas zerstören: denn noch immer ist der Geist des Mißtrauens 
zu wach, und noch immer ist es so, daß man niemals, wenn man die Worte eines 
im öffentlichen Leben stehenden Mannes wiedergibt, die Gesamtsituation, die ge- 
samte Haltung, die aus seinen Worten spricht, wiedergibt, sondern daß man im- 
mer einen dann leicht zu zerpflückenden Satz herauszureißen geneigt ist. 

Zur Frage der Anerkennung der öffentlichen Schulden des Deutschen Reiches 
und derjenigen Schulden, für die das Reich die Haftung übernommen hatte, 
möchte ich eines sagen: Ich halte es nicht für richtig, daß man in der Debatte 
Vorkriegsschulden und nach dem Kriege entstandene Ver- 
pfichtungen in einem Atemzuge nennt. Es sind zwei der Art nach gänzlich 
verschiedene Dinge, die sicherlich auch völlig verschieden behandelt werden müssen. 


Wie sich die Dinge auch im Einzelnen abspielen mögen — richtig kann doch 
nur eines sein: daß wir zunächst einmal unseren Verhandlungspartnern in den Ein- 
zelheiten die Notwendigkeit der Suspendierung dartun und daß wir einmal sehr 
gründlich darüber sprechen, wie wenig die gegenwärtige Situation mit der Er- 
reichung aller der von mir eingangs genannten Ziele zu vereinbaren ist. Und 
damit kommen wir dann ja auf eine ganze Menge von Argumenten, die jeder 
von uns und die Regierung draußen laut vorbringen müßte. Ich bin ja verpflichtet. 
für die Erreichung der Viability* Deutschlands bis zum Jahre 1952 zu 
sorgen, und jeden Monat und jedes Vierteljahr habe ich die Frage zu beant- 
worten, ob das denn möglich sei. Ich habe pflichtgemäß stets geantwortet, daß das 
bei der besonderen Lage Deutschlands nicht möglich ist. Wenn ich aber hier aut 
der einen Seite durch einen feierlichen Staatsvertrag, durch einen Völkerrechts- 
vertrag, verpflichtet bin, diese Viability mit allen Mitteln anzustreben, wenn ich 
mich, um dieses Ziel zu erreichen, durch die Entgegennahme der Marshall-Plan- 
Hilfe verschulde, wenn es meine erste Verpflichtung ist, die Dollarlücke zu schlie- 
ßen, dann verträgt es sich damit nicht, daß ich die ohnedies ungemein ange- 
spannte Zahlungsbilanz sich weiter verschlechtern lasse, während die 
deutschen Vermögenswerte im Auslande weggenommen werden. 


Schmerzlich interessant ist in diesem Zusammenhange zum Beispiel nicht nur 
die Frage der gewerblichen Schutzrechte, die ja auch in diesen Kreis gehört, 
sondern vor allen Dingen auch die Frage der Niederlassung. Denn wenn 
etwas dafür Voraussetzung ist, daß wir den berüchtigten Dollar Drive mit Erfolg 
durchführen können, dann ist es ja gerade die in ihrem Bestande wieder ge- 
sicherte Handelsniederlassung im Auslande. Es gibt ganz bestimmte Kategorien 
von Auslandsvermögen, die geradezu danach schreien, sofort freigegeben zu wer- 
den: diejenigen, die von Personen unterhalten wurden, welche nach der Art ihres 
Geschäfts dauernd debitorische oder kreditorische Konten im Auslande hatten, 
und bei denen der Besitz dieser Guthaben nichts anderes war als der für die lau- 
fende Fortführung ihres Berufs notwendige Bestand an ausländischer Währung. 


* wirtschaftliche Lebensfähigkeit 
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Man könnte diese Fälle und diese Ungereimtheiten natürlich noch an einer gan- 
zen Reihe von Beispielen aufzählen. Aber alles das sind Dinge, die die Betroffenen 
sich sehr viel häufiger vorgehalten haben als wir, für die das leider nur eins von 
vielen Hunderten von Problemen ist, die jeden Tag in großer Zahl auf uns zu- 
kommen — um so mehr, je mehr wir eben in die Welt wieder hineinzukommen 
bestrebt sein müssen. Wenn ich auch Einzelheiten vermeide, möchte ich trotz alle- 
dem an einer nicht vorbeigehen; das ist die sehr schwierige Frage, warum nicht 
wenigstens den Besitzern von kleinen Auslandsvermögen, alten Leu- 
ten, Leuten die in Not geraten sind, in einer Zeit, in der wir politisch und vor 
allen Dingen weltanschaulich wieder zu einer Einheit zusammenwachsen, diese 
Vermögen bevorzugt wieder freigegeben werden. Ich bin dabei ängstlich um ein 
Thema herumgegangen, nämlich um die Grundsatzfrage der Rückgabe des Ver- 
mögens, das noch nicht verwertet worden ist, in seiner früheren Beschaffenheit 
an den Besitzer oder der pauschalen Rückgabean den Staat. Ich glaube, 
daß diese Frage keineswegs so geklärt ist, wie wir das im allgemeinen vielleicht 
annehmen. Wenn von uns immer wieder verlangt wird, daß wir mit dem alten 
Rechtsgrundsatz brechen und Vermögensteile von Ausländern, die 
bei uns in unserem Lande vorhanden sind, anders behandeln als das innerdeutsche 
Vermögen, dann können wir natürlich mit gutem Recht daraus die Folgerung 
ziehen, daß wir hier eine diesen Ansprüchen gemäße Erledigung betreiben müßten. 


Diese Dinge scheinen mir ihrer Art nach wohl das allerschwierigste zu sein, 
und ich bin allen Ernstes der Ansicht, daß die Verhandlungen hierüber jahrelang 
dauern könnten und vielleicht sogar, wenn sie gut sein sollen, dauern müßten, 
sofern nicht schon Teillösungen vorgenommen werden. Wir haben ja ein gutes 
Beispiel. Wenn wir jetzt Lösungen auf Grund der veränderten geschichtlichen Lage 
anstreben: Wir brauchen nur an die Verhandlungen über den Young-Plan zu den- 
ken. Damals haben wir gesehen, daß es Zeit wurde, wenn man eine veränderte 
politische Lage entsprechend berücksichtigen wollte, die in Versailles gefundenen 
Lösungen endgültig zu beenden. Richtig ist eines — und das möchte ich auch mit 
allem Nachdruck sagen —: Wenn wir als Staat wieder etwas gelten wollen, wenn 
wir die Forderung nach gleichem Rechte aufstellen, dann ist es ganz selbstver- 
ständlich, daß wir im Rahmen unserer veränderten wirtschaftlichen Möglichkeiten 
und im Rahmen veränderter räumlicher Ausdehnung die Verpflichtungen 
desDeutschen Reiches, dessen Rechtsnachfolger zu sein wir beanspruchen 
-— und diesen Anspruch haben wir nie aufgegeben —, übernehmen. Denn wenn 
wir von den anderen Kulturvölkern gleiche Rechte haben wollen, gehört dazu auch. 
daß wir gleiche Schuldenmoral beweisen, die wir von anderen fordern. 


Es ist klar, daß wir in dieser vielleicht hoffnungslosen Lage, die bei uns eintritt, 
wenn wir überstürzt vor ganz riesigen neuen Investitionsaufgaben ste- 
hen, die aus unserer Übervölkerung und dem Abschneiden des Ostens entstanden 
sind — stürmischer als andere daran denken —, daß wir wieder einen inter- 
nationalen Kreditverkehr haben müssen und daß infolgedessen zwingend das 
Problem der privaten Auslandsschulden gelöst werden muß. Und es ist richtig, daß 
in diesem Zusammenhang von der Bedeutung des deutschen Auslandsvermögens 
für die Bedienung der deutschen Auslandsschulden gesprochen wird. 
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Wenn ich also das Grundsätzliche zusammenfassen darf: Ich bejahe 
die politisch notwendige Anerkennung der öffentlichen Schulden — wobei ich für 
Kenner der Materie erwähnen möchte, daß ich bei diesen öffentlichen Schulden 
natürlich nur die anrechne, die faktisch noch bestanden, und nicht an die be- 
rühmte Panne denke, daß wir etwa noch Verpflichtungen anerkennen sollen, die 
durch Verträge, welche durch unglückselige Zufälle nicht mehr ratifiziert wurden, 
beseitigt sind —, weil nur ein ehrbarer Schuldner wieder kreditwürdig ist und 
weil ich die Lösung des Problems der privaten Auslandsverschuldung für eine 
der wichtigsten wirtschaftlichen Maßnahmen überhaupt halte. Und ebenso be- 
steht die wesentliche Ergänzung gerade bei der Lösung der zweiten Frage darin, 
daß die Durchführung des Gesetzes Nr.5 in allen Ländern suspendiert wird und 
nach dieser Suspendierung in die endgültige Besprechung über die Behandlung 
des deutschen Auslandsvermögens eingetreten wird. 

Es verträgt sich mit den Zielen der heutigen freien Welt nicht mehr, privates 
Vermögen für öffentliche Zwecke zu verwenden und damit den Gedanken des 
Eigentums zu erschüttern. In einer Welt, die gemeinsam arbeiten und durch die 
gemeinsame Arbeit lebensfähig bleiben will, ist ein Sündigen gegen das Eigentum 
des Einzelnen nicht mehr zulässig. Jener wirtschaftliche Aufstieg, der die Vor- 
aussetzung für den Frieden in der Welt ist, darf nicht durch Maßnahmen gestört 
werden, die am Ende niemand mehr nutzen oder bei denen der Schaden größer 
ist als der Nutzen. Es ist nicht meine Ansicht, daß man in jedem Falle von einer 
Sonderstellung sprechen sollte — wohl aber hier! Ich weiß, es ist unter dem Druck 
der immer wieder auf uns einstürzenden Härte des Schicksals in Deutschland sehr 
unvorsichtig, wenn man nicht pessimistisch spricht, wenn man sich einmal zur 
eigenen Leistung bekennt. Ich will diese Unpopularität gern auf mich nehmen 
und ausdrücklich sagen, daß es mein Glaube ist, daß die Leistung dieses deutschen 
Volkes in den letzten sechs Jahren so unvorstellbar groß ist, daß wir selber sie 
noch gar nicht abzumessen vermögen. Aus dem Nichts, nach einer sinnlosen Zer- 
schlagung aller staatlichen und rechtlichen Formen einen Staaı zu machen, aus 
dem Nichts — und dieses Nichts ist mein Ernst — wieder eine Wirtschaft auf- 
zubauen, aus dem Nichts oder trotz dieses Nichts den Versuch zu machen, zur 
sozialen Gerechtigkeit zu kommen, und zwar alles das gleichzeitig und alles das 
mit einer großen Wirkung, das ist viel! 

Daß wir bei dieser Arbeit und vor allen Dingen seit Gründung der Bundesre- 
gierung ungefähr jeden Monat vor einem außerhalb von uns liegenden Ereignis 
stehen, ist auch eine Tatsache, die allerdings für uns nur die Wirkung haben 
kann, daß wir mit den Dingen fertig werden müssen: In den Ta- 
gen, als wir nach der Wahl des Herrn Bundespräsidenten die Regierung bildeten, 
kam die Abwertung des englischen Pfundes. Und was dann seit dieser Zeit ge- 
schehen ist, brauche ich Ihnen nicht zu wiederholen, aber ich weiß, daß wir dessen 
meist nicht recht froh werden, weil wir uns immer wieder daran klammern, wir 
hätten es jetzt endgültig geschafft, und jetzt käme die ruhige Aufwärtsentwick- 
lung, und dann plötzlich kommt wieder eine neue weltgeschichtliche Störung! 

Aus diesen Worten spricht weder bei mir noch bei irgend einem Mitglied der 
Regierung etwa eine Verzagtheit. Ich lehne es ab, in diesem Augenblick mit zu 
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großen Leitsätzen zu kommen. Je mehr man sich Zeiten nähert, die doch den 
Zeiten des Krieges ähnlich sehen, um so mehr muß man von einem Augenblick 
auf den anderen sehen, daß man sich mit aller Härte, aber auch mit Anstand 
durchschlägt. Aber wir haben gerade jetzt, da wir wissen, worum es in der Welt 
letzten Endes unentrinnbar geht, ein besonderes Recht, als Deutsche auf die be- 
sondere Verpflichtung hinzuweisen, die uns auferlegt ist. Wenn schon solche 


_ Störungen der Wirtschaft, wenn schon solche Beschneidungen der Lebensfähigkeit, 


wie wir sie jetzt durch die Behandlung des Auslandsvermögens erleben, wenn 
schon solche Erschwerungen des wirtschaftlichen Aufbaues für jedes Volk kaum 
zu tragen sind, dann besonders für uns, und zwar deswegen, weil wir nicht eine 


wirtschaftliche Aufgabe haben wie andere Völker, sondern weil wir weit darüber 
hinaus gezwungen sind — koste es an Arbeit, Überlegung und Erfindungsgeist, 


was es wolle —, jene unglückseligen 9 Millionen Vertriebener in unserem Lande 
ohne Wirtschaft zu ernähren, in unserem Lande, das nur eine Wirtschaft inner- 
halb der Grenzen von 1937 hatte und das nun in den letzten zweidreiviertel 
Jahren den Versuch unternehmen mußte, aus dem Torso einer Teilwirtschaft im 


Gebiet der Bundesrepublick eine neue einheitliche und organische Wirtschaft zu 


machen. Wenn wir aber diese Aufgabe, die Vertriebenen zu versorgen, nicht in 
einer sehr übersehbaren Zeit endgültig lösen, dann ist alles bisher Geschehene 
vergeblich, dann wird dieses Gebiet, dieses Vorfeld der freien Welt von innen 
heraus das Opfer eines Zusammenbruchs, der es dem Bolschewismus ausliefert. 


Gerade deswegen haben wir die Pflicht, solche wirtschaftlichen Dinge, wie ich sie 
‘ dartat, mit allem Ernst durchzukämpfen — aber nicht mit Mitteln der Polemik, 


sondern mit Mitteln der anständigen Aussprache, und in einer Haltung, die von 
unserem Wissen um die Dinge und von Liebe zur Sache der freien Menschheit spricht. 


Die deutschen Vermögen im Ausland 
HERKUNFT DER DEUTSCHEN AUSLANDSVERMÖGEN 


A. Der Ertrag einer jahrzehnielangen industriellen Entwicklung und eines ausgedehnten 
Welthandels sind die privaten deutschen Vermögen im Ausland. Sie sind zugleich in ihren 
vielfältigen Formen die Instrumente des deutschen Handels mit allen Ländern der Welt: 
Niederlassungen von Handelsfirmen, Tochtergesellschaften industrieller Unternehmen, 
Geschäftsgrundstücke, Plantagen in den tropischen Gebieten, — häufig vereint mit Ver- 
arbeitungsbetrieben, — Wertpapierdepots, Bankkonten, Versicherungsansprüche, Pensions- 
und Rentenansprüche gegen private Gesellschaften und fremde Regierungen. In den 
Gegenden mit Bevölkerung deutscher Abstammung treten hierzu Vermögen aller Art. 
die als Erbschaften an deutsche Staatsangehörige gekommen sind, ferner Schulen, Klubs. 
Heime, Kirchen, wissenschaftliche Einrichtungen. 

Das Vermögen des Reichs besteht nur aus einigen Gebäuden des Auswärtigen Dienstes, 
den dazugehörigen Inventaren und Konten und tritt gegenüber den privaten Vermögen 
ganz zurück. 

Die privaten Vermögen lassen den Weg der Deutschen über den Erdball, die Art ihrer 
Arbeit und deren Erfolge anschaulich erkennen. In den Volkswirtschaften vieler Länder 
haben die deutschen Vermögen einen erstrangigen Platz. Es gibt deutlich erkennbare 
Schwerpunkte in ihrer geographischen Verteilung, die im Zusammenhang mit der deut- 
schen Wirtschaftsgeschichte stehen. 
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In Schweden hat sich die deutsche Montanindustrie durch eigene Anlagen ihre Erz- 
basis gesichert. In Tanganyika und Südwest-Afrika sind die ausgedehnten und zahlreichen 
deutschen Pflanzungen das Ergebnis der kolonialen Betätigung des Deutschen Reiches. 
In Österreich, der Schweiz, den Niederlanden und der Tschechoslowakei ist die Vielfalt 
und der Umfang der deutschen Vermögen das Ergebnis der engen wirtschaftlichen Ver- 
flechtung dieser Länder mit Deutschland. In Brasilien und in geringerem Maße auch 
in Argentinien haben die zahlreichen deutschen Siedler und Kaufleute große Vermögens- 
komplexe geschaffen. Außerdem bevorzugte die deutsche Industrie diese beiden entwick- 
lungsfähigen Rohstoffländer für die Anlage eigener industrieller Unternehmen. Bedeutende 
industrielle Tochterunternehmen entstanden ferner in Italien und Spanien. Die deutsche 
Einwanderung nach den USA und die Zusammenarbeit der beiden hochindustrialisierten 
Wirtschaftsgebiete schuf dort die, wahrscheinlich dem Werte nach größten Komplexe deut- 
scher Vermögen im Ausland, in dem die Erbschaften eine besonders große Rolle spielen. 


Über die ganze Welt verteilt, mit Schwerpunkten in den Ländern Mittel- und Süd- 
Amerikas, in Ostasien und Teilen Afrikas finden wir ferner zahllose große und kleine 
deutsche Handelsniederlassungen, Kohlendepots, Warenlager aller Art. 


GESAMTWERT DER DEUTSCHEN AUSLANDSVERMÖGEN 


B. Der Wert dieser Vermögen ist nicht bekannt. Er kann auf Grund sorgfältiger deut- 
scher Schätzungen und privater, für einzelne Gebiete durchgeführter Erhebungen auf 7 bis 
10 Milliarden DM geschätzt werden. Der Wert der deutschen Vermögen läßt sich damit 
der Größenordnungnachnurmitdem Wert dervon Polen besetz- 
ten Ostgebiete vergleichen. Es ist der weitaus größte Einzelposten der deut- 
schen Reparations-Leistungen. (Der durch die Demontagen verursachte Verlust wird dem- 
gegenüber auf etwa drei Milliarden DM veranschlagt.) 

In diesem Betrage von 7—10 Milliarden DM ist der Wert der Patente, der mangels 
geeigneier Bewertungsgrundlage überhaupt nicht zuverlässig geschätzt werden kann, und 
der Wert der deutschen Marken, der sich ebenfalls in Zahlen kaum ausdrücken lassen 
dürfte, nicht einbegriffen. 

Das Bundesfinanzministerium wird demnächst zu einer amtlichen Anmeldung der Aus- 
landsverluste auffordern, deren Ergebnis zuverlässige Wertangaben ermöglichen wird. 

Einige ausländische Treuhänder „feindlichen Vermögens“ und die Inter-Alliierte Re- 
parations-Agentur in Brüssel haben zwar Wertangaben über das von ihnen erfaßte 
deutsche Vermögen bekanntgegeben. Es kann jedoch mit Sicherheit festgestellt werden, 
daß diese Werte durchweg zu niedrig sind. In vielen Fällen sind sie das Ergebnis 
yrotesker Unterbewertungen und Verschleuderungen, die oft genug im Zusammenhang 
mit Korruptions-Affären stehen. 

Im übrigen ist der Wert zahlreicher Vermögen davon abhängig. ob sie sich in der 
Hand ihrer deutschen Eigentümer oder in denen eines fremden Eigentümers befinden. 
Die deutschen Niederlassungen beispielsweise, die als arbeitende Außenposten deutscher 
Mutterfirmen einen zum Teil sehr erheblichen Wert darstellen, sind mach ihrem Verkauf 
nur die Büro-Einrichtung wert, in der die deutschen Eigentümer ihre Handelsumsätze 
abwickelten. 

Der Wert der deutschen industriellen Tochterunternehmen ist von dem engen Zusam- 
menhang mit ihrem Mutterhaus abhängig, das sie durch Lizenzvergebung an der fa- 
brikatorischen Weiterentwicklung und den Fertigungskniffen, dem sogenannten know-how, 
teilnehmen läßt, das oft genug weder durch Lizenzen noch Patente, sondern nur durch 
die vertrauensvolle Übermittlung des sich ständig vermehrenden Erfahrungsschatzes des 
Mutterhauses erworben werden kann. 

Die Liquidation von Handelsniederlassungen und in geringerem Maße von Tochter- 
unternehmen und oft genug Pflanzungen und anderen Objekten ist daher nicht Ver- 
mögensübertragung an einen neuen Eigentümer, sondern Vermögensvernichtung. 
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WEGNAHME ODER KONTROLLE 


C. Die deutschen Vermögen im Ausland wurden in sämtlichen Staaten der Erde wäh- 
rend des Krieges oder — in den neutralen und den mit Deutschland verbündet gewesenen 
Ländern — nach Beendigung der Kampfhandlungen der Beschlagnahme oder verschieden- 
artigen Kontrollen unterworfen. 


1. Einzelstaatliche Beschlagnahmegesetze 


Die kriegführenden Länder beschlagnahmten die deutschen Vermögen mit Kriegsaus- 
bruch. („vested“ im angelsächsischen Rechtsbereich, „sequestriert“ im romanischen Bereich.) 
In den Lateinamerikanischen Staaten erfolgte die Beschlagnahme häufig auf alliierten 
Druck schon vor Eintritt in den Krieg oder vor Abbruch der diplomatischen Beziehungen. 


2. Internationale Beschlüsse 


Diese Entwicklung wurde begleitet und gefördert von mehreren Beschlüssen internatio- 
naler Konferenzen. 

Die Pan-Amerikanische Konferenz von Chapultepec (Mexiko) empfahl den amerikani- 
schen Staaten aus Gründen der pan-amerikanischen Sicherheit, gewisse Maßnahmen gegen 
deutsche Staatsangehörige zu treffen, zu denen auch die Kontrolle der deutschen Ver- 
mögen gehörte. 3 

Die Währungskonferenz der Vereinigten Nationen von Bretton Woods (Juli 1944), die 
unter dem Vorsitz des amerikanischen Finanzministers Henry Morgenthau jr. stattfand, 
empfahl den Mitgliedsstaaten, insbesondere den neutralen Ländern, sich den Maßnahmen 
der kriegführenden Staaten zur Beschlagnahme von „Raubgut“ und von Auslandsvermögen 
der „Nazi-Führer“ anzuschließen. 

Der Morgenthau-Plan vom September 1944 über die alliierte Deutschlandpolitik, der in 
Quebec (1944) die Billigung von Roosevelt und Churchill fand, legte zum erstenmal die 
unterschiedslose Fortnahme aller deutschen Auslandsvermögen in einem internationalen 
Dokument fest. „Rücklieferungen und Wiedergutmachungen“ (Z.5) sollen neben Gebiets- 
abtretungen (b), Demontagen (c) und Zwangsarbeit außerhalb Deutschlands (d) geleistet 
werden durch (e) „die Liquidation aller deutschen Vermögenswerte im Ausland, gleich- 
gültig welcher Art“. 

Auf der Potsdamer Konferenz der vier Hauptalliierten (August 1945) wurde beschlossen, 
daß die deutschen Vermögen im Ausland zur Befriedigung des alliierten Reparations- 
anspruches zu verwenden sind. Die Vermögen wurden zwischen der Sowjet-Union und den 
Westmächten in der Weise aufgeteilt, daß die Sowjetunion einschließlich Polens ihre Repa- 
rationsansprüche aus der Ostzone Deutschlands sowie aus den deutschen Vermögen in 
Finnland, Ungarn, Bulgarien, Rumänien und der Ostzone Österreichs befriedigen sollen. 
Die Auslandsvermögen in den übrigen Staaten stehen den anderen Reparationsgläubigern 


zu. [III, 3, 18; IV, 3, 8, 9 der Potsdamer Beschlüsse.] 


3. Reparationsabkommen 


Diese 18 Staaten einschließlich der Tschechoslowakei, Albaniens und Jugoslawiens, denen 
sich nach der Teilung Indiens Pakistan als 19. Staat anschloß, unterzeichneten im Januar 
1946 in Paris das Reparationsabkommen. Nach dem Reparationsabkommen bestehen die 
Reparationsleistungen Deutschlands aus der Kategorie B (Industriedemontagen), und der 
Kategorie A, zu der außer den deutschen Auslandsvermögen, die den weitaus größten 
Wert aller Reparationsleistungen ausmachen, alle übrigen deutschen Reparationen gehören, 
von denen namentlich genannt werden gewisse erbeutete Heeresvorräte und sowjetische 
Verrechnungsleistungen, zu denen sich die Sowjetunion in Potsdam bereiterklärt hatte. Nach 
der Einstellung der Industriedemontagen und der längst erfolgten Abwicklung der übrigen 
Gruppen der Kategorie A sind die Auslandsvermögen die einzigen heute noch beanspruch- 
ten Reparationsleistungen. 
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Im Reparationsabkommen haben die Signatarmächte Quoten vereinbart, die den Anteil 
der einzelnen Staaten an den Reparationsleistungen festlegen. Für die Leistungen aus 
der Kategorie A, die dem Wert nach fast ausschließlich aus den Auslandsvermögen 
bestehen, wurden folgende Quoten vereinbart: 


Land Kategorie Land Kategorie 
A A 
Albanien 0,05 Indien (mit Pakistan) 2,00 
Vereinigte Staaten 28,00 Luxemburg 0,15 
Australien 0,70 Norwegen 1,30 
Belgien 2,70 Neuseeland 0,40 
Kanada 3,50 Niederlande 3,90 
Dänemark 0,25 Tschechoslowakei 3,00 
Ägypten 0,05 Südafrikanische Union 0,70 
Frankreich 16,00 Jugoslawien 6,60 
Großbritannien 28,00 rege a age Te 
Griechenland 2,70 zusammen 100,00 


(IARA, Jahresbericht von 1949, englisch, S. 4) 


Die Mitgliedstaaten rechnen mit der IARA* über die von ihnen vereinnahmten Aus- 
landsvermögen ab, die den Betrag für Deutschland als erbrachte Reparationsleistung 
gutschreibt. Der Wert der von den einzelnen Staaten erfaßten deutschen Auslandsvermögen 
entspricht, wie zu erwarten war, nicht den Quoten, die im Reparationsabkommen für das 
betreffende Land vereinbart worden sind. Die Frage, was mit den Beträgen zu geschehen 
hat, die den Wert der Quote übersteigen, ist zwischen der TARA und einigen Mitglied- 
staaten strittig geworden. Die IARA vertritt den unzutreffenden Standpunkt, daß der 
übersteigende Betrag an die TARA zugunsten derjenigen Staaten abgeführt werden muß, 
die weniger als ihre Quote haben erfassen können. Hierdurch erklärt sich das Bestreben 
einiger Mitgliedstaaten, den Wert der deutschen Vermögen möglichst niedrig anzusetzen, 
da kein StaatInteresse daran haben kann, Werte, die, wirtschaftlich gesehen, Bestandteil seines 
Volksvermögens sind, den anderen Staaten herauszugeben, oder den durch die Liquidation 
der Vermögen ausgeschalteten deutschen Wirtschaftseinfluß durch den eines anderen Staates 
ersetzt zu sehen, der unter Umständen noch weniger erwünscht ist. 


Außerdem hat ein solches Verfahren zur Folge, daß diejenigen Staaten, die über den Wert 
ihrer Quote hinaus deutsche Vermögen erfaßt haben, in ihrer etwaigen Bereitschaft, einen 
Teil oder alle diese Vermögen den deutschen Eigentümern zurückzugeben, gehemmt werden. 
Ihr Konto bei der JARA wird mit dem Wert der deutschen Vermögen als empfangene 
Reparationsleistung belastet, unabhängig davon, wie das betreffende Land die Vermögen 
intern verwendet. Dieses Land müßte also bei Rückgabe der Vermögen den seine Quote 
übersteigenden Teil aus eigenen fiskalischen Mitteln an die IARA abführen. Auch hieran 
hat naturgemäß kein Staat ein Interesse. 


Richtig ist vielmehr, daß nach dem Wortlaut und Sinn des Reparations-Abkommens 
etwaige Überschüsse, die bei der Liquidation der deutschen Vermögen über die Werte der 
Quote des betreffenden Landes hinaus anfallen, dadurch ausgeglichen werden sollen, daß 
dieses Land aus den anderen deutschen Reparationsleistungen der gleichen Kategorie 
einen entsprechend geringeren Anteil erhält. (Teil I, Art. 1D des Reparations-Abkommens, 
in Verbindung mit Teil II, Art. 2). Bei Abschluß des Reparations-Abkommens (Januar 1946) 
wurde angenommen, daß noch zahlreiche andere Arten deutscher Reparationsleistungen 
zur Verfügung stehen würden. Die Kategorie A, zu der die Auslandsvermögen gehören, 
soll „alle Arten deutscher Reparationen umfassen, mit Ausnahme derer, die zur Kate- 
sorie B gehören“. Kategorie B umfaßt „Industrieausrüstungen, Handels- und Binnen- 


schiffe“. (Teil I, Art.1 A des Reparations-Abkommens). 


* Inter-Allied Reparation Agency 
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Es ist. zu erwarten, daß gewisse Mitgliedstaaten des Reparations-Abkommens nach einer 
Klärung dieser Streitfrage im hier vertretenen richtigen Sinne sich mindestens zu nam- 
haften Teilfreigaben der beschlagnahmten Vermögen entschließen werden. 

Über ein Fünftel aller deutschen Vermögen sind Gegenstand eines sogenannten Se- 
questerkonfliktes, der dadurch entsteht, daß dasselbe Vermögen von mehreren Staaten 
beansprucht wird. Beispiel: Eine in USA gelegene Fabrik gehört einer nach belgischem 
Recht errichteten Aktiengesellschaft, deren Aktien in England im Depot liegen und Deut- 
schen gehören. Die größten und wirtschaftlich wichtigsten Vermögen weisen häufig solche 
verwickelten Verhältnisse auf. Es ist daher der IARA trotz wiederholter und jahrelanger 
Versuche nicht gelungen, eine von allen Mitgliedstaaten anerkannte Regelung dieser Frage 
durchzusetzen. Bisher haben nur einige der beteiligten Staaten untereinander Verabredungen 
über die Behandlung solcher Fälle getroffen. 

Der schweizerisch-amerikanische Sequesterkonflikt um die Interhandel, Basel, ist einer 
der Haupt-Gründe für die Weigerung der Schweiz, mit der Liquidation der deutschen Ver- 
mögen gemäß dem Washingtoner Abkommen von 1946 zu beginnen. 

Kein lateinamerikanischer Staat gehört dem Reparationssystem an. 


4. Gesetz Nr. 53 


Ein Teil des deutschen Auslandsvermögens wird durch ausländische Wertpapiere in 
deutschem Besitz verkörpert. Die Erfassung dieser Papiere erfolgte durch das Gesetz Nr. 53 
der Militärregierung, das mit der Besetzung Deutschlands in Kraft trat. Der Zweck des 
Gesetzes ist die Kontrolle der erfaßten Devisenwerte, nicht aber ihre Enteignung. 

Bisher hat deshalb die TARA vergeblich von den alliierten Militärregierungen die Her- 
ausgabe dieser ausländischen Wertpapiere verlangt. Diesem Gesetz kommt daher für die 
deutschen Auslandsvermögen entgegen einer weitverbreiteten Auffassung nur eine unter- 
geordnete, zweitrangige Bedeutung zu. 


5. Kontrollratsgesetz Nr. 5 


Maßgebend ist vielmehr das Kontrollratsgesetz Nr. 5, das in Ausführung der Beschlüsse 
der Potsdamer Konferenz vom Kontrollrat am 30. Oktober 1945 erging. Es übertrug die 
deutschen Auslandsvermögen auf die „Kommission für das deutsche Auslandsvermögen“. 
Die Entschädigung der Eigentümer wird späteren Beschlüssen des Kontrollrats überlassen, 
von dessen Belieben es abhängt, ob er die Entschädigungsfrage überhaupt aufgreifen 
will (Art. V). Er hat es nicht getan. 

„Die Kommission für das deutsche Auslandsvermögen“ hat nur kurze Zeit bestanden. 
ihr einziges Lebenszeichen war eine Verordnung, nach der auch die Vermögen der im Aus- 
land ansässigen Deutschen auf die „Kommission“ übertragen wurde. (Regulation Nr. 1.) 

Die Rechtsmäßigkeit des Gesetzes und des von ihm angestrebten Erfolges begegnet 
schweren Bedenken. Der Kontrollrat war nicht die deutsche Regierung, sondern er übt 
nach seinen eigenen Worten „die oberste Gewalt“ in Deutschland aus, und zwar eine 
fremde Gewalt, die Gewalt der Regierungen, durch deren Vertreter er gebildet wurde. Es 
ist unzulässig, daß eine „oberste Gewalt“, die sowohl der Sache nach wie nach ihren eigenen 
Angaben eine zeitlich begrenzte Aufgabe zu erfüllen hat, derartig weitgehende Maßnahmen 
verfügt, wie sie die entschädigungslose Enteignung des gesamten Auslandsvermögens ist, 
zumal diese Maßnahme den offensichtlichen Interessen der Einwohner des besetzten Ge- 
bietes widerspricht. 

Ferner würde der Kontrollrat, wenn er bei Erlaß des Kontrollratsgesetzes Nr.5 als deut- 
sche Regierung gehandelt hätte, hierdurch in einen unlösbaren Interessenwiderspruch mit den 
Regierungen, die ihn eingesetzt haben, geraten sein, da er für diese Regierungen als Re- 
parationsgläubiger mit sich selbst, als dem Reparationsschuldner, nämlich der deutschen 
Regierung, deren Aufgaben er angeblich wahrnahm, über die Bezahlung dieser Schulden 
durch Fortnahme der Auslandsvermögen kontrahiert hätte. 

Schließlich ist das Gesetz Nr.5 unabhängig davon, ob es nun vom Kontrollrat als einer 
„deutschen Regierung“ oder als einer fremden Gewalt erlassen worden ist, außerhalb der 
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Grenzen des vom Kontrollrat verwalteten Gebietes unwirksam. Die Enteignung von Ver- 
mögen in einem fremden Staat ist mit der Achtung vor der Rechts- und Gebietshoheit 
dieses Staates nicht vereinbar und daher unzulässig. 

Der Zweck des Gesetzes Nr. 5 bestand jedoch gerade darin, unter Aufstellung der Fiktion 
einer von dem Kontrollrat als „deutsche Regierung“ durchgeführten Enteignung der Aus- 
landsvermögen der deutschen Staatsangehörigen die neutralen Staaten zu veranlassen, die 
deutschen Vermögen in ihren Gebieten an die Alliierten herauszugeben. Sämtliche sieben 
neutralen Länder haben sich geweigert, diese Fiktion anzuerkennen. Sie mußten vielmehr 
durch die mit den vier wichtigsten von ihnen abgeschlossenen „Washingtoner Abkommen“ 
zur Liquidation der Vermögen veranlaßt werden. 

Mit dem Kontrollrat hat auch die „Kommission für das deutsche Aulandsvermögen“ ihre 
Tätigkeit eingestellt und scheint sich aufgelöst zu haben. Es ist unklar, ob nun nach alliierter 
Auffassung die drei westlichen Besatzungsmächte allein ohne die Sowjetunion über die 
Auslandsvermögen verfügen dürfen. Eine ausdrückliche Übertragung ist nicht bekannt ge- 
worden. Sie ist auch mit Rücksicht auf die Spannungen zwischen den westlichen und dem 
östlichen Mitglied des Kontrollrats unwahrscheinlich. 

Die IARA in Brüssel ist jedenfalls nicht die Rechtsnachfolgerin der „Kommission“. Sie 
ist lediglich die Verrechnungsstelle für die deutschen Reparationsleistungen, zu denen nicht 
nur die Auslandsvermögen gehören. Sie ist unabhängig von den Verträgen, die zur Ein- 
richtung des Kontrollrates führten, und beruht auf einer zwischenstaatlichen Vereinbarung 
von 19 Staaten, dem Pariser Reparations-Abkommen. 

Falls man also die durch das Kontrollratsgesetz Nr. 5 geschaffene Lage als rechtsgültig an- 
sehen will, so ergibt sich, daß das deutsche Vermögen zwar keineswegs „herrenlos“ ist, die 
Funktionen des Eigentümers aber zur Zeit von niemandem mit eindeutiger Klarheit wahr- 
genommen werden können: der deutsche Eigentümer wird durch das Kontrollratsgesetz Nr. 5 
behindert; die „Kommission“ aber besteht nicht. 


DIE LAGE DES DEUTSCHEN VERMÖGENS IN DEN VERSCHIEDENEN LÄNDERN 


D. Mit der Beschlagnahme der deutschen Vermögen in allen Ländern der Erde war eine 
einheitliche Null-Linie erreicht. Seit Kriegsende hat sich die Lage in den einzelnen Staa- 
ten verschieden entwickelt. Es können drei Gruppen von Ländern unterschieden werden: 

1. die 19 Signatarmächte des Reparationsabkommens von Paris und die Mitgliedsstaaten 

der IARA (Interalliierte Reparationsagentur), Brüssel; 

2. die übrigen am Krieg beteiligten Staaten; 

3. die neutralen Staaten. 

Von den am Reparationssystem beteiligten Ländern haben die 


USA 


durch den War Claims Act von 1948 bestimmt, daß die deutschen Vermögen liquidiert 
werden und der Erlös zur Befriedigung von Kriegsschadensansprüchen amerikanischer 
Bürger gegen die Achsenmächte benutzt wird. 

Eine dreiköpfige War Claims Commission stellt die Gruppen der Anspruchsberechtigten 
fest und vermittelt die Auszahlung. Durch das Gesetz wird eine etwaige Rückgabe an die 
deutschen Eigentümer — wie nach dem Ersten Weltkrieg — und eine Entschädigung durch 
die USA ausdrücklich ausgeschlossen. 

Für sogenannte „Naziopfer“, d.h. Eigentümer, die aus rassischen, religiösen oder politi- 
schen Gründen verfolgt wurden, ist die Möglichkeit vorgesehen, auf Antrag das Vermögen 
zurückzuerhalten. Auf Grund von unveröffentlichtem Material, das vom State Departement 
vorgelegt wurde, hat die War Claims Commission am 8. Februar 1950 entschieden. daß die 
amerikanischen Kriegsgefangenen in deutscher und japanischer Hand in jedem Fall und 
für die ganze Dauer ihrer Gefangenschaft vorsätzlich unzureichend ernährt worden 
sind. Jeder Kriegsgefangene soll aus dem Liquidationserlös der deutschen Vermögen je 
Tag seiner Gefangenschaft einen Entschädigungsbetrag von 1$ erhalten. Zi 
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Fälle vorsätzlich unzureichender Ernährung in deutschen Lagern sind weder bei den 
üblichen hearings, die dem Erlaß des War Claims Act vorangingen, noch in dem Bericht 
der War Claims Commission bekannt gegeben worden. Die bekanntgewordenen Fälle be- 
schränken sich auf japanische und ein bulgarisches Lager. 

Von dem auf etwa 300 Millionen $ geschätzten Wert der bisher beschlagnahmten Ver- 
mögen dürfte für diese und einige andere Entschädigungsansprüche ein Betrag von etwa 
75 Millionen $ benötigt werden. — In 


Großbritannien 


wird durch Gesetz vom 16. Dezember 1949 die Verteilung des Liquidationserlöses an die 
britischen Gläubiger deutscher Schuldner vorgesehen. Die Zahlung stellt zwar nach amt- 
licher Aufassung eine ex gratia Maßnahme der britischen Regierung dar, durch die die 
Verpflichtung des deutschen Schuldners unberührt bleibt. Es darf aber angenommen 
werden, daß bei einer Abschlußregelung die dem Gläubiger zugekommene Zahlung ange- 
rechnet werden wird. Der Wert der Vermögen wird auf 15—20 Millionen £ geschätzt. 
Verglichen mit der Verwendung des Liquidationserlöses zugunsten der Reparations- 
leistungen des Reichs stellt die von England vorgesehene faktische Verrechnung gegen 
die deutschen Schulden, die dadurch um etwa 10—15 Prozent vermindert werden, das 
kleinere Übel dar, da hierdurch zwar auch die Aktiva verloren gehen, zugleich aber die 


Passivseite entlastet wird. — In 
Frankreich 


wurden die deutschen Vermögen nach dem Abzug der deutschen Truppen durch Verord- 
nung vom 5. Oktober 1944 ein zweites Mal beschlagnahmt. Auf Grund des Gesetzes vom 
2]. März 1947 hat die Liquidation der Vermögen begonnen. — Die 


Niederlande, Dänemark und Norwegen 


sind die einzigen Länder der westlichen Welt, in denen durch Gesetz vom 20. Oktober 
1944, bzw. 30. März 1946 und 22. März 1946 die deutschen Vermögen nicht nur — wie 


im Kriegsfall üblich — beschlagnahmt, sondern ipso iure auf den Staat übertragen 
worden sind. — Überraschenderweise hat sich 
Griechenland 


mit Gesetz vom 20. Oktober 1950 diesem Vorbild angeschlossen. — In den 


Niederlanden und Dänemark 


können auf Antrag die Vermögen nach Abschluß eines „Entfeindungs“verfahrens des 
Figentümers zurückgegeben werden. Die von den Behörden an die „Entfeindung“ gestell- 
ten Ansprüche sind jedoch praktisch nicht erfüllbar, so daß von dieser Möglichkeit nur 
wenige, in den betreffenden Staaten ansässige Personen Gebrauch machen konnten. In 


Belgien und Luxemburg 
sind im Herbst 1950 Gesetze eingebracht worden, die die Liquidation der Vermögen 
vorsehen. Der belgische Gesetzentwurf sieht verhältnismäßig weitgehende Maßnahmen 
zugunsten der in Belgien ansässigen Deutschen und der deutschen Vermögen in den ost- 


belgischen Gebieten vor. — 
Von den übrigen am Krieg beteiligt gewesenen Staaten sind in 


Italien 
die Vermögen der zahlreichen in Italien ansässigen Deutschen auf Grund des italienischen 
Feindvermögensgesetzes vom 6. Juli 1938 beschlagnahmt. 

Die übrigen deutschen Vermögen sind auf Grund des von Italien mit den Alliierten 
abgeschlossenen Washingtoner Abkommens vom 14. August 1947 beschlagnahmt und wer- 
den liquidiert. Durch Zusatzprotokoll zum deutsch-italienischen Handelsvertrag vom 
Herbst 1950 sind nach deutscher Auffassung die Vermögen der Italien-Deutschen von der 
Beschlagnahme freigestellt worden. Die italienische Praxis ist noch nicht einheitlich. — In 
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Brasilien 


sind die sehr erheblichen Vermögen der in Brasilien ansässigen Deutschen durch Gesetz 
vom 4. November 1950 freigegeben. Für die übrigen Vermögen gilt noch die Beschlag- 
nahme auf Grund des Gesetzes vom 11. März 1942. 


Uruguay 
ist das erste Land, das sich im Frühjahr 1950 zu einer Totalfreigabe der deutschen Ver- 
mögen entschlossen hat, obwohl es während des Krieges als eines der ersten südamerika- 
nischen Länder den Bruch mit dem Reich vollzogen hatte. 
Als das bevorzugte Land für Fluchtkapitalien legt Uruguay Wert auf unbedingt recht- 
mäßiges Verhalten gegenüber den privaten Interessen. — In 


Argentinien 

wurden die umfangreichen deutschen Vermögen durch Gesetz vom 25. April 1949 be- 
schlagnahmt. Die 32 wichtigsten deutschen Industrieunternehmen wurden durch Gesetz 
vom 1. Juli 1947 auf die durch das gleiche Gesetz errichtete Direktion der Staatsbetriebe 
(DINIE) übertragen. Sie bilden den Kern und das wichtigste Stück dieses inzwischen 
zu einer beherrschenden Stellung im argentinischen Wirtschaftsleben emporgestiegenen 
Staatskonzerns. Durch Dekret vom 10. November 1950 ist ein interministerieller Aus- 
schuß gegründet worden, der innerhalb einer bestimmten Frist Vorschläge für die end- 
gültige Verwendung der deutschen Vermögen machen soll. 

In den übrigen lateinamerikanischen Ländern, in denen überall namhafte 
deutsche Vermögen auf dem Spiel stehen, ist die Entwicklung im einzelnen unterschiedlich 
gelaufen. Im allgemeinen besteht Neigung zu einer wirtschaftlich vernünftigen Lösung, 
zumindest zugunsten solcher Eigentümer, die sich noch oder wieder im Lande befinden. 
Eine Ausnahme macht lediglich 


Guatemala 


wo nach der Enteignung des ausgedehnten deutschen Vermögens, das vor allem in ganze 
Provinzen umfassenden Pflanzungen bestand, die linksradikale Regierung sich nunmehr 
gegen das gesamte ausländische Eigentum wendet. — In 


China 


unterliegen die deutschen Vermögen nach Aufhebung der Beschlagnahmegesetze der Na- 
tionalregierung nunmehr, soweit vorhanden, nur den für alle Länder geltenden Kontroll- 
bestimmungen. 

Japan 
ist das einzige Land, in dem das Kontrollratsgesetz Nr 5 durch den alliierten Oberbefehls- 
haber außerhalb Deutschlands unmittelbar Anwendung findet. Die Liquidation der Ver- 


mögen ist beendet. Über die Verwendung des Liquidationserlöses ist nichts bekannt. 
Eine Sonderstellung nimmt 


Österreich 
ein. In der sowjetischen Zone Österreichs wurden die deutschen Vermögen auf die Sowjet- 
union übertragen und die gewerblichen Unternehmen der zu diesem Zweck gegründeten 
„Verwaltung sowjetischer Unternehmen in Österreich“ (USIA) unterstellt. Die West- 
alliierten haben für ihre Zonen die österreichische Regierung mit der Verwaltung der 
deutschen Vermögen beauftragt, die wiederum Treuhänder eingesetzt hat. Große Unter- 
nehmen wurden der Siaatsverwaltung unterstellt. 

Im Entwurf des Staatsvertrages ist vorgesehen, daß die deutschen Vermögen der öster- 
reichischen Regierung übertragen werden sollen. Wegen der großen Zahl und der allgemein- 
wirtschaftlichen Bedeutung einiger großer Objekte stellt die Behandlung der deutschen 
Vermögen in Österreich ein volkswirtschaftliches Problem dar, dessen Bewältigung für 
die österreichische Regierung umso schwieriger wird, je länger der durch die Verzögerung 
des Staatsvertrages geschaffene Schwebezustand andauert. Übrigens ist die Verwaltung 


der Vermögen seit Ende 1950 Gegenstand heftiger innenpolitischer Auseinandersetzungen 
geworden. — Von den 


Die deutschen Vermögen im Ausland 93 


sieben neutralen Staaten 


haben vier die sogenannten Washingtoner Abkommen mit den Alliierten abgeschlossen, 
durch die sie zur Liquidation der deutschen Vermögen verpflichtet sind. 

Nach den Grundsätzen des bisherigen Völkerrechts ist die Beteiligung von neutralen 
Staaten an der Fortnahme der privaten Vermögen von Staatsangehörigen der besiegten 
Länder in keiner Weise zu rechtfertigen und steht einzig in der neuen Geschichte da. 


Die Schweiz 


(Washingtoner Abkommen vom 25. Mai 1946) hat mit der Liquidation trotz wiederholten 
und lebhaften Drängens der Alliierten bisher noch nicht begonnen, weil sie vorher bin- 
dende Erklärungen der Alliierten über die Durchführung der Entschädigung der deutschen 
Wigentümer, insbesondere über den Wechselkurs zwischen Schweizer Franken und Mark, 
zu erhalten wünschte. Außerdem hat der Sequesterkonflikt zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Schweiz über die amerikanischen Tochtergesellschaften der in Basel 
domizilierenden, von den IG-Farben gegründeten, vor längerer Zeit aber bereits in 
Schweizer Eigentum übergegangenen „Interhandel“ zu einer Verzögerung der Liquidation 
beigetragen. — In 


Schweden 


(Washingtoner Abkommen vom 18. August 1946) ist die Liquidation beendet. Der Erlös 
von etwa 350 Millionen Kronen wird zur Bezahlung deutscher Schulden verwendet. 150 
Millionen Kronen sind den Alliierten vorweg für die Einfuhr lebenswichtiger Güter nach 
Deutschland zur Verfügung gestellt worden. Dieser Betrag scheint als Grundkapital der 
JEIA verwendet worden zu sein. Bei der im Gang befindlichen Liquidation der JFIA war 
sein Verbleib bisher nicht festzustellen. Der Betrag würde zusammen mit den Zahlungen 
der deutschen Schuldner, die von ihren Verpflichtungen befreit worden sind, über eine 
Ausgleichskasse den deutschen Eigentümern zur Auszahlung eines DMark-Gegenwertes für 
ihre Verluste zur Verfügung stehen müssen. — In 


Spanien 


(Washingtoner Abkommen vom 10. Mai 1948) ist die Liquidation weit fortgeschritten. 
Ein Viertel des Erlöses soll zur Bezahlung deutscherseits nicht näher bekannter Schulden 
an Spanien benutzt werden. 75 Prozent werden den Alliierten für Reparationszwecke zur 
Verfügung gestellt. 
Portugal 

hat in Ausführung eines mit den Alliierten abgeschlossenen Vertrages durch Gesetz vom 
21. April 1949 die Liquidation angeordnet, die jedoch noch nicht begonnen hat. Der 
Liquidationserlös soll an die Alliierten ausgezahlt werden. Das Gesetz sieht eine Beru- 
fungsmöglichkeit und zahlreiche Ausnahmen vor. Die praktische Bedeutung dieser Bestim- 
mungen ist noch nicht zu erkennen. Das persönliche Eigentum einer größeren Anzahl von 
Deutschen, die in Portugal wohnen, wurde inzwischen freigegeben. 


FRAGE DER DEUTSCHEN SOUVERÄNITÄT 


E. Die Aussichten für eine wenigstens teilweise Rückgabe der deutschen Vermögen sind 
in zahlreichen Ländern seit Anfang 1950 besser geworden. Im Wege direkter Einzelver- 
handlungen zwischen der Bundesrepublik und den betreffenden Staaten ließen sich Wege 
für eine wirtschaftlich vernünftige Lösung finden. Durch ausdrückliches alliiertes Verhot 
ist jedoch die Bundesrepublik daran gehindert, sich der deutschen Vermögen anzunehwen, 
da die Alliierte Oberkommission an der Auffassung festhält, daß die Vermögen durch 
Gesetz Nr.5 des inzwischen aufgelösten Kontrollrats ihren Charakter als deutsche Ver- 
mögen verloren haben und daher nicht mehr der Zuständigkeit der deutschen Regierung 
unterliegen. Dieses ausdrückliche Verbot gilt auch für die in Errichtung befindlichen 
‚deutschen amtlichen Vertretungen im Ausland. 


GEORG VON RAUCH 
Sowjet-Patriotismus ? 
Sozialismus in einem Lande 


Der Sowjetpatriotismus als politische und geistige Erscheinung ist nicht erst, wie 
man im Zweiten Weltkrieg glaubte, durch den deutschen Einfall ausgelöst worden. 
Seine erste Phase fällt in die Zeit von 1933—1939. 

Er hat seinen Ursprung in der von Lenin abweichenden Einstellung Stalins zur 
nationalen Frage. Lenin stellte die Interessen des Weltsozialismus höher als die 
nationalen. Er bekämpfte auch innerhalb der Sowjetregierung mit Schärfe einen 
großrussischen Nationalismus. Er glaubte nicht an die Möglichkeit eines soziali- 
stischen Rußland inmitten einer feindlichen kapitalistischen Welt. Stalin dagegen 
betonte von 1924 ab immer unmißverständlicher die Notwendigkeit, den Sozialis- 
mus zunächst in einem Lande zu verwirklichen. Dieses eine Land war die Sowjet- 
union, ein Sechstel der Erdoberfläche, wie Stalin nicht müde wurde zu betonen. 

Den Gegensatz beider Auffassungen sucht man zu leugnen oder zu überbrücken. 
Man beruft sich auf Lenins berühmten Artikel „Vom Nationalstolz der Großrus- 
sen“ vom 12. Dezember 1914,! den man als Legitimation für den Sowjetpatriotismus 
der Gegenwart hinstellt. In Wirklichkeit war dieser Artikel ein Kampfruf gegen 
den „Sozialchauvinismus“ eines Plechanow und anderer patriotischer Sozialisten, 
der zum Sturz des Regimes und zum Defaitismus aufforderte. Der Vaterlands- 
begriff wird an die Arbeiterklasse geknüpft, kaum anders als bei Bakunin, der 
die Worte „Wir haben kein Vaterland; Unser Vaterland ist die Revolution“ ausrief. 


Söhne des großen Vaterlandes 


Der Sowjetpatriotismus Stalinischer Prägung war in seiner Entstehung eine un- 
mittelbare Folge der Machtergreifung Hitlers, weil nunmehr die Verzögerung der 
Weltrevolution endgültig evident wurde, nachdem auch in anderen Ländern tota- 
litäre, „faschistische“ Regierungen sich durchgesetzt hatten.? In zweiter Linie erwies 
es sich als notwendig, nationale Strömungen im eigenen Lande, besonders in der 
Ukraine, in einer derartigen Weise aufzufangen, daß sie vom Kreml gelenkt wer- 
den konnten. Das Aufkommen des Sowjetpatriotismus ist die, wenn man will, 
positive Kehrseite des Kampfes gegen den internationalen Trotzkismus: er führte zu 
einer Besinnung auf die eigenen Grundlagen, auf das „sozialistische Vaterland“, auf 
die UdSSR: ein Staatswesen mit eigener Tradition und eigenen Gesetzmäßigkeiten. 

Der Kampf gegen die vorher als maßgebend geltende Geschichtsauffassung von 
Pokrowskij wird zum ersten Anzeichen dieses ideologischen Kurswechsels. Er ist 


1 W.J. Lenin. Gesammelte Werke, Russ. Ausgabe 1948, Bd. 21. S. 84 ff. 
® Der chinesische Professor Tschang sagt in Foreign Affairs Juli 1950 etwas überspigt sowohl in der Sache 


als auch in der Zeitangabe: Stalin hat die Sache des internationalen Kommunismus schon ab 1928 den internatio- 
nalen Interessen Rußlands untergeordnet. 
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eine Angelegenheit der höchsten Spitzen von Staat und Partei. Stalin selbst gibt 
in seiner Stellungnahme vom August 1934 (zusammen mit Kirow und Schdanow) 
und April 1936 (zusammen mit Molotow) die Richtlinien für die neue Geschichts- 
auffassung und überwacht die Herausgabe der neuen Lehrbücher. Pokrowskij wird 
der Vorwurf gemacht, daß er die Größe und Würde der nationalen Vergangenheit 
Rußlands verkannt und die Bedeutung der Persönlichkeit und der geistigen Fak- 
toren unterschätzt und mißachtet hatte. Seine Geschichtsauffassung sei in einen leeren 
soziologischen Schematismus ausgeartet, der im Grunde auf einem Mißverstehen 
des dialektischen Materialismus von Marx beruhe. Pokrowkij hat nicht an die 
Möglichkeit des Sieges einer sozialistischen Revolution in einem Lande geglaubt. 
Er wird damit posthum zum Trotzkisten gestempelt.! 


Im Begrüßungstelegramm Stalins an die Retter der Tscheljuskin-Polarexpedition 
im Jahre 1934 klingt der neue patriotische Tenor schon voll an, wenn sie als 
„Söhne unseres großen Vaterlandes“ begrüßt werden. Von nun an sind Begriffe 
wie „rodina“ (Heimat)? und „otetschestwo“ (Vaterland) nicht mehr aus der offi- 
ziellen Sprache des Kreml und der Presse wegzudenken. In Film und Theater, in 
Dichtung und bildender Kunst wird die Vergangenheit neu entdeckt und heroisiert. 
Großfürsten und zaristische Heerführer werden verherrlicht, Jahrestage großer 
historischer Begebenheiten festlich begangen.? 

„Seine Heimat zu lieben und ihre Geschichte zu kennen, ist Pflicht des Sowjetbürgers“, 
schreibt die Iswestija im Mai 1936, dem Jahr der neuen Stalinverfassung, die dem neuen 
Staatsgefühl die formale Gestalt gibt. Die Grenzkämpfe mit den Japanern in Korea am 
Ende des Jahres 1936 werden dazu benutzt, die patriotischen Gefühle mächtig in Wallung 
zu bringen. „Sowjeterde“, schreibt die Prawda im Dezember 1936, „groß und mächtig ist 
sie und ohne Grenzen, fröhlich und glücklich. Wahrlich, wir Werktätigen der Sowjetunion, 


wir lieben unsere Heimat. Wir sind Patrioten ..... selbst die Luft der Sowjets ist 


uns heilig....“ 


Auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens macht sich die Rückkehr zur Tra- 
dition bemerkbar. In den Schulen wird neben dem Geschichtsunterricht auch das 
Latein wieder eingeführt. Man kehrt zur Bewertung der Leistungen und Prüfungen 
zurück, und die Autorität des Lehrers erhält wieder Geltung. Die Familie wird 
unter staatlichen Schutz gestellt und die Ehescheidung erschwert; anschließend gibt 
es — schon nach Beginn des Krieges — Prämien für kinderreiche Mütter. In der 
Kirchenfrage erfolgt eine sensationelle Abkehr von der Gottlosenpropaganda und 
eine Milderung bei der Verfolgung von Geistlichen. Auf einer Ende 1938 von der 
Akademie der Wissenschaften und dem Gottlosenverbande abgehaltenen gemeinsamen 
Tagung wird das Christentum als ein „progressiver Faktor“ im Ablauf der Mensch- 
heitsgeschichte anerkannt. Das neue Offizierskorps wird nach der großen Säuberung 


ı Näheres siehe in einem Artikel „Die sowj. Geschichtsforschung im Zeichen des Stalinismus“, Europa-Archiv. 
1950 Heft 19 ff. 

2 Der sowjetische Heimatbegriff (Sowjetskaja rodina) ist etwas grundlegend anderes als der europäische 
(deutsche) Heimatbegriff. Er ist nicht landschaftsgebunden und bodenständig. Umsiedlungen und Verschleppungen 
haben und sollten jeden regionalen oder volksgebundenen Heimatbegriff töten. Der sowjetische Heimatbegriff 
ist ein politischer Begriff, bezogen auf das Gesamtstaatsgebiet der Union. Heimat ist eben nur „Form“ wie Volks- 
tum, sie muß mit sozialistischem Inhalt gefüllt werden. 

3 Näheres Europa-Archiv a.a.O. 

% Die Zeitschrift „Besboshnik“ stellte ihr Erscheinen im September 1941 ein. Nach 1946 lebte die Gottlosenpro- 


paganda wieder auf, vgl. Literaturnaja Gaseta vom 3. 9, 1949, 
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des Jahres 1937 nicht mehr auf dem Boden der Klassenkampfideologie ausgebildet. 
Mit der Wiederherstellung der militärischen Führung treten die politischen Kom- | 
missare an die zweite Stelle. Die Herstellung der „einheitlichen Kommandogewalt“ 
widerruft eine der frühesten revolutionären Entscheidungen nach dem Oktober 1917. \ 
Schließlich wird auch der alte militärische Gruß wieder obligatorisch. Die im Januar 
1939 eingeführte Eidesformel hat eine ausgesprochen patriotische Klangfarbe und 
wird unter einem feierlichen Zeremoniell abgeleistet. 

Der Staat ist wieder zu Ehren gelangt. Eine Brücke ist geschlagen über den tiefen 
Graben der Oktoberrevolution hinüber zur Vergangenheit des „heiligen Rußland“. 


Der Rausch des Ruhmes und der Technik 


Es entsteht die Frage, ob hiermit ein radikaler Bruch mit der marxistischen | 
Klassenkampfideologie vollzogen wurde und wie dieser neue vom Kreml gesteuerte 
Sowjetpatriotismus vom Volk aufgenommen worden ist. 

Der Sowjetpatriotismus ist kein leeres Schlagwort geblieben. Er fiel durchaus auf 
fruchibaren Boden. Die junge Generation griff die neuen Parolen spontan auf. 
Sie hatte instinktiv im Leninismus neben seinen sozialen Forderungen und Verän- 
derungen die ungeheuere Triebkraft einer technischen und organisatorischen Mo- 
dernisierung Rußlands erkannt. Die technischen Fortschritte der letzten Jahre. die 
Erschließung neuer Bodenschätze und Verkehrswege, die Anlage von Riesenwerken, 
die Freilegung des nordöstlichen Seeweges, Polarexpeditionen und Fernstreckenflüge 
erfüllten sie mit einem enthusiastischen Hochgefühl darüber, daß sie, der fortge- 
schrittensten Nation der Welt, wie sie meinten, angehörten und einen Anteil an 
der Aufwärtsentwicklung besaßen. Vergleichsmöglichkeiten mit dem Auslande 
fielen fort. Die terroristischen Gewaltmethoden, die vieles an den neuen Errungen- 
schaften erst erinöglicht hatten, die Hungerkatastrophen infolge des aus Dumping- 
gründen forcierten Getreideexports, die Blutbäder der Jahre 1918/20 und 1936/38 
wurden ignoriert oder mit russischem Fatalismus hingenommen. | 

Der Sowjetpatriotismus der jungen Generation ist keine Fiktion, er ist echt. 
Auch die aufrichtigsten Antibolschewisten der Wlassowbewegung zögerten, über das 
Sowjetsystem als Ganzes den Stab zu brechen; auch sie waren vom Geist dieser 
technisch-wirtschaftlichen Entwicklung, von dieser Freilegung unerhörter Energien 
aus dem Rohstoff der trägen Massen des Volkes fasziniert. 

Mit diesen Errungenschaften schien der Stalinismus, über den Leninismus hin- 
auswachsend, den „sowjetischen Menschen“ einer glücklicheren Zukunft entgegen- 
zuführen: auch wenn die Weltrevolution sich verzögerte. Und man tröstete sich über 
die unerhörten Leiden, Mühen und Qualen hinweg mit dem Hinweis auf das Re- 
formwerk Peters des Großen, das ebenfalls übermenschliche Opfer verlangt hatte. 


Der Große Vaterländische Krieg. Kirche und Panslawismus 


Mit dem Einmarsch der Deutschen im Sommer 1941 erhält der Sowjetpatriotismus 
seine innere Rechtfertigung. Die Lösung von den universalen Bezügen und die 
Konzentration auf das eigene Staatsterritorium erschien nun um so lebensnotwen- 
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diger, je größer die Massen wurden, die in deutsche Kriegsgefangenschaft gerieten. 
Alle Energien des Volkes wurden für die Verteidigung des Vaterlandes aufgerufen. 
Die Formel „Proletarier aller Länder vereinigt Euch“ am Kopf mehrerer Zeitungen 
wurde nun gegen die Worte „Nieder mit den faschistischen Eindringlingen“ aus- 
gewechselt. Folgerichtig wurde auch im internationalen Rahmen dasselbe getan, die 
Kommunistische Internationale im Mai 1943 aufgelöst und die „Internationale“ als 
Staatshymne durch eine eigens angefertigte Sowjethymne ersetzt. 


Aber ebenso wie von den universalen, erfolgte gleichzeitig auch die Lösung von 
den revolutionären Traditionen, die neuen staatspatriotischen Werten weichen 
müssen. Es war folgerichtig, wenn nach Ende des Krieges, Anfang 1946, die Be- 
zeichnung „Rote Armee“ durch „Sowjetarmee“ ersetzt wurde. 


Als die Gefahr aus den weißruthenischen und ukrainischen Randgebieten auch 
das großrussische Zentrum berührte, als die Einkesselung Moskaus im Bereich des 
Möglichen lag und die Regierung nach Kuibyschew verlegt wurde, um sich von hier 
nach Swerdlowsk im Ural abzusetzen, besann sich Stalin auf den Kern der Bevöl- 
kerung der Sowjetunion, auf das russische Volk! Auch hierfür waren die Voraus- 
setzungen schon gegeben. Bereits im Gutachten für die Geschichtsbücher von 1943 
war den Großrussen die Rolle des „Sammlers der Völkerschaften“ zugebilligt wor- 
den. Schon von da ab konnte man neben „rodina“ und „otetschestwo“ auch auf das 
bislang verpönte „Rossija“ (Rußland) stoßen. Jetzt machte man die Erfahrung, 
daß die russischen Soldaten ihre stärksten Kampfimpulse nicht aus dem etwas blut- 
leeren sowjetischen Unionspatriotismus schöpften, sondern aus ihrem Opfermut für 
„Mütterchen Rußland“. Stalin selbst gab es im Gespräch mit Harry Hopkins zu. 


Die gesamten Kampfparolen wurden im Winter 1941/1942 auf das russische 
Nationalempfinden umgestellt. Der russische Staat und das russische Volk traten 
in den Mittelpunkt des patriotischen Empfindens. Das russische Volk, hieß es von 
nun ab, sei das größte der Sowjetunion, die Russische Föderative Sowjetrepublik 
(„RSFSR“ = 75 Prozent des Gesamtterritoriums, Großrussen — mehr als 50 Pro- 
zent der Bevölkerung —), der eigentliche Träger seiner Geschichte. „Unzerstörbare 
Union freier Republiken, auf immer geeint durch das große Rußland“, hieß es 
auch in der neuen Hymne. 

Nun wird, ungleich stürmischer als zuvor, die russische Vergangenheit zur pa- 
triotischen Kraftquelle, zum moralischen Verbündeten des Kampfgeistes der Truppe. 
In bewußter Anknüpfung an das große Jahr 1812 wird auch dieses Ringen zu 
einem „großen vaterländischen Krieg“ mit dem ganzen mystisch-romantischen Klang 
dieser Parole. Tarles Buch über die Napoleonische Invasion, 1938 erschienen, erhält 
eine atemberaubende Aktualität, und nachdem das Landgut Jasnaja Poljana in 
Flammen aufgegangen ist, gelangt Tolstojs „Krieg und Frieden“ zu neuer mitrei- 
Bender Wirkung. Alexander Newskij, Großfürst und Heiliger der orthodoxen Kirche, 
wird zum Sinnbild des „ewigen“ Kampfes zwischen Slawen und Germanen; Su- 
worow, Kutusow und anderen Heerführern der Zaren zu Ehren werden Orden und 
Ehrenzeichen gestiftet. 

Mit dem Brückenschlag zur zaristischen Vergangenheit zugleich erfolgt auch die 
Einbeziehung der Kirche in die patriotische Zusammenfassung aller geistigen 
Widerstandskräfte des Volkes. Es beginnt mit Treuebekenntnissen der kirchlichen 

2 
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Würdenträger und Sammlungen für die Waffenspende (1942) und endete mit dem 
Empfang der Metropoliten bei Stalin und der Wahl eines neuen Patriarchen (1943)! 
Anschließend wird ein Amt für Angelegenheiten der orthodoxen Kirche gegründet, 
dem bald eines für die anderen Konfessionen folgt. 

Der Eindruck auf die westliche Welt ist der gewünschte.? Die Evolution zum Na- 
tionalbolschewismus oder -kommunismus, der nicht auf Weltrevolution sinnt, son- 


dern nur um den Schutz seines Landes besorgt ist und so zum Künder eines neuen| 


„proletarischen Humanismus“? wird, scheint Tatsache. So sieht es ein Romain 
Rolland, ein Karl Barth oder F. Lieb, ein Thomas Mann. Um dieses vermeint- 
lichen „Humanismus“ willen ist man auch bereit, dem neuen russischen Patriotismus 
die panslawistischen Tendenzen nachzusehen, die ebenso aus der zaristischen Tra- 
dition übernommen werden wie die Verwendung der Kirche zu staatlich-politischen 


Zwecken. Im Widerspruch zu Marx — aber im Einklang mit Bakunin — wird bereits 


1941 ein slawisches Komitee in Moskau begründet, das nach der Liquidierung der 
Komintern (1943) deren Rolle wenigstens zu einem Teil übernehmen konnte. Die 


| 


Losungen der Kommunistischen Partei zum Jahrestag der Revolution 1942 ver- 


meiden jede Anspielung auf die Weltrevolution und appellieren dafür an die 


Gemeinsamkeit der slawischen Brüder. 

Am 24. Mai 1945 feierte Stalin in einem Trinkspruch beim Empfang von Kriegs- 
teilnehmern im Kreml das russische Volk als die „führende Kraft innerhalb der 
Sowjetunion“, als das widerstandsfähigste unter ihren Völkern, das „in erster Linie 
die Bürde des Sieges getragen“ habe. 

Niemals trat die Umdeutung der russischen Geschichte krasser hervor, als 
in Stalins Siegesbotschaft anläßlich der Niederwerfung Japans am 2. September 1945. 
Von der seinerzeit bei den Revolutionen mit Jubel aufgenommenen Niederlage der 
Zarentruppen im russisch-japanischen Kriege von 1904/05, deren ursächliche Ver- 
knüpfung mit dem Ausbruch der Ersten Russischen Revolution auf der Hand lag, 
heißt es nun: „sie fiel als dunkler Schandfleck auf unser Land. Unser Volk hoffte 
und wartete auf den Tag, an dem Japan geschlagen und der Schandfleck ausge- 
tilgt sein würde. Vierzig Jahre haben wir, die Männer der älteren Generation,“ fährt 
Stalin fort, „auf diesen Tag gewartet. Nun ist er endlich gekommen“. 

Die Revolution hatte sich das Geschichtsbild des zaristischen Rußlands einver- 
leibt. Sie sah sich in der Rolle des nunmehr legitimen Erben der russischen Über- 
lieferungen. War sie damit nicht selbst ihrer ursprünglichen Sendung untreu 
geworden? War sie damit nicht verbürgerlicht worden? 


Der sowjetische Fortschrittsgedanke und die Völker der Sowjetunion 


Nicht, daß der Kreml der nationalistischen Geister, die er beschworen, gegen 
Ende des Krieges nicht mehr Herr zu werden fürchtete, — wie man gelegentlich 


! Metropolit Sergius. Nach seinem Tode im Mai 1944 erfolgte im Januar 1945 die Wahl des Metropolitem 
Alexios von Leningrad zum Nachfolger durch eine große Kirchengemeinde. 

® Zur anglikanischen Kirche wurden 1943/45 Beziehungen aufgenommen. 

® Erstmalig formuliert im berühmten gleichnamigen Artikel von Maxim Gorkij vom (23. 5. 1934: unmittelbar 
nach den Hungerkatastrophen in der Ukraine, die 3 Millionen Menschen das Leben kosteten. Dieser „Humanis- 
mus“ von Gorkij hat im Grunde genommen auch nichts mit dem Humanismus der Frühzeit von Karl Marx zu tun. 
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gemeint hat. Aber es zeigten sich Rückwirkungen, die zur Wachsamkeit mahnten. 
Die Verherrlichung des russischen Volkes und Staates konnte bei den nichtrussi- 
schen Völkern der Sowjetunion eine doppelte Wirkung auslösen. 

Sie sahen sich ihrerseits in der Förderung eines eigenen Nationalismus ermun- 
tert, — oder in ihren Ressentiments gegenüber dem Russentum bestärkt. Für den 
Kreml war die Frage gestellt: wie sollte man den russischen Patriotismus mit dem 
Nationalismus der anderen Völker koordinieren?! Wenn Alexander Newskij als 
Nationalheld verherrlicht wurde, durfte es auch den Ukrainern nicht verwehrt sein, 
Bogdan Chmelnickij oder Schewtschenko zu feiern; dem Igorlied entsprach das 
georgische Nationalepos von Rustaweli, Iwan Großny der Tatarenkhan Jedigej. 

In Wirklichkeit galt aber der Grundsatz: quod licet Jovi non licet bovi. Die 
Tataren mußten eine gewichtige Zurückweisung einstecken wegen „Verherrlichung 
der Goldenen Horde“ und „Popularisierung der feudalen Epochen ihrer Ge- 
schichte“,? die kasachische und usbekische Intelligenz wurde wegen ähnlicher 
Tendenzen gerügt, den Baschkiren „Idealisierung der patriarchalischen Vergangen- 
heit ihres Volkes“ vorgeworfen. Ein Buch über Schamil, den Heros des nordkau- 
kasischen Freiheitskampfes gegen das Zarenreich, der noch 1940 im Politischen 
Wörterbuch positiv gewürdigt worden war und den Stalin-Preis erhalten hatte, ge- 
riet 1950 wegen „bürgerlich-nationalistischer Schwankungen“ auf den Index. 

Die Formel nach der man vorging, lautete: die einzelnen Nationalitäten sind in 
ihrem Werdegang ausschließlich auf das Zentrum, auf den russischen Staat, auf die 
„Sammlung der russischen Lande“ bezogen zu sehen. Der russische Staatsgedanke, 
wie ihn etwa B. Mawrodin in seinem Buch über die „Entstehung des russischer. 
'Nationalstaates (1939) feierte, war hier richtunggebend, und von ihm aus bestand 
erneut die Neigung, wie in zaristischer Zeit das universale Element des russischen 
Imperialgedankens dem nationalstaatlichen unterzuordnen. 

Die Frage, ob man demnach die Unterwerfung Georgiens, Turkestans, der 
' Ukraine unter Rußland positiv oder negativ werten sollte, war damit entschieden. 
Den betreffenden Völkern wurde die Integration im allrussischen Rahmen mit der 

' Theorie vom größeren oder kleineren Übel plausibel gemacht. Gegenüber einem 
Aufgehen in Polen oder der Türkei sei der Anschluß der Ukraine an den Mos- 
' kauer Staat entschieden das kleinere Übel gewesen; ähnlich bei Turkestan (gegen- 
‘über China oder Chiwa) und Georgien (Persien oder Türkei). Über alles aber 
' wölbte sich der Fortschrittsgedanke, in dessen Namen die Christianisierung Ruß- 
lands oder die Petrinische Europäisierung ebenso gerechtfertigt schien wie die 
Unterwerfung benachbarter Völker, mithin auch der zaristische Imperialismus. 

Gewiß bestand auch die Gefahr einer verstärkten antigroßrussischen Gefühls- 
regung bei den Randvölkern. Die bekannte Formel der sowjetischen Kultur- und 
Nationalitätenpolitik „national in der Form und sozialistisch im Inhalt“ ermög- 
lichte zunächst eine fortschreitende Bolschewisierung auch der noch unzivilisierten 
Völkerschaften. In diesem Sinne war nach 1917 bei vielen von ihnen die lateinische 


1 Die Nationalitätenpolitik der Sowjetunion kann hier auch nichtmal angedeutet werden. Es sei auf die 
einschlägige Literatur verwiesen. In der Ukraine steht einem ukrainischem Nationalismus mit gelegentlicher 
Ukrainisierung dort lebender Großrussen vor den 30-er Jahren ein rigoroser Druck gegen die Masse des Volkes 
im Zuge des neuen patriotischen Kurses gegenüber. 

2 Vgl. Literaturnaja Gaseta 27. Juli 1950. 
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Schrift eingeführt worden (Moldauer, Kabardiner, Kalmücken, Tschuwaschen, Jaku- 


ten). Wenn diese 1936 der kyrillischen weichen mußte, lag die Tendenz zur Russi- 
fizierung auf der Hand. Es war eben die russiche „Form“, die als am geeignetsten 
angesehen wurde, den „sozialistischen Inhalt“ zu vermitteln. Im Grunde genommen 


handelte es sich dabei aber um die ersten Anzeichen des kulturellen Imperialismus | 


der russischen Sprache im Sinn eines Sowjetpatriotismus großrussischer Prägung. 


Der russische Genius 


Nach dem Ende des Krieges war erneut Vorsicht mit einer hemmungslosen Ver- 
herrlichung des russischen Volkes geboten angesichts der neugewonnenen Gebiete 


im Westen und angesichts der Satellitenstaaten. Symptomatisch war etwa in der 


sowjetischen Zone Deutschlands die Verordnung, in Presse und Rundfunk nicht 
mehr von „Russen“ und „Rußland“ zu sprechen, sondern von der UdSSR und von 
Sowjetbürgern. ! Auch in der Sowjetunion selbst schwand das im Kriege so häufig 
beschworene Mütterchen Rußland dahin, wie auch „Rossija“ als staatlich-politischer 
Begriff heute nicht mehr anzutreffen ist. 

Das waren taktische Notwendigkeiten. Dem Wesen nach änderte sich nichts, nur 
daß der Schwerpunkt auf die kulturelle Überlegenheit und die Verherrlichung des 
„russischen Genius“ gelegt wurde. Hier erschien es dringend geboten, den Ge- 
fahren der engen Berührung mit dem kapitalistischen Ausland — ähnlich wie nach 
1813! — entgegenzuwirken. Mußte sich doch die angebliche Überlegenheit der 
Sowjetunion mit ihrem politisch-sozial-wirtschaftlichen System und ihrer Kultur 
gegenüber dem Westen sehr bald als Schimäre erweisen. Dieser Erschütterung der 
parteiamtlichen Vorstellung vom Auslande konnte nur durch eine gesteigerte Ver- 
herrlichung russischer Leistungen begegnet werden, um das schwankende Überlegen- 
heitsbewußtsein des sowjetischen Staatsbürgers und Soldaten wieder aufzurichten. 

In diesen Zusammenhang gehört die Ausfindigmachung der angeblichen Priorität 
unzähliger Erfindungen auf technischem Gebiet und der Entdeckung naturwissen- 
schaftlicher Gesetze: angefangen vom Gesetz der Erhaltung der Materie (Lomo- 
nossow vor Lavoisier!) über die Dampfmaschine, Anilinfarben, Lumpenpapier, 
Telegraph u.a. zu Rundfunk und Penicillin, — um das Leninwort: „Europa ist 
ärmer an begabten Menschen als wir“ ? wahrzumachen. 


Kosmopolitismus als nationaler Nihilismus 


Die andere Seite der Wiederherstellung des russischen Selbstbewußtseins ist der 
im August 1946 mit einer Rede von Schdanow beginnende Kampf gegen den Kos- 
mopolitismus. Nach einer gewissermaßen liberalen Periode der Kulturpolitik von 
1941—45 setzte jetzt ein scharfer Druck ein, der zur Maßregelung von führenden 
sowjetischen Wissenschaftlern und Künstlern führte (Alexandrow, Achmatow, 
Soschtschenko, Warga, Schostakowitsch u. a.). Ihnen allen wurde „Verbeugung vor 
dem Auslande“, „unkämpferischer Objektivismus“, „Mißachtung der russischen 
Eigenart“ und dergleichen vorgeworfen. In der Philosophie wurde der Existentia- 


! Analog dem Befehl Peters des Großen nach dem Nordischen Kriege, nicht mehr von Moskowitern und dem 
Großfürstentum Moskau, sondern nur noch von Russen und Rußland zu sprechen. 
?2 Im Gespräch mit M. Gorkij, der darüber berichtet. 
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'lismus als „Vergiftung des Proletariats mit Pessimismus und Unglauben“ ange- 
| prangert. Die Historiographie von Rubinstein, noch kürzlich mit dem Stalinpreis 
bedacht, wurde nun verworfen, weil der Verfasser zu stark den „gemeinsamen 
universalen Entwicklungsstrom“ der Wissenschaft betont hätte. Es konnte auf- 
fallen, daß eine ganze Reihe von jüdischen Historikern — im Zusammenhang mit 
dem neuen antisemitischen Kurs des Kreml — gemaßregelt wurde: auch hierin 
eine Anknüpfung an die zaristische Tradition. Es war bezeichnend, daß im Zuge 
dieser erneuten Revision des sowjetischen Geschichtsbildes die Theorie von der 
‚ warägischen Staatsgründung nicht aus eigentlich wissenschaftlichen Motiven abge- 
| lehnt wurde, sondern weil sie „verletzend sei für die russische Nationalehre“. ? 
Was versteht man in der Sowjetunion unter Kosmopolitismus? War noch 1935 
laut Sowjetenzyklopädie der Kosmopolit ein Mensch, der behauptet, keiner be- 
‚stimmten Nation anzugehören und der die ganze Welt als sein Vaterland betrach- 
‚tet, so hieß es in der Neuausgabe von 1949, er sei „ein Mensch mit bür- 
gerlichen, unpatriotishen Ansichten, der heuclerisc 
behauptet, die Welt sei das gemeinsame Vaterlandaller, 
‚um sein eigenes nicht verteidigen zu müssen!“ Der Zweck des 
‚Kosmopolitismus sei, schrieb die Iswestija, den nationalen Nihilismus und die 
Gleichgültigkeit gegenüber dem Vaterlande zu kultivieren. 

Dem setzt man den Begriff des Internationalismus als der „Solidarität der Völ- 
ker“ gegenüber. „Wir sind Internationalisten“, schrieb ein tschechischer kommuni- 
‚stischer Gelehrter im Oktober 1949, „weil wir Patrioten sind. Weil wir unser Volk, 
‚unsere Sprache und Kultur lieben, verkündigen wir die Idee der Brüderlichkeit 

mit allen Völkern.“ Kosmopolitismus und Nationalismus dagegen im bürgerlichen 
Lager seien Ausdruck der „zweiseitigen Form der unmenschlichen und zynischen 
Beziehungen der bourgeoisen Klasse zum eigenen Volk und zu anderen Völkern“. 
‚Demgegenüber seien Internationalismus und Patriotismus die beiden Seiten des 
‚nationalen Bewußtseins der Arbeiterklasse. Deshalb sei es eine patriotische Auf- 
‚gabe, die Jugend im Geiste des Marxismus-Leninismus-Stalinismus zu erziehen. 
Einen Widerspruch zwischen Internationalismus und Nationalgefühl gebe es nicht.’ 


Die Apotheose der russischen Sprache 


Der theoretisch in dieser Weise unterbaute Kampf gegen den Kosmopolitismus 
gab eine gute Rückendeckung ab für den weiteren Ausbau des sowjetrussischen 
 Chauvinismus. Aufschlußreich ist die 1948 erschienene Schrift von A. J. Sobolew 
‚über den Sowjetpatriotismus. Nur am Rande billigt er den anderen Völkern ein 
„Verdienst um den Fortschritt der Menschheit“ zu; der Einsatz des russischen Vol- 
'kes, das alle „Veranlassung zum Nationalstolz“ habe, wird herausgestrichen. 

Es ist sehr bezeichnend für die höfische Etikette des Kreml und seiner Presse, 
wenn inmitten zahlreicher geschichtlicher Jahrestage auch die fünfjährige Wieder- 
kehr von Stalins Trinkspruch auf das russische Volk vom 24. Mai 1945 für würdig 
erachtet wird, zum Thema eines Leitartikels zu dienen. Die Literaturnaja Gaseta 


1 Neben Rubinstein-Minz, Wainstein und Dan. 
®2 Woprossy Istorii 1948, September. 
3 Rude Pravo, Prag 16. 10. 1949. 
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schreibt zu diesem Anlaß am 24. Mai 1950 unter dem Titel: „das große russische 


Volk“ viel vom „edlen Antlitz des russischen Volkes“ und von seinem nie dage- | 
wesenen Schöpfergeist“; das Wort „russkij“ sei zum Symbol unerschütterlicher | 
Festigkeit und Treue geworden; alle Völker der Sowjetunion und alle Nationen | 


der Welt erblickten im russischen Volk ihren großen Bruder. 


Die Apotheose der russischen Sprache als der Sprache des neuen sowjetischen 


Imperiums, als der Weltsprache der Zukunft, erfolgte in der Stellungnahme 


Stalins im Sommer 1950. Schon im Januar 1949 hatte der Schriftsteller Saslawskij 
die Theorie von der ununterbrochenen Ablösung der Weltsprachen im Laufe der 
Geschichte vertreten. Wie das Latein die Sprache der Antike, das Französische — 


des Feudalismus, das Englische — des Kapitalismus gewesen sei oder sei, so er- 
scheine das Russische als die Weltsprache des Sozialismus. 


Die Ironisierung dieses Anspruchs durch ein titoistisches jugoslawisches Blatt im 
Dezember 1949, das die hämische Frage stelllte, ob denn das Deutsche — die f 
Sprache von Marx und Engels — nach dem Schema von Saslawskij nun als die 
Sprache des Faschismus gelten müsse, deckte die Seichtheit dieser Argumentation 


auf. Es wurde beschlossen, die Sprachenfrage mit dem ganzen Rüstzeug der dialek- 
tischen Methode anzupacken und zunächst einmal den Anschein einer freien Dis- 
kussion in der Presse zu erwecken. Als Krönung dieser Diskussion, die vom Mai 
bis Juni 1950 in der Prawda einen breiten Raum beanspruchte, ergriff Stalin selbst 
das Wort zu einem längeren Leitartikel, dem sich einige offene Briefantworten auf 
Zuschriften von Parteigenossen an ihn anschlossen. 


Stalin verdammte die bisher als unfehlbar geltende bolschewistische Sprach- 
theorie von Marx: ein Vorgang analog der Verdammung von Pokrowskij. Stalin 
betonte in autoritativer Weise die Sprachverwandtschaft der slawischen Sprachen, 
die Kontinuität der Russischen — der Sprache Puschkins — durch die Jahrhun- 
derte. Im Laufe der Geschichte hätten sich viele fremde Sprachen mit der russischen 
vermischt: stets wäre das Russische Sieger geblieben. Eine Sprache trage nie Klas- 


sencharakter und könne der bürgerlichen Kultur wie auch der sozialistischen dienen. 


Mithin ist das Fazit: die russische Sprache ist ewig; sie hat die Tendenz, alle 
anderen Sprachen in sich aufgehen zu lassen und auch unabhängig vom Fortschrei- | 


ten des Sozialismus zur Weltsprache zu werden! 


Absage an den Dogmatismus auch Absage an die Weltrevolution? 


In einem Brief an den Genossen Cholopow vom 22. Juli 1950 geht Stalin über | 
diese Sprachenfrage hinaus auf die Frage der Wandelbarkeit des Marxismus ein. 


Der Marxismus sei ein Feind jedes Dogmatismus, er entwickle und vervollkommne 
sich, er bereichere sich zwangsläufig durch neue Erfahrungen. 


Diese Stellungnahme Stalins hat Anlaß gegeben, in der Sprachenpolemik gerade- 
zu einen Angriff auf den dialektischen Materialismus, eine Bankrotterklärung des 


Bolschewismus zu sehen. Stalin habe, hat man gesagt, nach den Gesetzen der Dia- 


lektik den Marxismus „aufgehoben“ und damit bestätigt, was schon längst sichtbar 
gewesen sei: daß der Bolschewismus im Grunde un- und antimarxistisch sei. ! 


! Vgl. schon 1948 im Sonderheft der Schweizer Rundschau. 
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So einfach liegen die Dinge nicht. Es wäre vielleicht sogar dem Kreml ganz lieb, 
wenn man die Frage so sähe! Der Stalinismus ist zweifellos eine fortgeschrittene 
Phase des Marxismus. Von den Grundlagen des dialektischen Materialismus gelöst 
hat er sich ebensowenig, wie er die marxistische Eschatologie mit dem Endziel der 
Weltrevolution hat. Die Weltrevolution ist weder 1934/35,1 noch 1945/46 aufge- 
geben worden. Man ist sich bloß darüber klar geworden, daß das Endziel hinaus- 
geschoben werden mußte. Darum wurde auch der schon längst in dieser Hinsicht 
skeptische Prof. Warga 1950 wieder rehabilitiert. Und Abwartenkönnen war seit 
jeher die starke Seite der russischen Politik. 


Wohl aberhat es der Stalinismus in meisterhafter Weise verstanden, Tendenzen und 
Kräfte des russischen Raumes und der russischen Geschichte, — angefangen vom 
nomadenhaft-schweifenden Zug, der Beziehungslosigkeit zur privaten Habe und 
zum Heim, der kollektivistischen Struktur des Agrarwesens, bis zur messianisti- 
schen Sehnsucht nach Welterlösung durch den russischen Menschen und das rus- 
sische „Wort“ — in den Leninismus hineinzuarbeiten. Er hat durch diese Ver- 
knüpfung den Bolschewismus noch viel tiefer in dem „einen Lande“ seiner 


Verwirklichung verankert. 


Von hier aus ergab sich die Möglichkeit, den Kommunismus anders als bisher 
im Zeitalter der fünften Kolonnen, der Putschversuche und der Volksfront in 
unmittelbarer Einwirkung durch staatlich-militärische Faktoren über die Grenzen 
hinaus auszubreiten und in anderen Staaten Mitläufer oder Partner zu gewinnen. 
Denn dem zaristischen Imperialismus ist der stalinistische sowohl an taktischem 
Geschick als auch an Schlagkraft überlegen, da er gewissermaßen gleichzeitig auf 


- zwei Ebenen zu operieren in der Lage ist. 


Im Zuge dieser Konzeption ist der Sowjetpatriotismus weder Tarnung noch 
bloßes Mittel zum Zweck. Es ist eine bewußte, planmäßige Ausnutzung und Lenkung 
vorhandener geschichtlicher und volkspsychologischer Voraussetzungen, — eine 
Fortentwicklung des Marxismus durch Einarbeitung zusätzlicher Elemente. 


Auch die Russifizierungstendenzen sind an sich nicht um ihrer selbst willen da. 
Aber sie sind auch nicht bloße Hilfsmittel, sondern substantiell zusätzliche Kräfte: 
Sie sind für den Kreml eminent notwendig, weil gerade Rußland nach den 
Worten Stalins das Land ist, das den Weg zum Sozialismus freilegt. Da das Ab- 
sterben der nationalen Unterschiede und die Verschmelzung der Nationen erst 
nach der Errichtung der Diktatur des Proletariats im Weltmaßstabe zu erwarten 
ist, und nicht in der Epoche des Sieges des Sozialismus in einem Lande, sieht 
Stalin ?) im russischen Volk und in der russischen Sprache den eigentlichen Träger 
dieser Entwicklung. Warum sollte nicht das Ziel der Verschmelzung und Ver- 
mischung aller Rassen und Völker dadurch am einfachsten zu erreichen sein, daß 


sie alle vom russischen Volk aufgesaugt werden? 


1 Wie aus Analysed es VII. Kominternkongresses in der Zeitschrift Poiltical Science Quarterly, New; York. 


Juni 1950, hervorgeht. 
® Gesammelte Werke, Bd. II, 5. 346. 
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Der Sowjetpatriotismus als neuartiges Phänomen eines universalen Nationalismus 


Die Antwort des Abendlandes 


Es wäre eine billige Selbsttäuschung, das Neuartige im Sowjetpatriotismus zu 
verkennen und ihn einfach als einen wiederaufgelebten russischen Nationalismus 
alter Prägung entlarven zu wollen. Innerhalb der ukrainischen Emigration etwa ist 
es üblich, im Stalinismus nicht viel mehr als eine Fortsetzung der byzantinisch- 
moskowitischen Tradition zu sehen und von einer inneren Wesensverwandtschaft 
zwischen Russentum und Sowjetsystem zu sprechen. 

Damit allein ist es nicht getan. Der stalinistische Nationalismus bedeutet auch 
nicht einfach einen „Rückfall in eine überwundene Stufe der bürgerlichen Gesell- 
schaftsstruktur“ (R. König), auch wenn ihm ebenso wie der sowjetischen Kultur- 
politik ein reaktionär-kleinbürgerlicher Zug nicht ganz abgestritten werden kann 
und die neue frühende Schicht der Parteibürokratie bourgeoise Züge aufweist, wie 
sie Rußland früher nie gekannt hat (Berdjajew). 

Wir haben es beim Sowjetpatriotismus auch nicht bloß mit einer „krankhaft 
überbewußten Entartungserscheinung“ zu tun, wie bei jedem die Grenze zur Hybris 
überschreitenden „falschen“ Nationalismus, der zum Selbstzweck wird (Buber). 

Der stalinistische Nationalismus ist ein neues Phänomen in der Naturgeschichte 
der Nationalismen. Man könnte sagen: der stalinistische Patriotismus sei ein multi- 
nationaler Kollektivpatriotismus einer Gruppe von Völkern, zusammengehalten 
durch ein starkes universales Raumgefühl und eine gemeinsame politische Ideo- 
logie, mit einem auf sehr alte Wurzeln zurückgreifenden Nationalismus des einen 
maßgebenden Volkes als tragendem Pfeiler im Mittelpunkt seines Begriffsinhalts. 

Diese Definition bedarf jedoch einer Einschränkung: nicht einer Gruppe von 
Völkern, sondern einer bestimmten Schicht innerhalb derselben. Denn auch der 
jugendlichen Generation, von deren Enthusiasmus bereits die Rede war, hat sich 
seit dem Kriege einer Ernüchterung bemächtigt. Nicht die Arbeiterklasse ist die 
eigentliche Trägerin des Sowjetpatriotismus, wie es A. J. Sobolew in seiner schon 
zitierten Schrift über den Sowjetpatriotismus will, wenn er sagt, sie sei — im 
Gegensatz zum bourgeoisen Patriotismus, dem es nur um enge Klasseninteressen 
gehe — eine „organische Verbindung zwischen Liebe zur Nationalheimat und 
grenzenlosen Hingabe an die sowjetische Gesellschaftsordnung“ eingegangen. 

Nicht das Vaterland schlechthin oder dem Volk gilt dieser Patriotismus, sondern 
nur dem „sozialistischen Vaterland“, d.h. also dem gegenwärtigen Regime. Und 
der Träger dieses Patriotismus ist die Schicht der Parteifunktionäre mit ihrem 
bürokratischen Apparat und ihrem Nachwuchs in den Reihen der Jugendorgani- 
sation. Diese Schicht ist es, die auch einer weiteren Forderung Sobolews Genüge 
leisten kann: die Liebe zum Vaterland mit einem „unnachsichtigen Haß gegen alle 
Feinde im Inneren und Äußeren“ zu verbinden. Der geforderte kämpferische Ak- 
tivismus des Sowjetpatriotismus ist die eigentliche Triebfeder der aggressiven 
Intoleranz nach innen und außen. 

Stehen zur weiteren Klärung dieses Phänomens Vergleiche zur Verfügung? Alle 
Großreiche der Antike bis zum Imperium Romanum, das Heilige Römische Reich 
des Mittelalters, die orientalischen Reiche der Mongolen und Türken, Inder und 
Chinesen, die Habsburger Monarchie und das Britische Commonwealth: sie alle 
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weisen im Patriotismus ihrer Bewohner oder herrschenden Schicht Züge auf, die 
in der einen oder anderen Weise manche Seite des Sowjetpatriotismus zu erhellen 
imstande sein könnten. Wirklich fruchtbar ist jedoch letzten Endes nur die Gegen- 
überstellung mit einem zeitgenössischen, modernen Gebilde: mit den USA.! 

Auch hier ist ein Schmelztiegel, der Völker und Sprachen einsaugt und die eine 
Nation mit der einen führenden Sprache; auch hier ist ein starkes Raumgefühl, 
geboren aus kolonisatorischen Pionierleistungen, ein Stolz auf technische Groß- 
taten charakteristisch. Dem sowjetischen Sendungsbewußtsein steht die amerika- 
nische Idee von Freiheit und Demokratie gegenüber mit ihren ebenfalls messiani- 
stischen Akzenten und ihren universalen Ansprüchen. Hier und dort beruft 
man sich auf einen „Humanismus“, der seinen abendländischen Ursprung nicht 
verleugnen kann. 

Was aber hat man jeweils aus diesem „Humanismus“ gemacht? Wo heute das 
legitime Erbe des Abendlandes verwaltet wird, darüber besteht kein Zweifel. Das 
Kriterium ist die Frage nach Freiheit und Würde der Persönlichkeit. 

Und darum kann die Antwort des Abendlandes auf diese neue östliche Form 
eines Nationalismus mit universalem Anspruch sich nicht auf das Wiederaufleben 
eines deutschen oder französischen Nationalismus von doch nur regionaler Bedeu- 
tung beschränken. Er wäre hoffnungslos unterlegen. Dem Sowjetpatriotismus die 
Stirn bieten kann nur ein europäischer Patriotismus, bei dem das multinationale 
föderative Prinzip nicht erdrückt wird durch die Übermacht des Einzelchauvinis- 
mus einer Nation und des totalitären Gewissensanspruchs einer Partei. 

„Europa kann,“ schrieb der französische Historiker Henri Martin schon 1866 in 
seinem Buch „La Russie et l’Europe“ nur „durch die Schaffung eines europäischen 
Patriotismus gerettet werden. Jeder Nationalpatriotismus ordne sich dieser allge- 
meinen Solidarität unter und lasse davon ab, andere zu bekämpfen. Es darf keinen 
Sondernationalismus geben.“? 

Was damals utopisch war wegen der Omnipotenz des Nationalstaatsgedankens, 
ist heute reif zur Verwirklichung und das Gebot der Stunde. 


1 Eine Gegenüberstellung, die schon A. de Tocqueville (inbezug auf das damalige Rußland) in reizvolier Weise 
vor mehr als 100 Jahren versuchte. 
2 Vgl. meinen Aufsag „Einheit und Grenzen Europas“ bei Henri Martin und Constantin Frang, Europa-Archiv 


Dezember 1949. 


FERDINAND FRIED 


Das Geschäft mit dem Osten 


Mitten im kalten Krieg haben die wirtschaftlichen Beziehungen der beiden gro- 
ßen Mächtegruppen keineswegs gelitten, und sogar unter dem Donner der Kanonen 
von Korea haben die Geschäfte ihren Fortgang genommen; nicht nur wie gewöhn- 
lich, sondern sie haben teilweise sogar einen erstaunlichen Aufschwung erfahren 
und sie haben auch durchaus ungewöhnliche Formen angenommen. Wir in Deutsch- 
land liegen dicht an der Nahtstelle der beiden Weltblöcke, die Grenze geht mitten 
durch unsere Herzen, und so können wir die eigentümliche Mutation des Welt- 
handels, die sich vollzieht, aus nächster Nähe beobachten. Wir haben den normalen 
Handelsverkehr mit all seinen Abarten und behördlichen Schikanen, die den Han- 
del durchaus zu einem Abenteuer werden lassen; wir haben die grüne Grenze oder 
den eisernen Vorhang mit all seinen Durchlässen, die durchaus die alte Schmuggler- 
Romantik der „Carmen“ hinter sich lassen; wir haben schließlich das Loch von 
Berlin, das völkerrechtlich und erst recht im Wirtschaftsverkehr ein wahres Un- 
geheuer ist — und an all diesen Exempeln köunen wir praktisch lernen, wie sich 
der Welthandel heute abspielt, denn diese Varianten des Handelsverkehrs lassen 
sich auf größere zwischeneuropäische Maßstäbe übertragen oder gar auf die große, 
zauberhafte Weltbühne ÖOstasiens, wo die Skrupellosigkeit in Geschäften noch 
größer sein dürfte als in dem abgefeimten Europa. 

Die Beziehungen sind also recht mannigfaltig, vor allem je nach den verschie- 
denen Ländern, aber sind immerhin vorhanden. Allein die Vereinigten Staaten, 
die einstmals ihre größten Hoffnungen in das Chinageschäft setzten („400 Mil- 
lionen Kunden!“) haben ihre Wirtschaftsbeziehungen mit den Ländern des Ostens 
ständig abgebaut und drängen nun ihrerseits als Wortführer des Westens, auf 
eine ähnliche Einschränkung des Osthandels bei den anderen Ländern des Westens. 
Dabei finden sie in England nur widerwillige Unterstützung. denn gerade Eng- 
land hat die seltene Gelegenheit glänzend ausgenutzt, daß der deutsche Konkur- 
rent fast völlig ausgeschaltet war, der doch ehedem führend im Ostgeschäft war, 
wenigstens im Östeuropa-Handel. Deutschland wiederum konnte im Osthandel 
nieder gehalten werden, da es als besetztes Land den Siegern auch wirtschaftlich 
zu Willen sein mußte, und so vereinte sich in Deutschland das amerikanische Be- 
streben nach Unterdrückung des Osthandels überhaupt mit dem britischen Streben 
nach Ausschaltung der deutschen Konkurrenz, und es kam zu dem grotesken Zu- 
stand, daß Deutschland Geschäfte mit Osteuropa und Ostasien untersagt wurden, 
die dann von den Engländern ohne jede moralische Hemmung ausgeführt wurden. 
Die Franzosen schwammen dabei im englischen Kielwasser, wenngleich ihr Handel 
mit dem Osten nie große Ausmaße und immer mehr den Charakter von Gele- 
genheitsgeschäften hatte. Aber ganz große Nutznießer dieser Situation waren 
Belgien und vor allem die skandinavischen Länder, an der Spitze Schweden, die 
sich ebenfalls an die englische Richtung erfolgreich angehängt hatten. 

Was es bedeutet, einen natürlichen und organischen Wirtschaftszusammenhang, 
der in einem Jahrhundert gewachsen war, künstlich zu zerschneiden, das hat 
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Deutschland am eigenen Leibe am schlimmsten erlebt. Insofern war es also auch 
verständlich, wenn die Wunde immer wieder zuwachsen wollte und die west- 
europäischen Länder immer wieder suchten, in einen natürlichen Wirtschaftsaus- 
tausch mit den osteuropäischen zu treten, zumal sie sich gegenseitig ergänzten — 
industrieller Westen und argrarischer Osten — und ein natürliches Wirtschafts- 
gefälle vorhanden war. Das wirtschaftliche Leben wollte immer wieder pulsen, 
aber es blieb doch immer wieder ein fehlschlagender Versuch, weil und solange 
das Herz fehlte: eben jenes Deutschland, das sich nun einmal nicht von der Karte 
ausradieren ließ. 

Es ist bezeichnend für die Entwicklung in den Vereinigten Staaten, daß dort, 
ganz im Gegensatz zu England der politische Gesichtspunkt absolut die Herrschaft 
über alle geschäftlichen Interessen gewinnen konnte. Allerdings stieg die ameri- 
kanische Binnenkonjunktur mit dem kalten Krieg, bis er sich in Korea heißge- 
laufen hatte und sogar einen regelrechten Rüstungsboom entfesselte. Nun schwand 
immer mehr das Verlangen nach dem Exportventil, und man hatte alles Interesse 
daran, daß der Feind von morgen oder übermorgen nicht zu sehr ausgerüstet 
würde. Und kriegswirtschaftlich wichtig konnten in dieser Zeit der totalen Kriege 
beinahe alle Wirtschaftsgüter werden bis zur Schokolade als eiserner Ration. 

Mit dem Marshall-Plan hatte Amerika die Hand am Hebel der Wirtschaft aller 
beteiligten Länder und konnte daher zunehmend seine Gesichtspunkte beim ÖOst- 
geschäft durchdrücken. Das Ziel war, möglichst alle kriegswichtigen Exporte nach 
China, der Sowjetunion und dem übrigen Osteuropa zu unterbinden. Zunächst 
wurden die eigenen amerikanischen Exporte von Benzin, Flugzeugbenzin, Schmieröl 
und Dieselöl eingestellt, vor allem auch die großen Baumwoll-Lieferungen, die bis- 
her immer noch 85 Prozent der großen Ausfuhr Amerikas in diesen Raum ausmach- 
ten. Dafür verzichtete Amerika allerdings auch auf den Bezug von Wolfram, Wolle, 
Federn, Tierhaaren und Borsten aus Ostasien und von Manganerzen aus der Sow- 
jetunion. Noch bis vor kurzer Zeit lieferte die Sowjetunion Mangan, Platin und 
Chrom nach Amerika, ohne dafür eine nennenswerte Einfuhr zu erhalten; (an- 
scheinend nur, um Dollars zu sammeln.) Und seit der Unterbindung des amerika- 
nischen Exportes nach China wurde von dort auch eine Sperre über die Wolfram- 
Ausfuhr verhängt. 

Nun drückt Amerika auch auf die westeuropäischen Staaten, daß die kriegs- 
wichtigen Exporte in den Ostraum unterbunden werden. Vor allem sollen die 
Lieferungen von Kupfer, Gummi, Wolle und Medikamenten nach Rußland ein- 
gestellt werden, zumal da es sich oft um ausgesprochene Marshall-Plan-Güter 
handelt. Über die Möglichkeiten einer Exportkontrolle für den Östhandel sollen 
sich die Sachverständigen Amerikas und der Marshall-Plan-Länder gegenseitig 
beraten und verständigen. Möglicherweise denkt man auch hier an das System 
der beiden Listen, das gegenwärtig in Amerika angewandt wird. Die eine Liste 
enthält die direkt kriegswichtigen Güter, deren Ausfuhr unbedingt verboten ist; 
die andere Liste enthält die indirekt kriegswichtigen Güter, deren Ausfuhr be- 
schränkt ist auf eine gewisse Menge. Hierzu gehören auch Werkzeugmaschinen, 
Kohlenförderanlagen, Mühlenbau-Anlagen. Wie kompliziert das ganze Gebiet ist, 
ersieht man an dem Beispiel, daß etwa eine Maschine zur Herstellung von Kugel- 
lagern aus Amerika nach Europa geliefert wird, daß aber die Ausfuhr von Kugel- 


108 Aufsätze Heft 2 


lagern aus dieser Maschine in den Ostraum untersagt werden soll. Hier sind also 
mannigfache Überschneidungen und Umgehungen möglich, wenn man nicht radikal 
mit jedem Handel Schluß machen will. 

Für die Sowjetunion mit ihren Anliegern gestaltet sich die Lage bisher so, daß 
es sie noch weitgehend aus der ganzen westlichen Welt eindecken konnte, und zwar 
mit Maschinen aus England, Baumwolle aus Amerika, Aluminium aus Kanada, 
Gummi aus Malaya und Wolle aus Australien — um nur die hervorstechenden 
Beispiele zu nennen. Da über den russischen Außenhandel selbst keine statistischen 
Unterlagen erhältlich sind, ist man auf Interpolationen aus der Außenhandels- 
statistik der großen Lieferländer angewiesen, wie sie jetzt die Verwaltung des 
Internationalen Währungsfonds vorgenommen hat, und da kommt man etwa zu 
folgendem Bild: 


Sowjetischer Außenhandel mit dem Westen 


(In Mill. Dollar) 1938 1946 1947 1948 
Import 268 1280 1785 2055 
Export 257 425 465 880 


Es ergibt sich also die erstaunliche Tatsache, daß der Handelsverkehr der 
Sowjetunion mit dem Westen bis 1948 wertmäßig auf das Sechsfache der Vor- 
kriegszeit angestiegen war. Selbst wenn man die Preisveränderungen berück- 
sichtigt, bleibt immer noch mindestens eine Vervierfachung. Diese Bewegung hat 
aber nicht angehalten. Sie erhielt durch den Ausbruch des kalten Krieges um Ber- 
lin und den Ausfall der amerikanischen Lieferungen einen kräftigen Rückschlag. 
Nach einer Schätzung aus französischen Quellen (La vie Francaise) dürften die 
Importe nach der Sowjetunion im ersten Halbjahr 1949 um 540 Millionen Dollar, 
im ersten Halbjahr 1950 um weitere 303 Millionen Dollar zurückgegangen sein. 
Aber die sowjetischen Lieferungen an den Westen stiegen noch weiter um 430 
bzw. 705 Millionen Dollar und ermöglichten den Sowjets nicht nur das Schließen 
der Dollarlücke, sondern auch das Ansammeln eines ansehnlichen Devisenbestandes. 
Hierbei spielen die Lieferungen nach England, hauptsächlich Getreidelieferungen, 
eine dominierende Rolle; die Ausfuhr der Sowjetunion nach England allein stieg 
in den beiden ersten halben Jahren 1948 zu 1950 von 135 auf 422 Millionen Dol- 
lar, während die Importe aus England von 233 auf 178 Millionen Dollar zurück- 


gingen. Man wird diese Ziffern, die nur Anhaltspunkte geben sollen, mit der 
englischen Statistik vergleichen müssen. 


Zunächst ist die Lage im Ostblock selbst zu betrachten. Als Gegenstück des 
Marshall-Planes wollte der Molotow-Plan die wirtschaftlichen Beziehungen der 
osteuropäischen Länder untereinander, einschließlich der Sowjetunion verstärken, 
so daß hier ein Ersatz für den schrumpfenden Westhandel entstehen sollte. Tat- 
sächlich sind nach den Ermittlungen der Economic Commission for Europe in 
Genf die Handelsumsätze innerhalb von Osteuropa von 315 Millionen Dollar im 
Jahre 1938 bis auf 2 Milliarden Dollar angestiegen, haben sich also versechsfacht, 
so daß sich hier ein ähnlicher Wirtschaftsblock gebildet hat wie in den dreißiger 
Jahren das Commonwealth mit seinen Präferenzen, Nordamerika mit seinen Smoot- 
Hawley-Schutzzöllen und Deutschland-Mitteleuropa mit seinem „Neuen Plan“. 
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Wie es nun um den Handel dieses Ostblocks mit den Ländern Westeuropas (also 
ohne Amerika) ausschaut, darüber unterrichtet folgende Tabelle: 


Einfuhr aus Osteuropa 


(In Mill. Dollar) 1929 1936 1949 
Deutschland 436 264 95 
Österreich 213 98 8 
Benelux 76 111 153 
Skandinavien 66 81 314 
Gr. Britannien 229 269 203 
Frankreich 66 78 76 
Schweiz 35 39 32 
Italien 94 61 91 
Westeuropa insgesamt 1294 1046 1029 


Ausfuhr nach Osteuropa 


Deutschland 525 285 54 
Österreich 136 64 6 
Benelux 48 62 162 
Skandinavien 51 34 268 
Gr. Britannien 109 145 147 
Frankreich 47 47 74 
Schweiz 32 23 66 
Italien 62 25 82 
Westeuropa, insgesamt 1034 705 910 


(Nach dem „Wirtschaftsdienst“, Hamburg, 30. Jahrgang, Heft 11, Nov. 1950) 


Die insgesamt rückläufige Tendenz, die 1950 noch stärker hervortrat, wird noch 
eindrucksvoller, wenn man die Wertveränderungen in dieser Zeit berücksichtigt, 
und die Tendenz zur Autarkie in diesem Ostraum wird immer deutlicher wer- 
den. In allen Ländern wird die Industrieproduktion aufs äußerste forciert, und 
zwar besonders die der Produktionsgüter, während die Konsumgüter vernach- 
lässigt werden und der Zivilverbrauch eingeschränkt werden muß. Man hungert 
sich also langsam hoch, aber jetzt treten doch schon ernste Stockungen und Eng- 
pässe ein, die den Gang der ganzen Produktion hemmen, bei Rohstoffen an Zinn, 
Kautschuk, Öl; bei Fertigwaren an Werkzeugmaschinen, feinmechanischem Gerät, 
Elektrogerät, Transportmittel. In der Sowjetunion selbst macht sich der Mangel 
an Bohrgeräten für Ölbohrungen sehr störend bemerkbar. 

Immerhin bleibt es bemerkenswert, daß sich der Ost-Westhandel mindestens bis 
zum Korea-Konflikt viel besser behauptet hat, als man nach den politischen Vor- 
gängen und dem psychologischen Milieu vermuten konnte. Viel bemerkenswerter 
als diese Tatsache ist aber die gewaltige Umschichtung, die dabei stattgefunden 
hat: der nahezu völlige Ausfall Deutschlands und Österreichs, die beide früher 
den ersten überragenden Platz im Osthandel einnahmen, und ihre Verdrängung 
durch Großbritannien, vor allem aber durch Belgien und Skandinavien, deren Ost- 
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geschäft beide einen geradezu märchenhaften Aufstieg nahm. Skandinavien hat 
seine Einfuhr aus Osteuropa auch der Menge nach gegenüber der Vorkriegszeit 
verdoppelt, seine Ausfuhr aber sogar vervierfacht. In erster Linie bewirkt das Ruß- 
land-Geschäft diesen Aufschwung, und an erster Stelle steht dabei Schweden. 

Schweden hat noch unter dem Eindruck des verträglichen Uno-Geistes nach dem 
Kriege, aber auch unter dem Druck der drohenden russischen Nachbarschaft sein 
Verhältnis mit Rußland durch den Handels- und Kreditvertrag von 1947 zu aran- 
gieren versucht. Dieser Vertrag umschloß einen schwedisch-russischen Fünfjahres- 
Plan zur Erschließung des russischen Marktes für die schwedische Industrie, und 
zu diesem Zweck wurde ein gegenseitiger Warenaustausch von jährlich mindestens 
200 Millionen Kronen vereinbart, darüber hinaus noch ein schwedischer Kre- 
dit von 1 Milliarde Kronen an Rußland zur Finanzierung schwedischer Industrie- 
lieferungen auf lange Sicht: Werkzeugmaschinen und Motoren, Ausrüstungen für 
Kraftwerke, Schiffe. Der Kredit sollte erst in 15 Jahren zurückgezahlt werden. 

Natürlich wollte Schweden damit zu günstiger Gelegenheit (Ausfall Deutsch- 
lands) das Geschäft an sich reißen und hat es bis zu einem gewissen Grade auch 
getan, wie die Statistik zeigt, aber dennoch haben sich nicht alle Blütenträume 
aus dem Jahre 1947 erfüllt. Zuerst in den Flitterwochen des Rußland-Vertrages, 
flossen fleißig russische Luxusgüter nach Schweden: Kaviar und teuerste Astrachan- 
Pelze, und Schweden nahm begeistert ab, bis es nicht mehr konnte. Denn Rußland 
zeigte sich garnicht geneigt, die entsprechenden schwedischen Luxusgüter abzu- 
nehmen, auf die die schwedische Industrie gerade Wert legte: Kühlschränke, 
Staubsauger und kostbare Plattenspieler. Infolgedessen geriet Schweden alsbald 
in eine Schulden-Differenz, und die Sowjetunion kassierte freundlich lächelnd 
einen Millionen-Saldo in guten, harten Dollars, wie der Vertrag es befahl. Auch 
wurde dabei die vorgesehene Mindestgrenze von 100 Millionen Kronen auf jeder 
Seite bei weitem nicht erreicht, und die gegenseitigen Lieferungen wurden dann 
auf 30 Millionen Kronen festgesetzt, was etwa dem normalen Umfang entsprach. 
Dabei lieferte Schweden Qualitätsstahl, Kugellager, Werkzeug und Vieh, während 
Rußland Manganerze, Apatit, Asbest, Schmieröl, Paraffın, Weizen und vor allem 
Kali — aus der deutschen Sowjetzone! — anbot. Die Lieferungen Schwedens aus 
dem Milliarden-Kredit dürften etwa noch 200 Millionen Kronen jährlich ausmachen. 

Der Aufstieg Schwedens im Osthandel wird zwar von England nicht ganz er- 
reicht, aber immerhin nimmt England den ersten Platz ein und hat Deutschland 
fast völlig verdrängt. Nach der englischen Handelsstatistik gestaltete sich der 
englische Handel mit den Oststaaten folgendermaßen: 


Englische Einfuhren 


(In Mill. Pfd.) 1938 1947 1948 1949 1950 (geschätzt) 

Rußland 19,50 7,54 27-03 16,01 32 

Übriges Osteuropa 24,34 11,33 29,51 38,32 40 

Gesamter Osthandel 43,84 18,87 56,64 54,33 72 
Englische Ausfuhren 

Rußland 6,46 12527 5,34 8,61 1102 

Übriges Osteuropa 14,12 21,90 18,80 24,11 20 


ET Fre len FEN 
Gesamter Osthandel 20,58 34,17 24,14 312 32 
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Nachdem der Warenaustausch also zunächst nach dem Kriege abgesunken war, 
hat er seit 1948 den Vorkriegsumfang weit überschritten, selbst wenn man seit 
Herbst 1949 die Pfundabwertung einkalkuliert. Durch Handelsverträge und Liefer- 
abkommen wurde der Osthandel ganz systematisch ausgebaut, so daß er immerhin 
etwa 3 bis 4 Prozent des gesamten englischen Außenhandels ausmachte. An der 
Spitze stand dabei das Abkommen mit der Sowjetunion über die Lieferung von 
800 000 Tonnen Futtergetreide, das auch noch im Jahre 1950 durchgehalten wurde. 
Aber auch Polen lieferte Getreide und konnte sogar den traditionellen dänischen 
Frühstücks-Speck vom englischen Markt verdrängen. Sonst folgten an der Spitze 
der Importe nach England Holz und Holzerzeugnisse, allerdings nahm hierbei 
Finnland eine durchaus führende Stellung ein, das in der obigen Tabelle nicht 
enthalten ist. Insgesamt bestritt der Osten die Hälfte der englischen Holzwaren- 
einfuhr, ein Drittel der Holzeinfuhr und ein Drittel der Einfuhr an Häuten und 
Fellen. Dafür lieferte England Maschinen, vor allem Werkzeugmaschinen. Allein 
die englische Maschinenausfuhr noch Rußland zeigte folgendes Bild: 


1947 1948 1949 1950 (9 Monate) 
Wert in Mill. Pfd. 10,41 3,54 6,54 8,26 


Ein anderer großer Abnehmer englischer Maschinen war im vergangenen Jahr 
die Tschechoslowakei mit über 1 Mill. Pfd. Sterling in den ersten 9 Monaten. Die 
Ausfuhr Englands nach Polen, die jährlich allein 16 Mill. Pfd. ausmachte, umfaßt 
in erster Linie auch Maschinen und Fahrzeuge, Motorräder, Schreibmaschinen, 
Werkzeuge, während Polen unter dem Fünfjahres-Vertrag 200 000 Tonnen Rog- 
gen und Eier, Bacon, aber auch Textilien, Holzwaren, Glas und Porzellan lieferte. 


Der Austausch war bis Korea und danach noch mehr als schwunghaft, und man 
darf annehmen, daß sich unter den Lieferungen auch einiges gutes Kriegsgerät 
befand. Im Osten legte man Wert darauf, und im Westen hatte man immer ein 
weites Gewissen, was die Geschäfte anging. Bis dann eines Tages Churchill im 
Unterhaus die Bombe platzen ließ, als er im Herbst 1950 feststellte, daß einige 
schwere Bohrmaschinen, die nur als Kriegsgerät zu betrachten seien, aus Man- 
chester nach Rußland und Polen geliefert worden seien. Daraufhin wurde eine 
scharfe Kontrolle der Ausfuhr zugesagt; etwa nach amerikanischem Vorbild: 
Rüstungsgüter dürfen keinesfalls geliefert werden, mitielbar oder weitere Rüstungs- 
güter nur in gewissem Ausmaß. Das Verbot betraf zunächst folgende Waren: 
Metalle, Kompressoren, Ausrüstungen für Schmiedebetriebe, bestimmte Werk- 
zeugmaschinen, Minenräum-Geräte, Industrie-Diamanten, aber es wurde alsbald 
auf 119 verschiedene Positionen ausgeweitet, deren Liste allerdings geheim ge- 
halten wird. Darüber hinaus florierte der Osthandel aber noch munter weiter, 
während von Korea schon eine Weltkrise aufgezogen war. 

Das einzige Land, das wirklich unter diesen Spannungen zu leiden hatte, war 
Deutschland, dem man unter dem Vorwand einer Diskriminierung des präsumtiven 
Angreifers und aus allgemeinen Friedensgründen die Ausfuhr aller schweren 
Sachen nach Osteuropa untersagen konnte. Und hier war man nicht so weitherzig 
in der Auslegung dessen, was kriegerischen Zwecken dient, von den Schienen für 
China, die nachher England und Frankreich lieferten, bis zu den 23 Waggons mit 
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Mannesmann-Röhren, die für die Tschechoslowakei bistimmt waren, und die 
wochenlang in Furth im Wald von amerikanischen Dienststellen festgehalten wur- 
den. Anfang Februar wurden sie endlich freigegeben, kurz nach der Freigabe von 
8 Waggons mit Drehbänken. Natürlich ist ein gewisses Mißtrauen der Alliierten 
am Eisernen Vorhang verständlich, zumal ja Deutschland ein Transitland ist, und 
inanche heimlichen Rüstungsgüter auch von Westen her durch Deutschland rollen, 
aber betroffen wird von solchen Schikanen in erster Linie der legale deutsche 


Osthandel — und das scheint oft ein erwünschter Nebenzweck. 


Deutscher Außenhandel mit Osteuropa 


Mill. DM 1936 1948 1949 1950 (9 Monate) 
Finfuhr 700 67 380 402 
Ausfuhr 761 49 217 315 


Deutschlands Warenaustausch mit dem Osten war also auf einen Bruchteil von 
früher zusammengeschrumpft und hatte auch im abgelaufenen Jahr wertmäßig 
kaum die Hälfte seines früheren Umfangs erreicht, mengenmäßig dürfte er höch- 
stens ein Drittel von 1936 betragen. Infolgedessen hat sich auch die Struktur des 
ganzen deutschen Außenhandels verzogen. Vor dem Kriege gingen 37 Prozent der 
deutschen Ausfuhr nach Westeuropa, heute etwa 56 Prozent; dafür sank der An- 
teil Osteuropas von 15 auf 4 Prozent unserer Ausfuhr (und derjenige Südamerikas 
von 11 auf 3 Prozent). Dadurch hat sich natürlich auch der Charakter der Aus- 
fuhrwaren verschoben. Aus dieser Entwicklung und Verschiebung resultieren die 
ganzen Schwierigkeiten unserer Handels- und Zahlungsbilanz, die zum Teil durch 
den Marshall-Plan mühsam ausgeglichen werden mußten, so daß auf diese Weise 
die Amerikaner den englischen Handelsvorsprung im Osten finanzieren. 

Die Schwierigkeiten des deutschen Ostgeschäftes wiegen aber wenig gegenüber 
dem allmählichen Versacken des Interzonen-Austausches. Das läuft darauf hinaus, 
daß Deutschland tatsächlich wirtschaftlich in zwei blutende Teile auseinander- 
klafft. Man bedenke, daß der Warenumsatz zwischen West- und Ostdeutschland 
vor dem Kriege (1936) auf 8,3 Milliarden Reichsmark veranschlagt wurde, wäh- 
rend gleichzeitig der eigentliche Außenhandel einen Umsatz von 5,9 Milliarden 
Reichsmark hatte! (Dies sind Schätzungen der Economic Commission for Europe 
in Genf.) Demgegenüber ist heute der sogenannte Interzonenhandel auf 225 DM 
(1948) und 428 Mill. DM (1949) völlig verkümmert, und dürfte auch 1950 nicht 
mehr als 600 Mill. DM. auf beiden Seiten betragen haben. Dieses kümmerliche 
Pflänzchen ist dazu ständigen Gefahren ausgesetzt: 1948 und 1949 waren nicht 
komplett wegen des „Kampfes um Berlin“, und 1950 stand unter dem Schatten 
von Korea und des nicht erneuten Interzonenabkommens. 

Nun weiß sich die Natur immer zu helfen, wenn sie vergewaltigt wird, und die 
vergewaltigte Wirtschaft sucht sich ihren natürlichen Ausweg im illegalen Handel. 
Was in der Reichsmarkzeit bis 1948 der Schwarze Markt war, ohne den das Volk 
nicht existierte, das ist im Verkehr zwischen West- und Ostdeutschland, nachdem 
en sie künstlich auseinandergeschnitten hat, der Schwarze Handel über die grüne 

renze. Hier gibt es keine Statistik, sondern nur ganz rohe Schätzungen, die 
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zwischen dem Viertel und dem Vierfachen des offiziellen, legalen Handels schwan- 
ken. Wir kennen die Strümpfe aus Chemnitz, die billigen Schreibmaschinen und 
Photo-Apparate, wir wissen um die billige Versorgung Berlins aus dem Ostsektor. 
Aber es finden auch Gegenlieferungen statt, die den Alliierten zunehmend ein 
Dorn im Auge sind, weil sie die „Rüstungszentren“ in Sachsen — Thüringen und 
an der Oder fördern könnten. Die mangelhafte deutsche Kontrolle an der Grenze 
ermöglicht angeblich einen ungehinderten Durchgang tausender Tonnen von Stahl, 
Maschinen, Kupfer, Schwefel und anderer wichtiger Rüstungs-Rohstoffe. In den 
letzten drei Monaten sollen z.B. 3000 Volkswagen über Hamburg nach Schweden 
und von dort nach Osteuropa gegangen sein. Zweifellos spielt neben Skandinavien 
auch Belgien und Holland als Durchgangsland nach dem Osten eine wichtige Rolle, 
weil hier die alliierte Kontrolle und Macht weniger stark ist als gerade in West- 
deutschland. Diese verworrenen Zustände sprechen natürlich für einen engeren 
wirtschaftlichen Zusammenschluß der Westmächte, wenn nicht eine wirtschaftliche 
Einheit Deutschlands möglich ist. Eine dieser beiden Alternativen ist aber 
sehr notwendig. 

Die verworrenen Zustände in Mitteleuropa erinnern sehr stark an die Zustände 
in Ostasien, ähnlich wie man ja auch Berlin ein zweites Schanghai genannt hat. 
Seitdem China unter Mao Tse-tung für die westliche Welt ausgefallen ist, ge- 
winnt der Chinahandel immer mehr einen fast abenteuerlichen Reiz, wie der 
Japanhandel zur Zeit Engelbert Kaempfers; und eine chinesische Wirtschaftsdele- 
gation in Westeuropa ist heute von ähnlichen Geheimnissen umwittert wie die 
Gesandtschaft Marco Polos beim ersten Kaiser der Mongolen-Dynastie. 

Hierbei nimmt Deutschland infolge seiner Spaltung eine besonders reizvolle 
Stellung ein, und die Chinesen verstehen auch, auf diesem komplizierten Instru- 
ment zu spielen. So hat China mit der „Deutschen Demokratischen Republik“ 
am 10. Oktober 1950 in Peking ein weitreichendes Handelsabkommen abge- 
schlossen, und die sowjetzonalen Behörden bilden sich darauf ein, das gesamt- 
deutsche Chinageschäft an sich reißen zu können und auch Westdeutschland 
gegenüber als Mittler aufzutreten, so daß gleichsam Chinageschäfte als gewöhn- 
liche Interzonengeschäfte aufgemacht werden können. Diese Hoffnungen sind 
durch die Zuspitzung des Konfliktes des Westens mit China vorerst begraben, 
denn das Mißtrauen des Westens in alle Interzonengeschäfte ist nun doppelt ge- 
schärft, und darum macht auch das neue Interzonen-Abkommen solche Schwierig- 
keiten. Aber außerdem haben auch die Chinesen selbst dazu beigetragen, die 
Illusionen der Ostzone verblassen zu lassen, indem sie selbst eine geheime Wirt- 
schaftsmission nach Bonn und Düsseldorf schickten und dort mit einem phan- 
tastischen Milliarden-Geschäft winkten. Doch auch hier haben die Alliierten alles 
abgepfiffen, und die Chinesen sind abgereist. 

Unterdessen hatten gerade die Engländer auch wieder mit den Chinesen ein 
glänzendes Geschäft gemacht, wie die Entwicklung des offiziellen englischen 
Chinahandels zeigt: 


In Mill. Pfd. (Basis 1938) 1947 1948 1949 1950 (geschätzt) 
Import alzt 8,20 3,62 9 
Export 12,78 8.65 2.25 3 
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Der Sieg von Mao Tse-tung brachte also zunächst einen Rückschlag des China- 
handels im Jahre 1949, dann aber einen um so kräftigeren Aufschwung. Dieses 
Bild wird noch ergänzt durch den Handel Hongkongs, der zu einem großen Teil 
noch Chinahandel umfaßt, und der sich wie folgt entwickelt: R 


In Mill. HK. Doll. 1947 1948 1949 1950 
Import 1548 2076 2848 3788 
Export 1212 1584 2316 3716 


Der Hongkong-Handel nahm also gerade nach dem Siege der Kommunisten und 
dem Ausbruch des Korea-Krieges einen geradezu überraschenden Aufschwung auf 
mehr als das Doppelte in zwei Jahren. Das bestätigt die Ansicht von Hongkong 
als dem wichtigsten wirtschaftlichen Einfalltor nach China, als Loch im Eisernen 
Vorhang, und erklärt auch die politisch vermittelnde Haltung der Engländer in 
der Chinafrage. Man bedenke, daß 25 Prozent der Importe nach Hongkong 
aus China kamen, und daß sogar 40 Prozent aller Exporte Hongkongs nach 
China gingen. 

China befindet sich trotz des Konfliktes in Korea mitten in einem gewaltigen 
Wiederaufbau und darüber hinaus in einem weiteren Ausbau seiner Industrie 
nach der Art der russischen Industrialisierung nach dem Ersten Weltkrieg. Es hat, 
besonders nach der Demontage der großen Industrieanlagen in der Mandschurei 
durch die Russen, einen ungeheuren Bedarf an allen großen Anlagen, wie Walz- 
werke, Kraftwerke, Zementfabriken, Getreide- und Ölmühlen, aber auch an Ma- 
schinen aller Art, Werkzeugen und Textilmaschinen, elektrotechnischen Ausrüstungen, 
Eisenbetonmaterial, chemischen und pharmazeutischen Erzeugnissen — und es nimmt 
die Güter, wo es sie bekommen kann. So liefert Frankreich auch jetzt noch unter 
einem Handelsvertrag 139 000 Tonnen Schienen und möchte sich gern noch melhır 
Lieferungen sichern. Selbst die Vereinigten Staaten lieferten noch 1949 für 
17,3 Mill. Dollar Maschinen und Fahrzeuge nach China, und im September 1950, 
als der Korea-Krieg in vollem Gange war, allein für 6,4 Mill. Dollar! Der Hong- 
kong-Handel, der im wesentlichen britische Lieferungen umfaßt, erreichte bis 
Dezember 1950 eine Rekordhöhe von über 1 Milliarde Dollar, wovon etwa ein 
Drittel China betraf. Allein in den ersten zehn Monaten 1950 lieferten britische 
Firmen nach China: 264000 Tonnen Eisen und Stahl, 34000 Tonnen Messing 


und 13500 Tonnen Aluminium, also alles rüstungswichtige Rohstoffe, wo früher 
in erster Linie Konsumgüter geliefert wurden. 


China selbst bietet immer wieder seine natürlichen Rohstoffe und Erzeugnisse 
an und hat dafür seinen Außenhandel in staatliche Regie übernommen. Seitdem 
ist die alte internationale Händlerzentrale Schanghai eine tote Stadt, und der 
offizielle Handel spielt sich immer mehr über Tientsin ab, das heute als einzig 
freier Hafen Chinas zu überragender Bedeutung aufgestiegen ist. Eine eigentüm- 
liche Zwischenstellung im Zwielicht nimmt Hongkong ein, das für China das große 
Warenlager des Westens darstellt, aus dem je nach der politischen Wetterlage 
Ware abgegeben wird, und das bei seiner eigentümlichen Lage schon einen leichten 
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Übergang zu dem illegalen Handel bildet, der dort im Fernen Osten, mit viel 
weiterem Gewissen als im Westen, eine riesenhafte Rolle spielen muß. 

Schon in normalen Zeiten waren etwa 10 Prozent des China-Exportes statistisch 
nicht erfaßbar und sogar 20 Prozent des Importes. Jetzt aber war der Schmugge! 
und Schwarzhandel, waren die Lizenzumgehungen und -verschiebungen erst richtig 
aufgeblüht. Chinesische Kaufleute hatten sich ein Geschäft daraus gemacht, Nylon- 
Strümpfe, kosmetische Artikel und andere Luxuswaren einzukaufen und in der 
Hauptgeschäftsstraße von Schanghai auszulegen. Schweizer Uhren wurden in gro- 
Bem Stile eingeschmuggelt und auf dem Wege über Hongkong wieder reexportiert. 
Diesen Geschäften hat die kommunistische Regierung radikal einen Riegel vor- 
geschoben. Jegliche Luxus-Einfuhr ist untersagt, und die übrigen Einfuhren wer- 
den nach einer Prioritäten-Liste getätigt, bei der die Bedürfnisse des Verkehrs 
an erster, die Elektrifizierung an zweiter Stelle stehen. 

Aber überall im Fernen Osten gibt es Löcher oder weiche Stellen wie Hongkong, 
wie daneben das portugiesische Macao, Rangoon in Burma oder Bangkok in Siam. 
Dort wird Gummi und Zinn aus Malaya nach China und der Sowjetunion ver- 
handelt, Wolle und Zink aus Australien und Reis aus Siam. Die Behörden Siams 
wunderten sich plötzlich, daß die statistisch erfaßten Reisvorräte des Landes eines 
Tages nicht mehr vorhanden waren: sie hatten das Land auf dunklem Wege ver- 
lassen, waren in das weite China eingesickert und brachten so die ganze Export- 
und Wirtschaftsplanung durcheinander. Aus Französisch-Indochina, das ja weit- 
gehend aufgewühlt ist, gelangte Gummi, Zink und sogar Wolfram in den Osten, 
obwohl doch Wolfram selbst ein begehrtes Rüstungsmetall aus China ist, dessen 
Ausfuhr in den Westen jetzt gesperrt ist. Für die illegalen Wolfram-Geschäfte 
ist Hongkong ebenfalls ein großer Umschlagplatz. 

Auch für die Gummiversorgung der Sowjetunion und Chinas ist Hongkong wich- 
tig. Die chinesischen Händler kaufen in Singapore auf, ohne daß man wüßte, für 
wen sie arbeiten, und sie liefern dann weiter nach China, zum großen Teil über 
Hongkong. So wurden noch Anfang 1950 für 60 Mill. Dollar Gummi bei den 
britischen Plantagen auf Malaya aufgekauft, und die Gummi-Käufe Hongkongs, 
die noch im Juni 1950, also vor dem Korea-Konflikt, 300 Tonnen monatlich 
ausmachten, sind jetzt auf 3500 Tonnen im Monat hinaufgeschnellt. Sie betrugen 
im ganzen Jahr 1950: 44 367 Tonnen. Dem entspricht auch die Ziffer für die sow- 
jetischen Gummi-Importe im Jahre 1950 über die Schwarzmeer-Häfen, die nicht 
weniger als 68058 Tonnen ausmachte, so daß sich die Sowjets ihre Gummiver- 
sorgung sichergestellt haben dürften. 

So reicht der schwarze Handel mit dem Osten um den ganzen großen Raum 
herum. Überall wird der Riesenleib nach weichen Stellen abgetastet, wo Ware 
eindringen oder ausströmen kann — ob es nun die Dschunken in Hongkong sind 
oder die Trägerkarawanen im hinterindischen Dschungel, der italienische Stroh- 
ınann in Triest, der Maschinenteile nach Wien liefert oder die finnische Firma. 
die Quecksilber aus Spanien bezieht — bis zu dem Grenzgänger in Mitteldeutsch- 
land, der Kugellager in der Aktentasche über die grüne Grenze bringt. Alle 
arbeiten sie für das Geschäft, das dicker ist als Blut und über dem Gewissen steht. 


BERICHTE 


Unsere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. 
Wohl aber ergänzen sie die laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse 
kaum Platz ist. Sie bemühen sich um Berichterstattung ohne eigene Stellungnahme. 


INHALTSVERZEICHNIS: Spanien 
Deutschland Tangayika 
Dänemark Grönland 
Schottland Kanada 


Ungefährdete Seefahrt 


Während die Westalliierten im Frühjahr 
1945 ihre Heere bereits widerstandslos so 
viel deutsches Gebiet besetzen ließen, wie 
ihnen — damals — richtig zu sein schien, 
während der deutsche Luftraum ihren Bom- 
bern uneingeschränkt und risikolos zur Ver- 
fügung stand, sahen sie sich im dritten Ele- 
ment, dem Wasser, festen Mauer 
gegenüber, die ihnen vorerst noch einen un- 
gehinderten Zugang in das zusammengebro- 
chene Deutschland über See verwehrte. Es 
handelte sich um breite Minengürtel, die zum 
Schutz vor die deutschen und späterhin auch 
vor die eroberten Küsten gelegt waren. Das 
wichtigste und deshalb auch stärkste Boll- 
werk war verständlicherweise in der Nord- 
see, wo es von einem Scheitelpunkt vor den 
Mündungen der großen Flüsse aus zwei 
Barrieren vor die ost- und nordfriesländi- 
schen Inseln legte. Im Schutz dieser Mauern 
führten ständig minenfrei gehaltene Wege 
nach Norden und Westen, wobei der erstere 
in dem Augenblick an Bedeutung verlor, als 
die Besetzung Norwegens der deutschen 
Flotte den Ausfall aus dessen Häfen ermög- 
lichte. Mehr als fünf Jahre lang hatten alle 
nur erdenklichen Minenträger an dieser 
Mauer gebaut, Überwasserschiffe, U-Boote 
und Flugzeuge, und mit den gleichen Mitteln 
bemühte sich der Gegner, jedes Schlupfloch 
in den Minenfeldern zu schließen, das der 
Bewegungsfeiheit der deutschen Schiffahrt 
diente. Auch noch aus einem anderen Grunde 
gab es keine navigatorisch fest umgrenzbaren 
Gebiete, deren Befahrung gefahrlos gewesen 
wäre, solange nicht Sperrbrecher und Minen- 
suchverbände dies eindeutig festgestellt hat- 
ten. Denn jede Mine, wenn sie nicht ohnehin 
als Treibmine gelegt war, konnte durch je- 
den Sturm ins Treiben kommen. Das „nasse 
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Dreieck“ in der Nordsee, aber auch andere 
Küstengewässer, wimmelten von Minen. Die- 
sen Zustand so schnell wie möglich zu be- 
enden, dadurch daß wenn auch noch so 
schmale Breschen in die Mauern geschlagen 
wurden, lag bei Kriegsende in Interesse aller 
Beteiligten. Die Westalliierten brauchten 
Breschen für den Nachschub, später für den 
Abtransport ihrer Truppen, und Deutsch- 
land, um zur Linderung der Not wenigstens 
eine bescheidene Zufuhr hereinzubekommen. 
So wurde bereits im Juni 1945 ein deutscher 
Minenräumdienst geschaffen, der in sechs 
Räumdivisionen aufgegliedert war. Einen 
Begriff von der räumlichen Ausdehnung 
ihrer Aufgaben erhält man aus den Liege- 
plätzen der Verbände. Sie waren in Cux- 
haven, Kiel, Bremerhaven, Dänemark, Nor- 
wegen und Holland stationiert. Ende 1947 
wurde diese Organisation aufgelöst und das 
Gros der „Minensucher“ aus dem Dienst 
enilassen. 


Da aber die dem Verband gestellten Auf- 
gaben noch keineswegs gelöst waren, blieb 
noch eine Räumbootsflottille in Cuxhaven 
bestehen, deren Besatzungen — rund 550 
Mann — „zivilisierte“ Minensucher wurden. 
Mit 12 Booten unter Führung des früheren 
Fischereischutzbootes „Weser“ der deutschen 
Kriegsmarine und drei Kriegsfischkuttern 
hat der kleine Verband seither und bis zum 
heutigen Tag Stein um Stein, buchstäblich 
Mine um Mine, von jenen Mauern abgetra- 
gen. Unermüdlich werden Zwangswege, an 
die die Seefahrt immer noch gebunden ist, 
erweitert und neugeschaffen. So wurde 1950 
der Küstenweg an den nordfriesischen Inseln 
entlang auf die doppelte Breite erweitert, 
die Westerems und die Einfahrten zu den 
nordfriesischen Inseln wurden als minenfrei 
gemeldet. Als nächste Aufgabe wird die Räu- 
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mung eines Seegebietes vor Schleimünde und 
eines Abkürzungsweges für die im Verkehr 
mit den skandinavischen Ländern bedeu- 
tungsvolle Kiel—Korsörlinie begonnen. 

Der gefahr- und entsagungsvollen Arbeit 
dieser Männer, die bei jedem Wind und Wet- 
ter gegen den heimtückischsten Feind der 
Seefahrt kämpfen, ist es zu danken, wenn 
unsere Ein- und Ausfuhr störungs- und ver- 
lustlos zu den deutschen Häfen läuft und uns 
das Tor zur Welt wieder offensteht. 

Wie lange die Aufgabe des kleinen Ver- 
bandes noch zu ihrer Lösung braucht, ist nicht 
abzusehen. Vorsichtig geschätzt müßte die 
letzte Mine aus dem Krieg im Jahre 1957 
unscharf geworden sein. Immer noch, wenn 
auch zum Glück immer seltener, werden 
Schiffsbeschädigungen oder sogar Verluste 
durch Minentreffer gemeldet, meist dann, 
wenn infolge Nebels oder durch fehlerhafte 
Navigation ein minenfreier Weg verlassen 
wurde. Es liegt noch harte Arbeit vor dem 
Minenräumverband. 

Sein Chef war bis zum 1. Januar dieses 
Jahres der frühere Fregattenkapitän Adal- 
bert von Blanc. An diesem Tage wurde er 
von seinem Dienst „suspendiert“, weil er 
sich weigerte, einen englischen Befehl auszu- 
führen und die Männer der „Aktion Helgo- 
land“ von der Insel zu holen. 


Siegfried Engel 


Die Oder-Neisse-Linie 


Die Regierung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik hat am 27. Januar 1951 in 
Frankfurt/Oder ein Abkommen mit der Re- 
gierung der Volksdemokratie Polen unter- 
zeichnet, durch das alle deutschen Gebiete 
östlich der Oder-Neisse von Deutschland ab- 
getrennt und an Polen abgetreten werden 
sollen. Das Abkommen wurde unterzeichnet 
von Außenminister Dertinger und dem Lei- 
ter des Ministeriums für auswärtige Ange- 
legenheiten der Volksdemokratie Polen, 
Stanislaw Skreszewski. 

Die Oder-Neisse-Linie beginnt an der al- 
ten Reichsgrenze zur Tschechoslowakei und 
folgt dem Lauf der Görlitzer Neisse, nach 
ihrer Mündung in die Oder dem Lauf dieses 
Stromes bis in den Raum von Schwedt. Dort 
geht sie auf das linke Ufer der Oder über 
und verläuft hart an diesem entlang bis in 
die Höhe von Greifenhagen. Von hier ab 
verläßt sie den Strom und verläuft ohne 
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natürliche Anhaltspunkte und ohne Beadı- 
tung bestehender Verwaltungsgrenzen durch 
die Kreise Greifenhagen und Ückermünde, 
durch den Neuwarpersee, durch das Stet- 
tiner Haff in nördlicher Richtung und er- 
reicht die Insel Usedom hart östlich von 
Kamminke. Von hier verläuft sie wie- 
derum in nördlicher Richtung bis zu einem 
Punkte an der Pommerschen Bucht, unge- 
fähr in der Mitte zwischen Ahlbeck und 
Swinemünde, derart, daß die Kaiserfahrt 
und das Stadtgebiet von Swinemünde ganz 
zum polnischen Verwaltungsgebiet gehören. 
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Dänemark 
und die Verteidigung Westeuropas 


Am 30. Januar legte der dänische Ver- 
teidigungsminister Petersen dem Reichstag 
ein Gesetz vor, nach dem die Unterstel- 
lung der dänischen Brigade in Deutschland 
unter General FEisenhower gebilligt wer- 
den soll. Es sei von entscheidender Bedeu- 
tung für den Schutz Jütlands, daß die Ver- 
teidigungslinie für Westeuropa nicht erst 
am Rhein, sondern schon an der Elbe 
liege, weil nur die Sicherung Norddeutsch- 
lands einen möglichen Gegner von der dä- 
nischen Südgrenze fernhalten 
könne. Selbst dann müsse allerdings Däne- 
mark sowohl auf den Inseln als auch in 
Jütland Vorkehrungen gegen mögliche Lan- 
dungen von See oder aus der Luft treffen. 

Dänemark hatte ursprünglich erhebliche 
Bedenken, bevor es dem Atlantikpakt bei- 
trat. Es stellte diese Bedenken zurück, 
nachdem Norwegen den entsprechenden 
Schritt vollzogen hatte. Durch ihre Zuge- 
hörigkeit zum Atlantikpakt haben sich die 
drei westlichen skandinavischen Länder Is- 
land, Norwegen und Dänemark mit ihren 
Kolonialgebieten Grönland und Spitzbergen 
aus der skandinavischen Gemeinsamkeit mit 
Schweden und Finnland herausgelöst. 


zu Lande 


Schottischer Nationalismus 


Die richtige Übersetzung des in Großbri- 
tannien üblichen Begriffes „Schottischer Na- 
tionalismus“ lautet im Deutschen „Regiona- 
lismus“. Schottland, das 1797 in einer Real- 
union mit England verbunden wurde, glaubt 
sich durch das zahlenmäßige und wirtschaft- 
liche Übergewicht Englands in der Union 
benachteiligt und isi der Meinung, daß eine 
schottische Selbstverwaltung die Interessen 
des Landes besser wahrnehmen könne als 
das Londoner Parlament, in dem die schot- 
tischen Abgeordneten immer in der Minder- 
heit bleiben müssen, oder der Staatssekretär 
für Schottland, der im britischen Kabinett 
die schottischen Belange wahrnehmen soll 
und verantwortlich für die regionalen Son- 
derverwaltungen in der alten Landeshaupt- 
stadt Edinburgh (Schulen, Gesundheits- 
wesen, Landwirtschaft und die Aufgaben- 
gebiete des Innenministeriums) ist. Früher 
hofften die Schotten, daß die Liberale Par- 


tei ihnen stärkere Regionalrechte verschaf- 
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fen werde, dann hofften sie auf die Arbei- 
terpartei. 

Seit 1945 gibt sich die britische Labour- 
Regierung mit verschiedenen Plänen einer 
„Devolution“, d. h. einer Delegation von 
Rechten des Zentralparlaments und der 
Zentralbehörden an schottische regionale In- 
stanzen, ab. Der Konservative Walter Elliot 
und der Labour-Mann Tom Johnstone ins- 
besondere vertraten die schottischen Wün- 
sche im Londoner Parlament, während die 
kleinen Gruppen der schottischen „Nationa- 
listenparteien“ romantisch, literarisch und 
verhältnismäßig einflußlos sind. 

Die parlamentarischen Bemühungen ha- 
ben bis jetzt die Schotten nicht befriedigt. 
Von 1901 bis 1931 wanderten bei einer 
Bevölkerung von weniger als 5 Millionen 
884000 Menschen aus Schottland nac 
Ländern außerhalb der Britischen Inseln 
aus. Der schottische Wanderungsverlust 
betrug 8% der Bevölkerung jährlich (der 
englische 0,5, der italienische 2,6, der nor- 
wegische 2,9, der dänische 1,2). Wenn die 
Engländer behaupten, daß sie von Schot- 
ten überschwemmt werden, antworten die 
Schotten, daß die in England geborene 
Bevölkerung in ihrer Heimat ungefähr die 
schottischen Einwanderer nach England 
aufwiegt. Schottland fühlt sich vernac- 
lässigt. 

Am 29. Oktober 1949 holten die schot- 
tischen Regionalisten eine schottische Na- 
tionalversammlung aus führenden Persön- 
lichkeiten des Landes nach Edinburgh, die 
einen „Nationalen Schwur“ ablegte, der 
sie zum Kampf um ein eigenes Parlament 
verpflichtete. Diesen Männern liegt nichts 
an theatralischen Gesten, aber alles an 
einer Förderung der schottischen Wirt- 
schaft. Über 11/2 Millionen von den 3 Mil- 
lionen erwachsenen Einwohnern Schottlands 
haben sich durch Namensunterschrift dem 
Schwur angeschlossen. (Der Name des Bun- 
des: Covenant, erinnert an den religiös-ge- 
weihten Schwurbund der schottischen Städte 
von 1643). Ende November 1949 veröffent- 
lichte ein Ausschuß der Konservativen Par- 
tei unter dem Vorsitz des Abgeordneten 
James Stuart Vorschläge zur Verstärkung 
des Schottlandministeriums und zur Los- 
lösung der schottischen Betriebe aus dem 
System der in London zentralisierten Ver- 
waltung der verstaatlichten Industrien. Die 
Arbeiterpartei veröffentlichte im Februar 


Schottland — Spanien — Tanganyika 


1950 ein besonderes Manifest an Schottland 
und wies auf die Wohltaten hin, die ihre 
Regierung dem Lande gebracht habe. Sie 
erst habe der Abwanderungsbewegung aus 
den Hochlanden durch positive Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen Einhalt gebieten kön- 
nen. 

Bei der Zusammenkunft der Vierten 
Schottischen Nationalversammlung am 22. 
April forderten wichtige Vertreter des Lan- 
des, darunter der Herzog von Montrose und 
der frühere Diplomat Sir George Ogilvie- 
Forbes, daß die britische Regierung mit 
maßgebenden Persönlichkeiten Schottlands 
die Möglichkeit zum Aufbau einer schot- 
tischen Selbstverwaltung im Rahmen des 
Vereinigten Königsreichs von Großbritan- 
nien bespreche. Der führende Mann der 
„Nationalversammlung“, der Glasgower 
Rechtsanwalt John Macdonald Mac Cormick, 
erschien als gefährlicher Gegenspieler des 
vorsorglich von der Arbeiterregierung neu 
ernannten Schottlandministers Hector Mc- 
Neil. Das Parliament in London setzte 
einen Ausschuß ein, der die schottischen 
Beschwerden über eine Benachteiligung 
durch die staatliche Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik untersuchen soll. 

Während Schottland und England auf 
diesen Bericht warten und im übrigen 
durch die drohende Entwicklung der Welt- 
politik in Anspruch genommen werden, 
hat eine Gruppe der schottischen „Natio- 
nalisten“, — man vermutet, eine der radi- 
kal-separatistischen Grüppchen, — durch 
den Diebstahl des alten Krönungssteins 
aus der Westminster-Abtei in London er- 
neut die öffentliche Aufmerksamkeit auf 
die schottische Frage gelenkt. 


Spanische Volkszählung 


Die spanische Volkszählung in der Neu- 
jahrsnacht 1950/51 erfaßte zum ersten 
Male auch den Wohnraum. Die Zahl der 
Räume eines Hauses, die Miete und der 
Gebäudewert mußten angegeben werden. 
Der Innenminister Blas Perez Gonzalez ist 
der Ansicht, daß in Spanien eine halbe 
Million Wohnungen für eine durchschnitt- 
liche Familiengröße von 5 Personen fehlt. 
Der Bevölkerungszuwachs verlangt jährliche 
Neubauten von 60000 Wohnungen, tatsäch- 
lich sind nur 15000 erfolgt. Auf Grund 
des Ergebnisses sollen Schwerpunkte des 
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staatlichen Wohnungsbaus gebildet werden. 

Bei der letzten, zehnten, Volkszählung 
im Jahre 1940 hatte Spanien knapp 26 Mil- 
lionen Einwohner. Eine amtliche Schätzung 
gab für das Jahresende 1949 die Zahl 28,6 
Millionen, das wäre fast eine Verdoppelung 
gegen das Jahr 1800. 


Das Ende des großen Tanganyika-Planes 


Lettow-Vorbeck, der Verteidiger Deutsch- 
Östafrikas im Ersten Weltkrieg. gegen die 
von dem verstorbenen Burengeneral Smuts 
geführte riesige Übermacht, berichtet in 
seinen Kriegserinnerungen „Heia Safari“, 
daß ihm einer seiner Gegner gesagt habe: 
„Sie haben in Ostafrika ein Indien beses- 
sen“. Als England nach dem Zweiten Welt- 
krieg das wirkliche Indien aufgeben mußte, 
wandte sich sein Interesse dem besonders 
reichen Teil Ostafrikas, dem früheren Man- 
dat und jetzigen Treuhandgebiet „Tanga- 
nyika“ zu. Unter der Verantwortung des 
Ernährungsministers Strachey begann die 
staatliche Overseas Food Corporation die 
Anpflanzung von Erdnüssen in zwei Gebie- 
ten an der von Dar-es-Salam ausgehenden 
Zentralbahn und einer Zone im Süden der 
Kolonie. Hier sollte ein entscheidender 
Schritt zur Überwindung der Weltknappheit 
an Pflanzenfetten getan werden. 

Am 9. Januar 1951 gab die britische Re- 
gierung bekannt, daß die großen Pläne auf- 
gegeben werden müßten. Die £ 36!/e Mil- 
lionen, die bis jetzt investiert worden sind, 
müssen abgeschrieben werden. Es gilt durch 
diese Erfahrung als erwiesen, daß dieser 
Teil Afrikas nicht mit dem Mittel einer 
totalen Mechanisierung der Landwirtschaft 
erschlossen werden kann. Ursprünglich war 
geplant, bis 1953 etwa 1,2 Millionen ha 
wildes Land unter den Pflug zu nehmen; 
im November 1949 nannte der Minister nur 
noch die Zahl von 300000 ha bis 1954; 
heute ist nur die Rede von 127000 ha bis 
1957. Der Großeinsatz der Traktoren soll 
aufhören, Handarbeit der Eingeborenen soll 
in Anspruch genommen werden. Es wird 
anerkannt, daß es sich um ein riesenhaftes 
Experiment in der Erschließung tropischer 
Gebiete handelt; doch geht jetzt die Ver- 
antwortung vom britischen Ernährungsmi- 
nisterium, das allzu schnelle und große Er- 
wollte, an das Kolonial- 


gebnisse sehen 


ministerium über. 
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Die Nahrungsreserven Grönlands 


Ein neu erlassenes Gesetz der dänischen 
Regierung wird ab 1. Juni 1951 ein Drittel 
der Landfläche in der dänischen Kolonie 
Grönland (den Nordosten des Landes) einem 
besonderen Wildschutzgesetz unterwerfen. 
Dieses neue Gesetz hat keineswegs nur Na- 
turschutzinteresse. Vom Scoresby-Sund bis 
zum Petermannsgletscher werden alle Wild- 
gänse und ihre Eier unter absoluten Natur- 
schutz gestellt und damit die Brutplätze ge- 
schützt. Trapper dürfen jährlich höchstens 
sechs Moschusrinder schießen, darunter nur 
zwei Kühe. Die Ausfuhr von Moschusochsen 
oder ihres Fleisches wird verboten. Schon- 
zeiten werden für Polarfüchse und Eisbären 
verkündet. Nördlich der Breite von 740 24° 


dürfen Walrosse nicht gejagt werden. 
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Kanadische Aluminiumwerke 


Anfang Januar 1951 wurde in der Pro- 
vinzialhauptstadt Vancouver an der kana- 
dischen Westküste zwischen der Provinzial- 
regierung von Britisch-Kolumbien und der 
Aluminium Company of Canada ein Ab- 
kommen unterzeichnet, wonach die Gesell- 
schaft einen Staudamm am Nechako-Fluß 
bauen soll, um die Wasserkraft von Tweed- 
smuir Park zur Errichtung einer Aluminium- 
Industrie auszunutzen. Sie hat schon wäh- 
rend der zwei vergangenen Jahre ungefähr 
eine Million Dollars für die Durchforschung 
des Geländes ausgegeben. Die Errichtung 
der Anlagen soli zunächst 300 Millionen 
Dollars kosten. Das Indianerdorf Kitimat 
südlich des Ortes Prince Rupert soll zur 
zentralen Industriestadt umgebaut werden. 


Bevölkerungswachstum der USA 


In den neun Monaten seit der Volkszählung am 1. April 1950 ist die Bevölkerung der 
USA um 2233 000 Personen auf 152 340 000 gewachsen. 
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DAS BEVÖLKERUNGSWACHSTUM DER VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA 
(Aus Pearl, Raymond: The Biology of Population Growth, New York 1925) 


Die eingehenden Studien der mathematisch-biologischen Schule in den USA gipfeln in 


dem Nachweis, daß das Bevölkerun 


gswachstum eines Landes nach derselben, mathematisch 


berechenbaren Gesetzmäßigkeit erfolge, wie jedes Wachstum in der Natur. Dieser Nach- 
weis wird u.a. im obigen Werk für eine große Reihe von Staaten geführt. Die Entdeckung 


solcher Gesetzmäßigkeit selbst 
Jahrhundert alt. 


geht zurück auf einen belgischen Gelehrten und ist ein 
(Verhulst, P. F.: Recherches mathematiques sur la loi d’accroissement 
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de la population. Nouv. Memoires de l‘Academie Royale des Sciences et Belles Leitres 
de Bruxelles, T. 18 p. 1—38, 1845 u. a.) 197.27 


Die Gleichung für das Wachstum der USA lautet: y= IH 6732e— 0.0313 x 


wobei y die Einwohnerzahl in Millionen, x die Zeit in Jahren bedeutet. 
Die Gegenüberstellung von Errechnung und Statistik ergibt folgende Ziffern (a.a. O. 
Appendix, Table 6) 


Bevölkerung in Millionen 


Jahr Errechnet Festgestellt 1 Jahr Errechnet Festgestellt ! 
1700 0,239 — 1900 76,870 75.995 
1720 0,446 > 1910 91,972 91,972 
1740 0,833 Br 1920 107,394 105,710? 
1760 1,553 en 1930 122,397 TE 
1780 2,887 Pig 1940 136,318 131,669 ? 
1790 3,929 3,929 1950 148,078 152,340 ? 
1800 5,336 3,308 5200 2127,20 en 
1970 167,945 — 

1810 7.228 7,240 1980 174.941 (ER 
Kohle hr nde bs LT ST KE 

: ’ 2, 2000 184,678 — 
1840 17,506 17,069 2020 190,341 28: 
1850 23,192 23,192 2040 193,509 we 
1860 30,412 31,443 2060 195,249 — 
1870 39,372 38,558 2080 196,681 - 
1880 50,177 50,156 2100 196,681 — 
1890 62,769 62,948 Obere Grenze 197,274 _ 


Die für 1950 festgestellte Zahl von 152 340 000 liegt zwar noch innerhalb der von Pear! 
festgestellten und in Anspruch genommenen Fehlergrenze von + 5 Prozent der mathe- 
matisch errechneten Zahl über dem „Soll“. 

Aber es erhebt sich doch die Frage, ob die USA nicht doch schon in einen neuen Zyklus 
mit steiler ansteigender Bevölkerungszahl eingetreten sind. Das bekannteste Beispiel hier- 
für war Deutschland, wo etwa mit dem Jahr 1855 ein neuer Zyklus einsetzte, der sich 
sichtbar nach den Einigungskriegen, also nach 1870, von dem alten Zyklus löste und zu- 
nächst bis 1914 andauerte. 

Die imperiale Erweiterung des us-amerikanischen Lebensraumes in den letzten Jahr- 
zehnten, die vorwiegend geistiger, aber in vieler, wenn auch nicht immer juristischer 
Weise auch territorialer Natur ist, spricht für einen solchen Zyklus- Wechsel. 


Kurt Vowinckel 


Luftschutz in New York Am Arbeitsplatz krieche unter den 
Schreibtisch, einen Tisch oder eine Werk- 
banken. 


Falls Du Dich in einem Fahrzeug befin- 


Der Leiter des Luftschutzes für den Staat 
New York hat Verhaltungsmaßregeln ge- 


geben, die u. a. besagen: 


„Im Falle eines Überraschungsangriffs 
ohne Vorwarnung nimm rasch folgende Si- 
cherungsmaßnahmen vor: 


Wenn Du zu Hause bist, krieche unter 
das Bett oder den Tisch an einer Innen- 
wand. Ziehe etwas über die Körperteile, 
die nicht unter die Deckung kommen 
können. 


dest, parke sofort am Bürgersteig, stelle die 
Zündung ab, ziehe etwas über Augen und 
Gesicht und lege Dich auf den Boden des 
Wagens .. .“ 


Ein verfassungsrechtliches Instrument 
der britischen Reichseinheit 


Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts ist 
die Frage offen, ob sich das Britische Welt- 


I nach Statistical Abstract ? aus anderen Quellen vom Verfasser eingesett 
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reich formale verfassungsrechtliche Organe 
schaffen oder ob es weiter mit der gelegent- 
lichen Zusammenkunft der Ministerpräsi- 
denten seiner Gliedstaaten als oberstem Or- 
gan der politischen Aussprache zufrieden 
sein soll. Man überlegte die Möglichkeit 
eines Weltreichkabinetts oder eines Welt- 
reichsekretariats. Alle Pläne zur verfas- 
sungsmäßigen Festlegung sind gescheitert, 
auch der während des Zweiten Weltkrieges 
von dem damaligen australischen Minister- 
präsidenten Curtin angeregte. Das Britische 
Weltreich hat sich zu einem losen Verband 
souveräner Nationen, dem Commonwealth, 
aufgelöst, deren bevölkerungsstärkste, die 
Indische Union, nicht einmal mehr die Mon- 
archie als gemeinsame Bindung anerkennt. 
Zugleich allerdings hat sich in diesem Staa- 
tenverband der Brauch der gegenseitigen 
Absprachen und Konferenzen entwickelt. 

Bei der Ministerpräsidentenkonferenz der 
Staaten des Commonwealth Anfang Januar 
1951 wurde jedoch sichtbar, daß die Ver- 
fassungsentwicklung des Mutterlandes Ele- 
mente hinterlassen hat, aus denen sich for- 
malrechtliche Körperschaften einer gemein- 
samen Politik jederzeit schaffen lassen. Der 
Kreis der engsten Berater des Königs, das 
Witenagemot der Angelsachsen, die Curia 
Regis des Mittelalters, der Privy Council 
oder Geheime Staatsrat der Neuzeit, also 
das älteste Verfassungsorgan Englands, wur- 
de in einer neuen Funktion sichtbar, als 
König Georg VI. am 4. Januar 1951 eine 
Sitzung seines Geheimen Staatsrats abhielt, 
an der die königlichen Staatsräte Attlee — 
Ministerpräsident des Vereinigten König- 
reichs von Großbritannien und Nordirland 
—, Menzies — Ministerpräsident des Austra- 
lischen Bundes —, Holland, Ministerpräsi- 
dent des Dominions Neuseeland —, St. Lau- 
rent — Ministerpräsident des Dominions 
Kanada —, Senanayake — Ministerpräsi- 
dent des Dominions Ceylon — und Sir God- 
frey Huggins — Ministerpräsident Südrho- 
desiens teilnahmen, außerdem der Privat- 
sekretär des Königs Sir Allan Lascelles, 
dessen Amt zu keiner der Gliedstaatsregie- 
rungen, sondern nur zum Büro des gemein- 
samen Monarchen gehört. Im Geheimen 
Staatsrat besitzt das Commonwealth ein Or- 
gan, das unter Umständen zu einer wich- 
tigen verfassungsrechtlichen Bedeutung als 
Reichskabinett oder gar Reichsparlament 
erweckt werden könnte. 
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Der Ministerpräsident Pakistans war beim 
Zusammentritt dieses Staatsratausschusses 
aus politischen Gründen noch von London 
abwesend, bei der gegenwärtigen Stellung 
seines Landes zum Commonwealth könnte 
er dazu gehören. Der Ministerpräsident der 
republikanisch gewordenen Indischen Union 
dagegen könnte am Staatsrat des Königs 
nicht mehr teilnehmen. Der Ministerpräsi- 
dent der Südafrikanischen Union, Malan, 
ließ sich bei der Zusammenkunft durch 
seinen Innenminister Dönges vertreten, der 
jedoch an der Staatsratssitzung nicht teil- 
nahm. Eigentlich wird die britische Regie- 
rung im königlichen Staatsrat durch den 
Lord President of the Council vertreten, 
der einen älteren und höheren Verfassungs- 
rang hat als der „usurpatorische“ Minister- 
präsident. Herbert Morrison, der dieses alte 
Formalamt bekleidet, war jedoch nicht in 
London, und der Ministerpräsident Attlee 
ist früher selbst einmal Lord President 
gewesen. 


Synthetisches Benzin für Südafrika 


Die South African Coal Oil and Gas Cor- 
poration entschloß sich Ende Januar 1951, 
die erste südafrikanische Anlage zur Gewin- 
nung von synthetischem Benzin aus Kohle 
im Norden des Oranje-Freistaates beim 
Bahnhof Coalbrook etwas südlich der Stadt 
Vereeniging (bekannt durch den Friedens- 
schluß nach dem großen Burenkrieg 1902) 
anzulegen. 15 bis 20% des Benzinbedarfs 
der Südafrikanischen Union soll durch die- 
ses Werk, das mit einheimischer Kohle ar- 
beitet, gedeckt werden. 


Sowjetische Leih-Pacht-Schulden an USA 


Die Sowjetunion pflegt ihre wirtschaft- 
lichen Verpflichtungen an andere Länder 
peinlich genau zu nehmen. Sie hat jedoch 
bis jetzt keine Anstalten gemacht, die bei 
Einstellung der Feindseligkeiten noch intakt 
vorhandenen Leih-Pacht-Güter an die USA 
in nennenswertem Maße zurückzugeben oder 
zu bezahlen. Seit vier Jahren bemühen sich 
amerikanische Unterhändler vergeblich, 557 
Schiffe entweder zurückzubekommen oder 
einen Nachweis über ihren Verlust zu er- 
halten. 

Die USA schätzen ihre ab 1940 erfolgten 
Leih-Pacht-Lieferungen an die Sowjetunion 
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auf 28% des Wertes aller Leih-Pacht-Liefe- 
rungen. (Nur Großbritannien erhielt mehr), 
Geliefert wurden Flugzeuge, Panzer, Loko- 
motiven, Stahl, Nichteisenmetalle, Kraftwa- 
gen, Beitriebsanlagen für eine Jahrespro- 
duktion von einer Million Autoreifen, große 
Lebensmittelmengen und 670 Kriegs- und 
Handelsschiffe im Gesamtwert von etwa 
12 Milliarden Dollars. 

Die Amerikaner haben keine Bedenken, 
die Tatsache ihrer gewaltigen Belieferung 
der Sowjetunion bekanniwerden zu lassen. 
Die Sowjets wünschen jedoch, den amerika- 
nischen Beitrag an ihrem Teil des ge- 
meinsamen Sieges über Deutschland und 
Japan nicht besonders zu betonen. 


Rumäniens erster Fünfjahresplan 


Mit dem Ende des Jahres 1950 verläßt 
Rumänien seine „NEP“-Periode und tritt in 
die Epoche der Fünfjahrespläne ein. Der 
Jahresanfang 1951 bedeutet für seine Poli- 
tik einen ähnlichen Abschnitt wie die Wende 
1928/29 für die Sowjetunion. 

Rumänien ist an sich mit natürlichen 
Reichtümern gesegnet. In den nächsten zehn 
Jahren sollen 24 Wasserkraftwerke mit 
einer Kapazität von 764000 kw gebaut 
werden, dazu 13 Kraftwerke auf Kohlebasis 
mit einer Kapazität von 1 Million kw. Die 
ungeheuren Investitionen,die dasIndustriali- 
sierungsprogramm fordert, können nur 
durch eine Einschränkung des Lebens- 
standards aufgebracht werden. Die Sowjet- 
union liefert kaum industrielle Ausrüstun- 
gen, allenfalls gibt sie beschlagnahmtes 
deutsches Eigentum an die Rumänen, oder 
sie verzichtet auf Reparationsforderungen. 
Als Gegenleistung zieht sie erhebliche Divi- 
denden aus der rumänischen Produktion, 
die sie straff unter Kontrolle hält. Der Ge- 
treideüberschuß wird in die Sowjetunion 
exportiert, die ihn ihrerseits für Re-Exporte 
verwendet. Ebenso wie Brot ist Benzin noch 
immer rationiert. Die 4,4 Millionen t Erdöl, 
die ohne Rücksicht auf Rentabilität über 
den eigenen Bedarf hinaus gefördert wer- 
den, müssen an die Nachbarländer des Ost- 
blocks abgegeben werden, unter denen nur 
die Tschechoslowakei und die deutsche So- 
wjetzone zu Industrielieferungen in der 
Lage sind. Es herrscht ein beträchtlicher 
Mangel an Fachkräften wegen der vorange- 
gangenen Liquidierungen und Entlassungen. 


Man will die nötigen Arbeitskräfte da- 
durch gewinnen, daß man im Zuge von 
Kollektivierungsmaßnahmen die Arbeits- 
möglichkeiten und den Arbeitsbedarf der 
Landwirtschaft verringert. Vorläufig sollen 
die Kleinbauern in die Kolchosen oder in 
die Industriebetriebe gelockt werden. Wäh- 
rend die Zahl der Kolchosen am Jahres- 
anfang 1950 noch unter 200 lag, sind es zu 
Anfang des Jahres 1951 ungefähr 1000, da- 
zu 364 Staatsgüter mit zusammen etwa 
1 Million ha. Bei Anschluß an die Kol- 
chosen winken Steuernachlässe, Kredite und 
soziale Bevorzugungen. Noch immer aller- 
dings gibt es etwa 3 Millionen bäuerliche 
Betriebe. 

Die Arbeiterschaft im Bergbau, auf den 
Erdölfeldern und in der Metallindustrie er- 
hält besonders gute Löhne und Rationen. 
Neuerdings jedoch ist die Peitsche des Sta- 
chanowsystems in Betrieb genommen wor- 
den. Im Jahre 1950 wurde ein Fünftel der 
Mitglieder der Kommunistischen Partei 
Opfer von Säuberungsaktionen. So wenig 
die rumänische Bevölkerung Möglichkeiten 
zu einer Befreiung konkret vor sich sieht, 
so sehr empfindet doch ihr Nationalgefühl 
den Verlust Bessarabiens und der nörd- 
lichen Bukowina ebenso peinlich wie die 
sowjetische Aufsicht und Ausbeutung im 
Lande selbst. 


Lebensmittel in Ungarn wieder rationiert 


Titos Jugoslawien hat seine Ernährungs- 
schwierigkeiten, die durch ungünstige Wit- 
terung und eine schlechte Ernte im Som- 
mer und Herbst hervorgerufen worden sind, 
offen zugegeben. Ungarn, das reiche Agrar- 
land, hat dieselben Nöte. Seine kommu- 
nistische Regierung hat am 2. Januar 1951 
wichtige Lebensmittel wieder rationiert: 
Zucker und Weizenmehl, nachdem sie schon 
am Jahresende 1950 die Verwaltungen der 
verstaatlichten Industrien zur Einsparung 
von Rohstoffen, Strom und Arbeitskräften 
ermahnt, Benzin rationiert und die privaten 
Kraftwagen beschlagnahmt hatte. Die Preise 
für die rationierten Lebensmittel wurden 
nach dem Kurs des „freien Marktes“ fest- 
gesetzt, d. h. verdoppelt. Als Grund für die 
Straffung der staatlichen Wirtschaftspolitik 
wurde bezeichnet „eine Beschleunigung 
beim Aufbau eines sozialistischen Staates 
und eine Stärkung der Landesverteidigung.“ 
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Löhne, Gehälter und Spesen der Beamten 
und der Arbeitnehmer in den verstaat- 
lichten Industrien sollen niedrig gehalten 
werden. Man will sich unabhängiger von 
Einfuhren aus nichtkommunistischen Län- 
dern machen. 


Lebensmittelknappheit in der 
Tschechoslowakei 


Die Abschnürung von den Überseeländern 
und der wirtschaftliche Anschluß an die So- 
wjetunion bringen die Länder Ostmittel- 
europas in ernste Versorgungsschwierigkei- 
ten. Die Sowjetunion ist entweder nicht in 
der Lage, die Tschechoslowakei so zu be- 
liefern, wie sie es in den vergangenen Jah- 
ren getan hat, oder sie zögert mit ihren 
Lieferungen, solange die Tschechoslowakei 
mit ihren Industrieverpflichtungen im Rück- 
stand ist (nach amtlichen tschechoslowa- 
kischen Erklärungen mindestens15%!), oder 
weil sie „titoistische“ Tendenzen bei den 
tschechischen Kommunisten an ihre Macht 
erinnern will. Zu Beginn des Jahres 1951 
war das bisherige Standardmehl in der Pro- 
vinz ganz und in Prag zum großen Teil 
vom Markt verschwunden. Stattdessen wur- 
de zum mehr als doppelten Preis ein 
stärker ausgemahlenes Mehl angeboten. 
Durch den höheren Mehlpreis sollen die 
„Kulaken“ daran gehindert werden, Mehl 
zu verfüttern. 


Ägypten rebelliert 


Im Zweiten Weltkrieg war Ägypten zwar 
lange Zeit hindurch ein neutrales Land, 
es mußte jedoch den alliierten Aufmarsch 
gegen die italienischen und deutschen Trup- 
pen in Libyen auf seinem Boden dulden. 
Seit Kriegsende bemüht es sich um die Ge- 
winnung einer selbständigen politischen Li- 
nie. Es hat in Rivalität mit anderen ara- 
bischen Staaten eine führende Rolle in der 
Arabischen Liga gespielt und mit dem Ende 
des Palästinafeldzuges eine Demütigung 
hinnehmen müssen. Es hat sich im Korea- 
konflikt demonstrativ neutral gehalten. 

Gerade während der in Ostasien beson- 
ders sichtbar werdenden weltpolitischen 
Spannung hat Ägypten mit einem syste- 
matischen politischen Angriff auf die ver- 
bleibenden britischen Stellungen im Lande 
begonnen. Die an der Macht befindliche 
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politische Partei, der „Wafd“, agitiert seit 
1919 für den Abzug der britischen Truppen 
aus allen Teilen des Landes. Im Sommer 1950 
wurde dem Generalstabschef Sir William 
Slim bei seinem Besuch in Kairo bedeutet, 
daß die in England beliebten Vergleiche 
zwischen der Garnisonierung britischer Trup- 
pen auf ägyptischem Boden und dem Auf- 
enthalt amerikanischer Luftwaffenverbände 
hinkten. Die Amerikaner seien vorüber- 
gehend und auf Einladug der britischen 
Regierung in England, die Engländer in 
Ägypten jedoch bildeten den Restbestand 
einer vor 70 Jahren erfolgten Invasion (ge- 
meint ist 1882). Das Versprechen, das Außen- 
minister Bevin im Oktober 1946 Sidky 
Pascha gegeben habe, müsse gehalten werden. 
(Danach sollten die letzten britischen Trup- 
pen im September 1949 abgerückt sein). 
Nach ägyptischer Meinung ist das Nil- und 
Kanalgebiet nicht unentbehrlich für die 
Verteidigung Vorderasiens, britische Stütz- 
punkte könnten ebensogut nach Zypern, in 
die Cyrenaika, nach Malta, in das Königreich 
Transjordanien oder nach Kenya gelegt wer- 
den. Wenn aber Ägypten unentbehrlich sei, 
müßte trotzdem zunächst der letzte britische 
Soldat das Land verlassen. Danach könne 
man jede Bereitwilligkeit Ägyptens zur Ein- 
gliederung in ein vorderasiatisches Vertei- 
digungssystem erwarten, und in diesem Rah- 
men seien dann auch britische Truppen 
als freiwillig geladene Gäste willkommen. 
Ägypten wünscht keine Besatzung, sondern 
allenfalls Sicherungstruppen. 

Die militärischen Fachleute Londons sehen 
in Ägypten ideale Bedingungen für einen 
Stützpunkt: eine große Reserve an Arbeits- 
kräften, gute Verkehrswege, ausreichende 
Brennstoffversorgung, Häfen, Industriean- 
lagen. Sie sind der Ansicht, daß die ägyp- 
tische Katastrophe vor Tel Aviv im Jahre 
1948 einen solchen Grad an Korruption und 
Unfähigkeit enthüllt habe, daß man die 
Verteidigung des Suezkanals unter keinen 
Umständen den immer wieder von Kairo an- 
gebotenen 2 Millionen Mann ägyptischer 
Truppen überlassen dürfe. Nach britischer 
Ansicht fehlt es den ägyptischen Streitkräften 
nicht nur an moderner Bewaffnung, Aus- 
bildung und Organisation, sondern dem 
Lande überhaupt an robuster Wehrfähigkeit 
einer gesunden Jugend und an einer aus- 
reichenden Zahl von handwerklichen und 
technischen Fachkräften. 


Ägypten — Pakistan — Indien 


Die Thronrede König Faruks am 16. No- 
vember 1950 erklärte den anglo-ägyptischen 
Vertrag von 1936 für ungültig und forderte 
den Abzug der britischen Kanalgarnison 
(außerdem alleinige ägyptische Souveränität 
im Sudan). Großbritannien antwortete am 
22. November mit der Einstellung seiner 
Waffenlieferungen. Am 28. November traf 
der ägyptische Außenminister Mohammed 
Salah el Din Bey zu Verhandlungen in Lon- 
don ein, die bis zum 3. Januar 1951 dauerten. 

Im Januar 1951 versuchte Ägypten, andere 
Länder des Commonwealth für seinen Stand- 
punkt zu interessieren. Kundgebungen zugun- 
sten der Wünsche Pakistans in der Kaschmir- 
frage wurden organisiert. Man hoffte, daß sich 
unter den Teilnehmern der Londoner Mini- 
sterpräsidentenkonferenz Vertreter des ägyp- 
tischen Wunsches fänden nicht mehr ein be- 
setztes, sondern ein verbündetes Land zu sein. 


Zurückhaltung Pakistans 


Als am 4. Januar 1951 die Konferenz der 
Ministerpräsidenten aus den selbständigen 
Mitgliedsstaaten des Commonwealth in Lon- 
don eröffnet wurde, fehlte der Minister- 
präsident Liaquat Ali Khan, obwohl sein 
Land im Unterschied zur großen Indischen 
Union sogar noch den König als gemein- 
sames Bindeglied des Staatenbundes aner- 
kennt. Er erschien zum ersten Male in der 
Nachmittagssitzung am 7. Januar. 

Das demonstrative Fernbleiben ir. einem 
kritischen Zeitpunkt sollte die Aufmerk- 
samkeit der anderen Staaten des Common- 
wealth auf die Unzufriedenheit Pakistans 
mit dem Fehlen einer Initiative der Schwe- 
sterstaaten zu einer Lösung der Kaschmir- 
frage zeigen. Besonders der Ministerpräsi- 
dent der Nordwestprovinz, Khan Abdul 
Qaiyum Khan, aus dessen Heimat in erster 
Linie die irregulären, bewaffneten Partei- 
gänger Pakistans im Nordwesten Kaschmirs 
stammen, machte scharfe Äußerungen in die- 
sem Sinne. Er erklärte am 10. Januar, Pa- 
kistan solle das Commonwealth verlassen 
wie Burma, es sei der fünftgrößte Staat der 
Frde und das größte islamische Land. „Wir 
wollen für Pakistan leben und sterben, nicht 
für Amerika, Rußland oder England.“ 


Amerikanische Investition in Indien 


Am 28. Dezember 1950 wurde in Delhi 
ein Abkommen zwischen den USA und In- 
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dien unterzeichnet, wonach Indien im Rah- 
men des „Punktes Vier“ (nämlich der Regıe- 
rungserklärung des Präsidenten Truman im 
Januar 1950, in der Amerika internationale 
Zusammenarbeit bei der wirtschaftlichen 
Erschließung „rückständiger Gebiete“ vor- 
schlug) „technische Unterstützung“ erhalten 
soll, und zwar im laufenden amerikanischen 
Haushaltsjahr (das am 30. Juni 1951 schließt) 
$ 1,2 Millionen. 100 indische Studenten sol- 
len zur höheren technischen Ausbildung in 
die USA gesandt werden, 50 amerikanische 
Fachleute werden Indien zur Verfügung 
gestellt. Geld und fachmännisches Wissen 
sollen eingesetzt werden für die Landwirt- 
schaft, die Flußregulierung, das Verkehrs- 
wesen, das Erziehungswesen und das Ge- 
sundheitswesen. Beide Regierungen halten 
die landwirtschaftliche Produktionssteige- 
rung für besonders wichtig, und die USA 
haben sofort je einen Berater für die Ein- 
richtung einer Verteilungsorganisation von 
Traktoren, für Pflanzenzucht und Boden- 
schutz und für das landwirtschaftliche Be- 
ratungswesen entsandt. 


Das wirtschaftliche Problem Israels 


Am 26. Dezember 1950 bewilligten die 
USA dem Staat Israel eine neue Anleihe in 
Höhe von $ 35 Millionen (zusätzlich zu den 
seit 1948 gewährten Krediten von $ 100 
Millionen) über die Export - Import - Bank 
zum Ankauf von landwirtschaftlichen Ma- 
schinen und zur Anwerbung landwirtschaft- 
licher Berater in Amerika. Der Finanzmini- 
ster Elieser Kaplan teilte im Parlament 
(Knesset) mit, daß mit der ursprünglichen 
$ 100-Millionen-Anleihe Bestellungen im 
Werte von $ 87 Millionen gemacht worden 
seien. Allerdings seien nur Güter im Wert 
von $ 53 Millionen geliefert worden. Die 
Verknappung der Rohstoffe durch die stra- 
tegische Hortung in den USA mache sich 
bemerkbar, außerdem würden die begehrten 
Produktionsmittel teurer. 

Nicht zufällig soll der neue Kredit zum 
Ausbau der landwirtschaftlichen Produktion 
verwendet werden (während der ältere Be- 
trag auch der Ausstattung der Industrie, 
der Verkehrsmittel und des Baugewerbes 
zugutekommen sollte). Die Landwirtschaft, 
besonders der Zitrusfruchtbau, ist ein wich- 
tiger Devisenbringer für Israel, außerdem 
aber ist das Ernährungsproblem des Lan- 
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des noch nicht gelöst. Die Lebensmittelzu- 
teilungen können nicht immer tatsächlich 
ausgegeben werden, da das Land plötzlich 
ausbleibende Einfuhren durch keinerlei Re- 
serven ersetzen kann. Zwar ist die land- 
wirtschaftliche Produktion seit 1947 um 40 
Prozent gestiegen, aber die Bevölkerung 
hat sich seit der Errichtung des Staates 
Israeli iin Jahre 1948 um 81 Prozent ver- 
inehrt. In der ersten Hälfte des Jahres 1950 
kamen 12000 Neueinwanderer im Monats- 
durchschnitt ins Land, in der zweiten Jah- 
reshälfte aber 17 000. 20 Prozent der Ein- 
wanderer, über 100 000 Menschen, sind in 
der Landwirtschaft untergekommen. 

Der Finanzminister wies wieder darauf 
hin, daß die Wirtschaft Israels auf die 
Zeichnung einer Staatsanleihe in Höhe von 
$ 1 Milliarde durch private Kapitalgeber 
der USA angewiesen ist (die zionistische 
Organisation in den USA hat die Auflage 
dieser Anleihe gebilligt). Am israelischen 
Unabhängigkeitstag 1951 (dem 11. Mai) 
sollen die Anweisungen auf den amerikani- 
schen Markt kommen. 


Die Palästinaflüchtlinge 


Anfang Dezember 1950 wurde von der 
zuständigen Stelle der Vereinten Nationen 
(United Nations Relief and Works Agency) 
ein Bericht vorgelegt, nach dem in Vorder- 
asien noch immer 800 000 Flüchtlinge aus 
dem israelischen Staatsgebiet Palästinas 
arbeits-- und heimatlos auf Unterstützung 
angewiesen sind. Eine genaue Zählung ist 
noch im Gange, damit unberechtigte An- 
sprüche auf Unterstützung ausgeschaltet 
werden können. Die Hilfsorganisation der 
Vereinten Nationen ist erst 1950 ins Leben 
gerufen worden. Sie soll die Tätigkeit der 
früher zersplitterten Unterstützungsgrup- 
pen koordinieren und im Sinne der Empfeh- 
lungen, die von der wirtschaftlichen Unter- 
suchungskommission unter Gordon R. Clapp 
1949 gemacht worden sind, auf konstruktive 
Vorhaben hinlenken. Der Dezemberbericht 
betont ausdrücklich, daß nur die biologische 
Widerstandsfähigkeit des einzelnen Arabers 
die Flüchtlinge am Leben gehalten hat. 


Gewinnbeteiligung für Ibn Saud 


Aramco (Arabian American Oil Company) 
hat am Neujahrstag ein neues Abkommen 
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mit König Ibn Saud von Saudisch-Arabien 
über ihre Ölkonzession abgeschlossen. Die 
Gesellschaft hat auf ihre Steuerfreiheit, die 
ihr die ursprüngliche Konzession bis 1939 
zusicherte, verzichtet und sich bereiterklärt, 
auf ihren Reingewinn nach Abzug der ame- 
rikanischen Einkommensteuer eine Abgabe 
bis zu 50 Prozent an die Regierung des 
Königs zu zahlen (abgesehen von der früher 
festgesetzten Lizenzgebühr). Es bleibt noch 
ein Problem, wie der Reingewinn zu be- 
rechnen ist, da die Gesellschaft das Roh- 
produkt in einer sehr frühen Phase an 
nominell andere Firmen abgibt. 


Das westliche Neuguinea 


An dem Streit um die politische Ober- 
hoheit über das westliche Neuguinea, „Irian“, 
sind vier Parteien interessiert: die Nieder- 
lande als Kolonialmacht des jetzt ablaufen- 
den Zeitalters, Indonesien, das Anspruch 
auf das gesamte Erbe von „Niederländisch- 
Ostindien“ erhebt, Australien als Inhaberin 
der Herrschaft über den nördlichen (das 
frühere Deutsch-Neuguinea) und südlichen 
(„Papua“) Teil Ostneuguineas und als süd- 
liches Nachbarland, das die große Insel als 
Teil seines eigenen Sicherheitsgürtels auf- 
faßt, und schließlich die Eingeborenen des 
Gebietes selbst. 

Als auf der Haager Konferenz, die Ende 
1949 die Selbständigkeit Indonesiens von 
den Niederlanden sicherte, keine Einigung 
über Westneuguinea erzielt werden konnte, 
wurde auf Vorschlag der Vereinten Natio- 
nen ein Ausschuß aus Niederländern und 
Indonesiern zur Regelung dieser heiklen 
Frage eingesetzt. Im August 1950 stellte 
sich heraus, daß dieser Ausschuß sich nicht 
einigen konnte. Die Niederländer erklärten, 
Indonesien sei zu einer Erschließung Neu- 
guineas selbst nicht reif genug, und die 
vermutlich geplante Masseneinwanderung 
aus dem übervölkerten Java müsse den Unter- 
gang der primitiven Eingeborenen bedeuten. 

Indonesien, dessen Präsident Sukarno im- 
mer wieder in aller Schärfe die Forderung 
auf Neuguinea erhoben hatte, ernannte am 
21. September den Papua Silas Papare zum 
Vertreter Neuguineas im Parlament von 
Djakarta. Es schickte eine Sonderdelegation 
in den Haag, deren Führer den 27. Dezem- 
ber 1950 als letzten möglichen Termin für 
die Übergabe der Kolonie von den Nieder- 


Neuguinea — Philippinen — Australien 


landen an Indonesien bezeichnete (das war 
der erste Jahrestag der indonesischen Unab- 
hängigkeit). Der australische Außenminister 
Spender ergriff die Partei der Niederländer, 
der indische Ministerpräsident Nehru die 
der Indonesier. Die Indonesier meinen, die 
Niederländer hätten dreihundert Herr- 
schaftsjahre ungenützt verstreichen lassen, 
sie seien jetzt nicht mehr befugt zur Mo- 
dernisierung Neuguineas und seiner Men- 
schen. Die Australier erinnern sich, daß sich 
der deutsche Kreuzer „Emden“ 1914 lange 
in einer Bucht Niederländisch-Neuguineas 
vor den Suchaktionen ihrer Flotte verbergen 
konnte, und daß von Hollandia aus General 
Mac Arthur am Ende des Zweiten Weltkrie- 
ges die Wiedereroberung der Philippinen 
einleitete. Die Niederländer haben ihre 
Parteigänger aus Java nach Neuguinea ge- 
bracht und wissen, daß viele Abkömmlinge 
aus niederländisch-javanischen Ehen auf eine 
Umsiedlung dorthin hoffen. Die Indonesier 
erinnern sich an die Zeit, in der sie als 
politische Häftlinge nach Neuguinea ver- 
bannt waren. Beide Seiten haben einge- 
borene Parteigänger. 

Am 27. Dezember 1950 wurden die Ver- 
handlungen im Haag abgebrochen, die Ko- 
lonie wurde nicht übergeben. 


Ausnahmezustand auf den Philippinen 


Am 22. Oktober 1950 erklärte der philip- 
pinische Präsident Elpidio Quirino den Aus- 
nahmezustand (d.h. er hob die von den 
USA übernommene Habeas Corpus-Akte 
auf). „Ich bin es müde, nur mit der Lin- 
ken zu kämpfen, jetzt schlage ich mit der 
Rechten zu“, sagte er als Drohung gegen 
die agrarrevolutionären „Huks“ (Hukbala- 
haps), die kommunistisch beeinflußt sind. 

Gegen die Maßnahme des Präsidenten er- 
hob sich ein Entrüstungssturm. Manila Chro- 
nicle schrieb am 26. Oktober: „Das Volk 
wird zur Wahl gezwungen, ob es unter dem 
Kommunismus erschossen oder dem Faschis- 
mus erhängt werden will“. Der Oppositions- 
führer Laurel wünschte eine Beschränkung 
des Ausnahmezustandes auf die unmittel- 
bar von den Huks bedrohten Gebiete. 
Amerikanische Beobachter fürchten, daß 
Quirino den Weg Tschiang Kai-scheks und 
Syngman Rhees gehen und durch drastische 
Mittel Vertreter berechtigter sozialer Wün- 
sche den Kommunisten in die Arme treiben, 
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zugleich aber die eigene Verwaltung in 
Korruption versinken lassen werde. 

Eine amerikanische Kommission unter 
dem Vorsitz des früheren Unterstaatssekre- 
tärs Daniel W.Bell hat einen Bericht vor- 
gelegt, der eine radikale Änderung der bis- 
herigen philippinischen Regierungsmethoden 
empfiehlt. Die betroffene Regierung behaup- 
tete dagegen, daß die Schäden im Lande 
nicht ihr, sondern der ehemaligen ameri- 
kanischen Kolonialverwaltung, die ja vierzig 
Jahre Zeit gehabt habe, und den Folgen 
des Zweiten Weltkrieges zur Last gelegt 
werden müßten. Da aber die Gewährung 
einer amerikanischen Finanzhilfe in Höhe 
von 250 Millionen Dollars von der Annahme 
der Empfehlungen des Bell-Berichtes ab- 
hängig war, entschloß sich der Präsident 
doch, am 7.November 1950 ein entspre- 
chendes Abkommen mit dem ECA-Admini- 
strator William C.Forster abzuschließen. 
Die USA stellen danach Fachleute und lie- 


fern den Plan ebenso wie das Material. 


Australien und China 


Sir Douglas Copland, australischer Ge- 
sandter bei Tschiang Kai-scheck von 1946 
bis 1948, während des Zweiten Weltkrieges 
Wirtschaftsberater der australischen Regie- 
rung, Rektor („Vice-Chancellor“) der im 
Aufbau begriffenen Nationaluniversität in 
Canberra, Inhaber eines wirtschaftswissen- 
schaftlichen Lehrstuhls an der Universität 
Melbourne, ein gebürtiger Neuseeländer 
von großem Ansehen in Australien und in 
anderen Ländern, hielt am 28. Januar in 
Melbourne eine Rede, in der er bedauerte, 
daß Australien aus Rücksicht auf seinen 
Wahlkampf Ende des Jahres 1949 nicht zu- 
gleich mit Großbritannien die Regierung der 
Volksrepublik China anerkannt habe. China 
habe gegenwärtig die stärkste Regierung 
seit 100 Jahren, und seine führenden Män- 
ner seien Persönlichkeiten von großer Fä- 
higkeit und Redlichkeit. Es sei ein unmög- 
licher Zustand, daß Australien durch den 
Colombo-Hilfsplan, der ursprünglich auf 
ein Memorandum von ihm (Copland) selbst 
zurückgehe, Südasien helfen, zugleich jedoch 
das größte Land Ostasiens nicht anerkennen 
wolle. 

Der australische Außenminister Spender, 
der den Colombo-Plan den anderen Staaten 
des Commonwealth nahegebracht hat, wider- 
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sprach Sir Douglas Copland am nächsten 
Tage mit ungewöhnlicher Schärfe. Man 


könne die Regierung von Peking angesichts 
ihrer Aggressionen in Korea und Tibet nicht 
anerkennen, 

Copland wiederholte seine Ansichten und 
forderte, daß man grundsätzliche Fragen der 
australischen Außenpolitik zwischen den drei 
Parteien rechtzeitig absprechen und nicht 
zum Gegenstand von Wahlkämpfen machen 
solle. 

Durch die japanischen Feldzüge in die 
Südsee und nach Südostasien bis „vor die 
Tür“ Australiens wurde das Land im Zwei- 
ten Weltkrieg gewaltsam auf die Bedeutung 
der Beziehungen zu seinen geographischen 
Nachbarländern hingewiesen, die es früher 
zugunsten seiner Bindungen an Europa we- 
nig beachtet hatte. 


Hilfe der USA für Kostarika 


Am 11. Januar 1951 unterzeichneten die 
USA ein Abkommen, durch das Kostarika 
als vierter iberoamerikanischer Staat nach 
Panama, Paraguay und Nikaragua in die 
Hilfsmaßnahmen einbezogen wurde, die von 
Präsident Truman 1950 als Punkt Vier sei- 
nes Regierungsprogramms verkündet wur- 
den. Amerikanische Ärzte und Techniker 
sollen in die mittelamerikanische Republik 
geschickt werden. 


Das Asylrecht in Südamerika 


Zwischen den beiden südamerikanischen 
Republiken Kolumbien und Peru ist es zu 
einem ernsten diplomatischen Zwischenfall 
gekommen. Dabei handelt es sich um einen 
Rechtsgrundsatz, der für Südamerika von 
jeher von großer politischer Bedeutung ge- 
wesen ist, während er in Europa, insbeson- 
dere in Deutschland, nicht anerkannt wird: 
Das Asylrecht der diplomatischen Vertre- 
tungen. 

Raoul Haya de la Torre, der Gründer der 
Apra (Accion Popular Revolucionaria Ame- 
ricana), hatte sich nach dem letzten peruani- 
schen Revolutionsversuch im Jahre 1948 in 
die kolumbianische Vertretung geflüchtet. 
Nach südamerikanischer Rechtsauffassung 
sind die exterritorialen Räume einer aner- 
kannten ausländischen Mission dem Zugriff 
der Polizei entzogen, und zwar gilt das 
nicht nur in Bezug auf die Staatsangehö- 
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rigen der betreffenden Gesandtschaft, son- 
dern auch auf Landeskinder, die zweifel- 
los dem inländischen Recht unterstehen. Im 
Falle Haya de la Torre war nun die Streit- 
frage, ob der Apristenführer ein politischer 
Flüchtling oder ein gemeiner Verbrecher 
war. Auch der gemeine Verbrecher genießt 
das Asylrecht etwa so, wie im Mittelalter 
das Asylrecht der Kirche selbst den verur- 
teilten Verbrecher so lange schützte, wie er 
sich im geweihten Gotteshaus aufhielt. 

Der Unterschied beginnt erst, wenn der 
Asylsuchende die Räume der Gesandtschaft 
verlassen will. Das südamerikanische Völker- 
recht sieht nämlich vor, daß der Schützling 
unter dem Schutz der ausländischen Mission 
das exterritoriale Gebäude verlassen und 
sich ins Ausland begeben darf, aber nur, 
wenn es sich um einen politisch Verfolgten 
handelt. So lange sich also Haya de la Torre 
in der kolumbianischen Mission aufhielt, 
wurde die Frage nicht aufgeworfen, ob er 
politisch Verfolgter oder Verbrecher war. 
Das geschah erst, als die kolumbianische 
Vertretung bei der peruanischen Regierung 
freies Geleit für ihren Schützling beantragte. 
Dieses freie Geleit wurde ihr mit der Be- 
gründung verweigert, Haya de la Torre stehe 
wegen gemeiner Verbrechen unter Anklage. 

Der kolumbianische Missionschef hat dar- 
aufhin auf seine Verantwortung versucht, 
Haya de la Torre heimlich zur Flucht ins 
Ausland zu verhelfen. Er erkannte die Be- 
hauptung der Regierung nicht an, der be- 
kannte Apristenführer sei ein gemeiner 
Verbrecher, und glaubte sich verpflichtet, 
das Asylrecht so auslegen zu müssen, daß er 
auch ohne Zustimmung der peruanischen 
Regierung, bei der er beglaubigt war, ja 
gegen ihren Willen, heimlich de la Torre 
fliehen lassen dürfe. 

Die peruanische Regierung bestreitet also 
nicht das Asylrecht selbst. Fast in jeder ge- 
scheiterten Revolution in Südamerika haben 
sich die Führer nach dem Zusammenbruch 
des Aufstandes in irgendeine Gesandtschaft 
oder Botschaft einer anderen südamerika- 
nischen Republik geflüchtet. Die meisten 
Staatspräsidenten, die gewaltsam abgesetzt 
wurden, fanden bei fremden Diplomaten Zu- 
flucht. Fast möchte man sagen, daß es 
kaum ein Land gibt, in dem nicht irgendein 
Mitglied der jetzigen oder einer früheren 
Regierung einmal vom Asylrecht Gebrauch 
gemacht hat. 


Kostarika — Südamerika — UNO 


Während des Spanischen Bürgerkrieges 
beherbergten die südamerikanischen Ge- 
sandtschaften und Botschaften Hunderte 
und Tausende von politischen Flüchtlingen 
in der Stadt Madrid. Als sie die Stadt we- 
gen der heranrückenden Kriegsgefahr ver- 
lassen mußten, nahmen sie den ganzen 
Troß ihrer Schützlinge mit und retteten so 
zweifellos Zehntausenden das Leben. Das 
geschieht meist ohne Rücksicht auf die 
politische Parteizugehörigkeit des Schutz- 
‘"suchenden, wenn auch selbstverständlich po- 
litische Neigung und Gemeinsamkeiten eine 
Rolle spielen. 

Es ist aber bezeichnend, daß die kolum- 
bianische Regierung konservativ ist und po- 
litisch von den Gedanken Haya de la Torre 
nichts wissen will. Die Apra war ursprüng- 
lich eine Studentenbewegung, die dann bald 
die Befreiung der Indianer auf ihr Panier 
schrieb und schließlich sogar in enge Zu- 
sammenarbeit mit den Kommunisten geriet. 
Dann mußte Haya de la Torre trotz eines 
großen Wahlsieges angesichts einer Militär- 
revoite fliehen und ging nach Nordamerika. 
Hier hat er sich eng an die Regierung des 
Präsidenten Roosevelt angeschlossen, wurde 
jedoch von ihr fallen gelassen, als sie im 
Zweiten Weltkrieg die Politik der guten 
Nachbarschaft und damit der Freundschaft 
auch mit der peruanischen Regierung auf 
ihr Banner schrieb. Heute steht Haya de la 
Torre auf einem gemäßigt-liberalen Stand- 
punkt. Sein Hauptziel ist die Hebung des 
Lebensstandards der breiten indianischen 
Massen seines Vaterlandes. 

Eines ist allerdings richtig: die kolumbia- 
nische Regierung hat außenpolitische Streit- 
fragen mit Peru, und da könnte die Apra 
einmal von politischer Bedeutung für die 
Regierung in Bogota werden. 


Ernst Samhaber 


Präsidentenwechsel in Brasilien 


Am 3.Januar 1951 hat Präsident Getulio 
Vargas nach fünfjähriger Pause wieder die 
Präsidentschaft Brasiliens angetreten. Er ver- 
tritt nach wie vor sein Ideal der „Brasilia- 
nität“, das ihm fälschlich den Ruf eines 
„Faschisten“ eingetragen hatte. Er wollte 
die landschaftlichen Gegensätze des rie- 
senhaften Staatswesens durch die Schaffung 
einer einheitlichen Bevölkerung, d.h. durch 


eine Einschmelzung der Gruppen eines 
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geschlossenen europäischen Volkstumserbes, 
überwinden, in erster Linie den Südstaaten 
das Negerelement zuführen, das die Eigen- 
art des tropischen Brasilien ausmacht. Wirt- 
schaftlich vertrat er die Idee einer möglichst 
weitgehenden industriellen Selbstgenügsam- 
keit. Angesichts der allgemeinen Verknap- 
pung der Rohmaterialien, besonders der 
strategischen Hortung in den USA, muß sich 
Brasilien sehr ansirengen, wenn es seine 
Industrien in Gang halten will. Die in der 
Form liberalere Periode des Präsidenten 
Dutra ist vorüber, Vargas, den man als 
„Diktator“ bezeichnete, ist zurückgekehrt, 
um diese Aufgaben zu meistern. 

Während Vargas seine erste Präsident- 
schaft im Jahre 1930 auf den Erfolg eines 
Putsches stützte, ist er diesmal Sieger in 
einer Wahl geblieben, die nach allgemeiner 
Ansicht korrekt durchgeführt wurde. Er be- 
tonte ausdrücklich, daß er sich den Massen 
verbunden fühle. In einer ersten Presse- 
konferenz als Präsident bezog er sich auf 
Bemerkungen, die er vor Jahresfrist über 
den damaligen Botschafter der USA in Rio 
(Adolf A. Berle) und den amerikanischen 
Botschafter Spruille Braden in Buenos Aires 
gemacht hatte. Seine Angriffe auf die bei- 
den Diplomaten, denen er die Schuld für 
seinen Sturz im Jahre 1945 vorhielt, sollten 
nur Einzelpersonen gelten. Er bekenne sich 
ausdrücklich zur Freundschaft mit den USA 
und sei dafür, aus der amerikanischen He- 
misphäre einen festen „Block“ zu machen. 


In wieviel Teile zerfällt das Gewehr? 


Die Antwort des Rekruten auf die Frage 
des Unteroffiziers in jenem uralten „Witz“ 
lautete: „Je nachdem, wie man es hin- 
schmeißt.“. 

Es gibt Leute, die behaupten, die Welt 
sei in zwei einander entgegengesetzte Teile 
aufgespalten. Andere sehen eine Spaltung 
in drei Teile. 

Tatsache ist, daß bei einem Probefall 
am 1. Februar 1951 vier Lager sichtbar wur- 
den, wobei wohl in jedem Lager Menschen 
mit Beklemmungen und Veränderungswün- 
schen ihrer eigenen Position standen. Bei 
der Abstimmung in der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen über den Antrag der 
USA auf Brandmarkung der Chinesischen 
Volksrepublik als Aggressor ergab sich fol- 
gendes Bild: 
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Mitglieder der UNO, die 
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1. Für den Antrag stimmten: alle ame- 
rikanischen Mitgliedsstaaten der Vereinten 


Nationen, also Kanada, die USA selbst, 


Haiti und die 19 Staaten Iberoamerikas 
(Kuba, San Domingo, Mexiko, Guatemala, 
Honduras, El Salvador, Nikaragua, Panama, 
Kostarika, Kolumbien, Venezuela, Ekuador, 
Peru, Bolivien, Chile, Argentinien, Uruguay, 
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Paraguay und Brasilien); die 8 Mitglieds- 
staaten der Vereinten Nationen in Europa, 
soweit sie dem Atlantikpakt angehören, also 
Island, Norwegen, Dänemark, Großbritan- 
nien, die Niederlande, Belgien, Luxemburg, 
Frankreich; die von den USA unterstützten 
Staaten Griechenland und Türkei; die vier 
vorderasiatischen Staaten Israel, Libanon, 


EH für den amerikanischen 
Antrag stimmten 


= - gegen den amerik. 
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5 — sich der Stimme 
DZ enthielten 


Irak und Iran; die Republick Liberien, das 
Kaiserreich Äthiopien und die Südafrika- 
nische Union; aus Südostasien Siam und die 
Philippinen; die Dominien Australien und 
Neuseeland; der Vertreter Tschiang Kai- 
scheks; insgesamt 44 Staaten. 

2. Gegen den Antrag stimmten die fünf 
Staaten des Ostblocks, die Mitglieder der 
Vereinten Nationen sind: die Sowjetunion 
als Ganzes und die mit formaler Selbstän- 
digkeit ausgestatteten Teilrepubliken der 
Sowjetunion Ukraine und Weißrußland, die 
Tschechoslowakei und Polen; außerdem die 
Republik Burma und die zum britischen 
Commonwealth gehörende Indische Union; 
insgesamt 7 Staaten. 

3.Stimmenthaltung übten die bei- 
den europäischen Staaten Schweden und 


Jugoslawien; die vorderasiatischen oder süd- 


asiatischen, bzw. muslimischen Staaten 
Ägypten, Syrien, Saudisch-Arabien, Jemen, 
Pakistan und Indonesien; insgesamt neun 
Staaten. 

4. Nicht gefragt wurden die Län- 
der, die nicht Mitglieder der Organisation 
der Vereinten Nationen sind: in Europa das 
über seinen Status ungewisse Österreich, 
das 1945 besiegte Deutschland und seine 
ehemaligen Verbündeten Italien, Ungarn, 
Rumänien und Bulgarien; Neutrale des 
Zweiten Weltkrieges: Irland, die Schweiz, 
Portugal und Spanien; dazu die vier euro- 
päischen Kleinst-Staaten Liechtenstein, An- 
dorra, Monaco und San Marino; die britische 
Kolonie Malta; in Afrika alle Völker und 
Staaten, die unter Kolonialherrschaft ste- 
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hen: das Scherifenreich Marokko (sein fran- 
zösischer und spanischer Teil sowie die 
Tangerzone), die algerischen Departements 
Frankreichs, Tunesien, Libyen (Tripolita- 
nien, die Cyrenaika und der Feszan), Eri- 
träa und Somaliland (sein französischer, 
britischer und sein von Italien verwalteter 
Anteil); der Jordan; das spanische Rio 
d’Oro in der Sahara; die vier britischen 
Kolonien in Westafrika:* Gambia, Sierra 
Leone, Goldküste und Nigerien; die zu 
Französisch - Westafrika zusammengefaßten 
Kolonien; Portugiesisch - Guinea, Spanisch- 
Guinea und Französisch - Äquatorialafrika, 
Belgisch-Kongo, Angola; die britischen Ko- 
lonien und Protektorate in Ostafrika: Ke- 
nya, Tanganyika, Uganda, Sansibar; Mozam- 
bique; die britischen Kolonien in Zentral- 
afrika: Nyassaland, Nord- und Südrhodesien, 
und die britischen Protektorate in Süd- 
afrika: Betschuanaland. Basutoland und Swa- 
siland; die französische Insel Madagaskar; 
im Umkreis des Indischen Ozeans die bri- 
tischen Kolonien Mauritius, die Seychellen, 
Aden und Malaya; die britischen Schutz- 
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Die politischen Vorgänge im Verlauf des 
deutsch-sowjetischen Krieges waren bisher 
weitgehend ins Dunkle gehüllt. Es ist das 
Verdienst von Peter Kleist, in seinem 
Buch: Zwischen Hitler und Stalin 1939 — 
1945 (Athenäum Verlag, Bonn 1950) auf 
344 Seiten wesentlich zur Aufhellung der 
Zusammenhänge beigetragen zu haben. Aus 
dem Büro Ribbentrop hervorgegangen, ver- 
antwortlicher Mitarbeiter des Ministeriums 
für die besetzten Ostgebiete und zugleich 
auch des Auswärtigen Amtes, war Kleist 
wie kein anderer berufen, den Irrwegen 
deutscher Ostpolitik unter dem national- 
sozialistischen Regime nachzugehen und das 
Versagen der politischen Kriegführung auf- 
zuzeigen, die zwangsläufig die militärische 
Niederlage im Osten nach sich zog. 

Drei Problemkreise sind es, die in dem 
spannend geschriebenen Buch mit großer 
Sachkenntnis und diplomatischem Takt be- 
handelt werden: 1. die deutsch-sowjetischen 
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staaten am Persischen Golf Bahrein, Muskat, 
Oman und Koweit; das Dominion Ceylon; 
das haschemitische Königreich Jordan; Ne- 
pal und Tibet; die Chinesische Volksrepu- 
blik, Korea und Japan; Indochina (Viet 
Nam, Laos und Kambodscha); die drei bri- 
tischen Kolonien im nördlichen Teil der In- 
sel Borneo (Sarawak, Brunei und Nord- 
borneo, dazu die Insel Labuan); die briti- 
schen, australischen, neuseeländischen, ame- 
rikanischen und französischen Südseeinseln, 
sowie Portugiesisch-Timor; in Amerika das 
dänische Grönland, das britische Bermuda, 
die westindischen Kolonien Großbritanniens 
(die Bahamas, Jamaika, die Leeward- und 
Windward-Inseln, Barbado, Trinidad), Bri- 
tisch-Honduras; das amerikanische Puerto 
Rico; Britisch-, Französisch- und Niederlän- 
disch-Guyana sowie Curacao, die Falklands- 
inseln; insgesamt über 75 eigene Verwal- 
tungsgebiete (ohne daß man eine Aufglie- 
derung der großen Zusammenfassungen oder 
Sonderzählung der Treuhandgebiete, 


Ruada-Urundis oder 


eine 
z. B. Südwestafrika 


Kameruns, vornimmt). 
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Beziehungen; 2. die deutsche Besatzungs- 
politik im Baltikum und in den besetzten 
Teilen der Sowjetunion; 3. die Freiwilligen- 
bewegung der Völker des Ostens. Die Aus- 
führungen des Verfassers zu den außen- 
politischen Beziehungen zwischen Deutsch- 
land und Rußland von 1939 bis 1945 haben 
bereits bei ihrer ersten Veröffentlichung in 
der Presse sensationell gewirkt und dürften 
das besondere Interesse eines jeden Lesers 
beanspruchen. Ist doch Kleist nicht nur bei 
der Anknüpfung des deutsch - sowjetischen 
Gesprächs im Jahre 1939, das zum Abschluß 
des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes 
führte, maßgebend beteiligt gewesen, sondern 
auch an der Fortführung dieses Gesprächs 
während des Krieges, über das bisher nur 
gerüchteweise Verlautbarungen vorlagen. 
Verhandlungen über die von ihm ange- 
regte Umsiedlung der Estland - Schweden 
nach ihrem schwedischen Mutterlande führ- 
ten Kleist 1942 nach Stockholm und ließen 
ihn hier mit einem sowjetischen Mittels- 
mann in Berührung kommen, der ihn von 
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der Absicht der Sowjetregierung verstän- 
digte, unter den von Molotow 1940 gegen- 
über Hitler vertretenen Bedingungen einen 
sofortigen Frieden mit der Reichsregierung 
abzuschließen, der Deutschland die Grenzen 
von 1914 gesichert hätte. Der sowjetische 
Mittelsmann, ein gewisser Herr Clauss, han- 
delte im unmittelbaren Auftrage des Bot- 
schaftsrates Semjonow, des jetzigen Bot- 
schafters und politischen Beraters des Vor- 
sitzenden der Sowjetischen Kontrollkom- 
mission (früher SMAD) in Berlin - Karls- 
horst. Dieser erste sowjetische Friedensfühler 
fand während der Schlacht von Stalingrad 
statt und wurde auch der entschei- 
denden Niederlage der Deutschen Wehr- 
macht in der Schlacht im Kursker Bogen 
erneuert. 

Die dritte und letzte Fühlungnahme zwi- 
schen Kleist und Clauss fand im September 
1943 kurz vor der ersten Außenminister- 
konferenz der Alliierten in Moskau statt. 
Der Kontakt hörte selbst nach dem ersten 
Treffen der „Großen Drei“ in Teheran 
nicht auf und brach erst im Herbst 1944 
völlig ab. Die sowjetischen Friedensfühler 
hatten keinen Erfolg, da Hitler — ob aus 
ideologischer Prinzipientreue oder völliger 
Verkennung der tatsächlichen Lage bleibt 
ungeklärt —, nicht gewillt war, auf das 
sowjetische Angebot einzugehen. 

Bei der Behandlung der deutschen Be- 
satzungspolitik im Osten spürt man bei 
aller Zurückhaltung den heiligen Zorn des 
Verfassers, der zusammen mit unzähligen 
anderen deutschen Ostkennern, aus deren 
Zahl er die Professoren von Mende und 
Oberländer besonders ehrend hervorhebt, 
sich im Rahmen seiner Möglichkeiten nach 
Kräften bemüht hat, den Kampf gegen den 
Dilettantismus und die Unzulänglichkeit der 
deutschen Besatzungsverwaltung sowie gegen 
die Unfähigkeit der überwiegenden Mehr- 
heit der braunen Kommissare zu führen. 
Diese Unfähigkeit gipfelte in der Verstie- 
genheit des Gauleiters Lohse, der sich in 
dem aus den baltischen Staaten und Weiß- 
rußland gebildeten Ostland als „Herzog“ 
im Stile des Barockzeitalters gebärdete, so- 
wie in den selbstherrlichen Allüren und 
den an das Verbrecherische grenzenden Um- 
trieben des Gauleiters Koch als Reichskom- 
missar in der Ukraine. Ein Kampf, dem 
bei der Indolenz Rosenbergs und der Rük- 
kendeckung, die Lohse und Koch bei dem 
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durch Bormann beratenen sowie durch Gö- 
ring und Himmler beeinflußten Hitler fan- 
den, von vornherein ein größerer Erfolg 
versagt bleiben mußte, der es aber ermög- 
lichte, manche Reformen durchzusetzen, 
Härten zu mildern und die Voraussetzun- 
gen für die Stärkung der Freiwilligenbewe- 
gung zu schaffen. 

Zu den positivsten Maßnahmen, zu denen 
sich Rosenberg aufraffen konnte, gehörte 
die Aufhebung der Kolchosverfassung durch 
die sogenannte neue Agrarordnung (Wort- 
laut bei Kleist im Dokumentenanhang), die 
in Weißrußland infolge des größeren Ver- 
ständnisses Kubes zum Teil mit Erfolg ver- 
wirklicht werden konnte, während sie in 
der Ukraine von Koch einfach sabotiert 
wurde. Nicht umsonst erinnert Kleist an 
jene Anekdote, die erzählt, daß Stalin bei 
der Ordensausschüttung im Winter 1942/43 
den ersten und höchsten Orden mit dem 
Bemerken beiseitelegte: diesen Orden könne 
er heute noch nicht verleihen, weil sein 
Empfänger, der Reichskommissar für die 
Ukraine Erich Koch, von seinem Posten 
unabkömmlich sei. Kleist hatte im Sommer 
1943 durch Vermittlung des Botschafters 
Hewel, des Verbindungsmannes des Auswär- 
tigen Amtes zum Führerhauptquartier, die 
Möglichkeit, eine persönliche Unterredung 
mit Hitler herbeizuführen, in der er diesen 
an Hand von besonders markanten Einzel- 
fällen auf die im Osten herrschenden Miß- 
stände aufmerksam machen konnte. Hitler 
schien zunächst tief beeindruckt und stellte 
bei einer Besserung der militärischen Lage 
eine Kursänderung in Aussicht, um einige 
Minuten später in der ihm eigenen sprung- 
haften Art zu erklären, daß er den Ost- 
völkern keine souveränen Selbständigkeits- 
rechte verleihen und auch nicht an die 
Stelle Sowjetrußlands ein neues, nationales 
und darum viel fester gefügtes Rußland 
setzen könne, da er den gesamten Osten als 
Lebensraum für das deutsche Volk benötige. 

Bei dieser Verblendung Hitlers war es 
unter den Bedingungen des autokratischen 
Regimes direkt ein Wunder, daß die Frei- 
willigenbewegung der Ostvölker, deren An- 
fänge in das Jahr 194] zurückreichen, 
durch den selbstlosen Einsatz unzähliger 
politisch denkender deutscher Menschen in 
den verschiedensten Führungsstellen weiter 
entwickelt werden konnte, so daß sich erst 
Rosenberg und Goebbels und zuletzt (aller- 
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dings zu einer Zeit, wo es bereits zu spät 
war) selbst Ribbentrop und Himmler dieser 
Notwendigkeit nicht mehr verschließen 
konnten. Die Schilderung dieser Entwick- 
lung der Freiwilligenbewegung, in deren 
Mittelpunkt die Gestalt des Generals Wlas- 
sow steht, gehört zu den interessantesten 
Teilen des Kleistschen Buches, der in der 
heutigen Zeit eine ganz besondere Aktuali- 
tät zukommt. Die teilweise dokumentarisch 
belegte, die widerstreitenden Interessenge- 
gensätze sorgsam abwägende und trotz der 
größeren Sympathien für die Bestrebungen 
der nichtgroßrussischen Völker objektive 
Schilderung des Verfassers, zeichnet sich 
durch ihre Sachlichkeit und Tatsachentreue 
wohltuend gegenüber der romantisch über- 
spannten und höchst subjektiven Darstel- 
lungsweise in den Büchern eines anderen 
deutschen Autors aus, die kurz nach dem 
Kriege in der Schweiz erschienen sind. Von 
der zeitgeschichtlichen Forschung wird es 
dankbar begrüßt werden, daß Kleist im An- 
hang seines Buches eine Reihe höchst be- 
deutsamer Dokumente zur Wlassowbewe- 
gung bringt, darunter den Offenen Brief 
Wlassows vom 3. März 1943, den Beschluß 
des Smolensker Befreiungskomitees vom 12. 
April 1943 und das Prager Manifest des 
Befreiungskomitees der Völker Rußlands 
vom 14. November 1944. 

Aus den auf S. 205 gebrachten Zahlen 
seien einige herausgegriffen, um die Be- 
deutung der Freiwilligenbewegung zu zei- 
gen. Im Jahre 1944 unterstanden dem Gene- 
ral der Freiwilligen - Verbände (General 
Köstring) 650000 Mann, die überwiegend 
in Kampf- und Baubataillonen organisiert 
und nach Nationalitäten gegliedert waren. 
Hinzu kamen über 1 Million Hilfswillige 
in der Wehrmacht, sieben aus Angehörigen 
baltischer und ostslawischer Völker sich re- 
krutierende SS-Divisionen, 6000 Freiwillige 
und 15000 Flakhelfer in der Luftwaffe 
und 6000 Freiwillige in der Marine. Einige 
kleinere Irctümer Kleists seien berichtigt. 
Die Wolchow-Heeresgruppe (S. 213) war 
niemals eingeschlossen, sondern nur die 2. 
Stoßarmee, die dieser Heeresgruppe ange- 
hörte. Die 1. ROA-Division (S. 219) wen- 
dete sich (allem Anschein nach nur auf Ver- 
anlassung ihres Kommandeurs und ohne 
Wissen Wlassows) gegen die in Prag sta- 
tionierten SS-Verbände und nicht gegen die 


Wehrmacht. 


So empfindlich die Befreiungsbewegung 
der Völker Rußlands durch den Ausfall 
ihrer führenden Persönlichkeiten mit Wlas- 
sow an der Spitze getroffen sein mag, die 
von den westlichen Alliierten in völliger 
Verkennung ihrer potentiellen politischen 
Bedeutung unter den von Kleist auf 5.220 
geschilderten tragischen Umständen an die 
Sowjets ausgeliefert und von diesen auf 
dem schnellsten Wege hingerichtet wurden, 
so scheint doch ihre Kraft damit noch nicht 
gebrochen zu sein. Die Reste der Freiwil- 
ligenbewegung bilden heute den Kern der 
„Neuen Emigration“, die sich vor allem im 
„Bund zur Befreiung der Völker Rußlands“ 
organisiert hat und sich in ihrer „Ideolo- 
gischen Doktrin“, die im Sommer 1949 ver- 
öffentlicht wurde, nicht unwesentlich von 
dem 1948 neugefaßten Programm der „Rus- 
sischen Solidaristen“, dem „Nationalen Bund 
der Arbeit“, unterscheidet, dem meist An- 
gehörige des Nachwuchses der „Alten Emi- 
gration“ angehören. Auf die politische Be- 
deutung dieser beiden Strömungen weist G. 
F. Achminow in seinem Buch: Die Macht 
im Hintergrund. Totengräber des Kommu- 
nismus (Spaten Verlag, Grenchen/Ulm, 1950) 
hin. Achminow ist selber aus der Freiwil- 
ligenbewegung hervorgegangen und im Ge- 
gensatz etwa zu Krawtschenko Großrusse 
sowie Angehöriger der jungen und nicht 
der mittleren sowjetischen Generation. Sei- 
nem Buch, das dem sozialen Hintergrund 
und der Sinndeutung des Kommunismus ge- 
widmet ist, kommt als Äußerung eines jun- 
gen intellektuellen Russen eine program- 
matische Bedeutung zu. Die Vereinfachung 
von Problemstellungen, die ideologisch be- 
dingt sein mag, und einige irrtümliche Be- 
hauptungen und Trugschlüsse, die aus einem 
sichtlich begrenzten Wissen um die poli- 
tische Verfassung und Machtstruktur des 
stalinistischen Rußlands ver- 
mindern nicht den grundsätzlichen Werı 
der Arbeit. 

Achminow geht von der Feststellung aus. 
daß der Kommunismus ebenso wie der Fa- 
schismus als eine starke revolutionäre Be- 
wegung nur in Ländern auftritt, die ent- 
weder eine versäumte Entwicklung nach- 
zuholen oder einen durch politische Fehler 
verursachten Vorsprung anderer Mächte auf- 
zuholen haben. Der grundsätzliche Unter- 
schied zwischen Kommunismus und Faschis- 
mus besteht dabei nicht so sehr in den Me- 


entspringen, 
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thoden der politischen und wirtschaftlichen 
Führung, sondern darin, daß der Kommu- 
nismus die vorhandene Führungsschicht, die 
entweder unfähig ist, das Problem der 
Rückständigkeit zu lösen, oder politisch ver- 
sagt hat, beseitigt und durch eine neue er- 
setzt, während der Faschismus sie zusam- 
menfaßt und durch neue Kräfte ergänzt. 
Bei diesen beiden Möglichkeiten hat in 
den wirtschaftlich rückständigen Ländern 
wie Rußland und China, der Kommunismus 
von vornherein die größere Chance. Nach 
entspringt die Dynamik des 
Kommunismus vor allem zwei Faktoren: 
l. Dem Drang einer 
schicht nach oben — einen Zug, den der 


Achminow 
neuen Führungs- 


Kommunismus im Sinne des „Kreislaufs der 
Eliten“ mit allen anderen sozialen Revolu- 
tionen gemeinsam hat. 

2. Dem Programm der Industrialisierung 
zur Beseitigung der wirtschaftlichen Rück- 
ständigkeit, das völlig unbegründet von Sta- 
lin in der ersten Phase als Sozialismus und 
in der zweiten Phase als Kommunismus in 
einem Lande bezeichnet worden ist. 
eines wirtschaftlich 
rückständigen Agrarlandes in ein Industrie- 
land mit Hilfe planmäßiger Industrialisie- 
rung und der damit verbundenen Vollso- 
zialisierung veranlaßt Achminow, den Kom- 
munismus, der damit die Funktionen des 
Frühkapitalismus übernimmt, als Ersatzka- 
pitalismus zu bezeichnen. Diese These vom 
Kommunismus als Ersatzkapitalismus ist 
außergewöhnlich bestechend und durchzieht 
als Grundmotiv das ganze 307 Seiten starke 
Buch, wobei der Verfasser sein Haupt- 
augenmerk auf die Entwicklung in der So- 
wjetunion richtet, die ihm gleichsam als 
Kronzeuge für die Richtigkeit seiner Grund- 
these dient. 

Achminow stellt in Bezug auf die in der 
Sowjetunion vollzogene soziale Umwälzung 
fest, daß sie zwar durch die Wirtschafts- 
politik der bolschewistischen Partei verur- 
sacht worden sei, daß sie aber von Anfang 
an nur im Interesse der neuen sozialen 
Führungsschicht, der „technischen Intelli- 
genz“ gelegen habe, die er als Nutznießer 
dieser ersatzkapitalistischen Entwicklung 
und als die Macht im Hintergrund bezeich- 
net, die zum Totengräber des Kommunis- 
mus werden wird, wenn sie erkennt, daß er 
auf die weitere Entwicklung des Landes 
hemmend wirkt. 
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Was versteht nun Achminow unter dieser 
„technischen Intelligenz“? Obgleich er be- 
müht ist, sich von Burnham abzusetzen, 
praktisch nicht viel mehr als die Manager 
der Produktion in einem weiteren Umfange, 
d. h. nicht nur die gesamte Technokratie, 
sondern auch die Wirtschaftsbürokratie. 
Burnham ist früherer Trotzkist, Achminow 
ist in marxistisch-leninistischen Denkkate- 
gorien großgeworden. Das gestattet ihnen 
zwar, den tatsächlich vollzogenen Prozeß 
der sozialen Umschichtung realsoziologisch 
richtig zu sehen, ihn aber nicht im vollen 
Umfange zu erkennen, weil die Bedeutung 
des ökonomischen Faktors von ihnen über- 
schätzt wird. 

Burnham schrieb sein Buch („Revolution 
der Manager“) im Jahre 1940, infolge- 
dessen stand ihm noch nicht das Material 
zur Verfügung, das unterdessen von der 
wissenschaftlichen Forschung auf Grund 
amtlicher sowjetischer Angaben erarbeitet 
worden ist, und das auch Achminow allem 
Anschein nach bei der Abfassung seines 
Werkes ebensowenig wie das populärer ge- 
haltene Buch von David Dallin: Das wirk- 
liche Sowjetrußland (Deutsche Übersetzung: 
Verlag Friedrich Oetinger, Hamburg, 1948), 
nicht benutzen konnte. Daraus ergeben sich 
sehr erhebliche Unterschiede in der Be- 
wertung der Vorgänge. Nach Achminow be- 
trägt die Zahl der von ihm als „technische 
Intelligenz“ bezeichneten Fachleute insge- 
samt zwei Millionen Menschen. Nach amt- 
lichen sowjetischen Angaben betrug aber die 
Gesamtzahl der „neuen Intelligenz“ bereits 
1937 zehn Millionen. Sie kann heute gut 
auf 15 bis 16 Millionen geschätzt werden. 

Wenn auch unter Zugrundelegung der von 
Achminow gebrauchten Begriffsbestimmung 
die Zahl der „technischen Intelligenz“ viel 
größer ist als zwei Millionen, so ist sie 
trotz alledem nur ein Bruchteil der gesam- 
ten „neuen Intelligenz“, für deren Bestim- 
mung als führende Klasse weniger der un- 
mittelbare Zugang zu den vergesellschafte- 
ten Produktionsmitteln als vielmehr die lei- 
tende Stellung in der Produktionsorgani- 
sation und im gesamten totalitären Staats- 
apparat, der ja die Produktionsorganisation 
eingeordnet ist, als maßgebend angesehen 
werden muß. Achminow unterliegt so nicht 
minder wie Burnham einem Irrtum, wenn 
er glaubt, daß der Technokratie und der 


wirtschaftlichen Bürokratie der Vorrang 
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gegenüber den übrigen Gruppen der neuen 
Führungsschicht gebührt und daß der „tech- 
nischen Intelligenz“ das gleiche Gewicht 
zufällt wie der Parteibürokratie. 

Zunächst beschränkt sich ja die „politische 
Intelligenz“ nicht nur auf den Partei- 
apparat. Es gibt neben der Partei noch die 
Staatspolizei, die Wehrmacht, die Sowjets, 
den Auswärtigen Dienst und die Massen- 
organisationen, deren Apparat machtpoli- 
tisch viel größere Bedeutung besitzt als der 
Wirtschaftsapparat. Das gleiche gilt auch 
für die „kulturelle Intelligenz“, die Wissen- 
schaftler, Künstler, Schriftsteller und übri- 
gen Kulturschaffenden, die auf Grund ihres 
„sozialen Auftrags“, der ja ein politischer 
ist, an Bedeutung der „technischen Intelli- 
genz““ nicht nachsteht. Die These von Ach- 
minow mit allen ihren Schlußfolgerungen 
ist richtig, soweit sie sich auf die gesamte 
neue Führungsschicht und dabei in erster 
Linie auf die „politische Intelligenz“ und 
neben der „technischen Intelligenz“ auch 
auf die „kulturelle Intelligenz“ bezieht. Sie 
ist irreführend, wenn sie nur auf die Par- 
teibürokratie, die stets nur einen Teil der 
„politischen Intelligenz“ (im weiteren Sin- 
ne) ausmacht, angewandt wird, und wenn 
unter Übergehung der übrigen Teile der 
„politischen Intelligenz“ und der gesamten 
„kulturellen Intelligenz“ eine hegemoniale 
Stellung der „technischen Intelligenz“ be- 
hauptet wird, die es in der sowjetischen 
Wirklichkeit vorläufig jedenfalls noch nicht 
gibt, und die es in einer totalitären Staats- 
ordnung auch gar nicht geben kann, da in 
ihr das Primat der Politik und nicht der 
Wirtschaft gilt. 

Insofern trifft auch die Behauptung Ach- 
minows nicht zu, daß die „technische Intel- 
ligenz“, die ursprünglich existenzlos gewe- 
sen ist und heute die Generaldirektoren 
und Chefingenieure stellt, seit den Anfän- 
gen des Bolschewismus seine hauptsäch- 
lichste soziale Basis gebildet habe. Abge- 
sehen davon, daß nicht alle bolschewisti- 
schen Intellektuellen existenzlos waren — 
man denke z. B. nur an Lenins Freund, 
den Ingenieur Krassin, — überwog unter 
diesen die „kulturelle“ und nicht die „tech- 
nische“ Intelligenz, weil diese sich ja im 
wesentlichen erst in der sowjetischen Zeit, 
und zwar hauptsächlich in den dreißiger 
Jahren, herausgebildet hat. Fine Gruppe 
der intellektuellen Berufsrevolutionäre hat 
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zwar unter der Führung Stalins die Macht 
behauptet, aber nur indem sie die übrigen 
intellektuellen Gruppen, die 
sprünglichen revolutionären Leitbild treu- 
blieben, vernichtete und sich selbst büro- 
kratisierte, d. h. als autokratische Staats- 
spitze institutionell verselbständigte. Ihre 
neue Basis schuf sie sich künstlich 
zwar primär in der Form der „politischen“ 
und erst sekundär in der Form der „tech- 
nischen“ und „kulturellen“ Intelligenz. 


ihrem ur- 


und 


Sämtlichen Teilen der neuen Intelligenz 
ist nur das eine gemeinsam, daß sie in 
erster Linie unter den Einwirkungen der 
Planökonomie aus der Bürokratisierung und 
Technokratisierung der 
(gleichgültig, ob sie ursprünglich revolu- 
tionär oder existenzlos war oder nicht), des 
Kleinbürgertums und der aktiven Teile des 
Arbeitertums (in geringem Maße auch des 
Bauernproletariats) entstanden ist. Die so- 
ziale Basis des Bolschewismus hat sich also 
unverkennbar geändert. Ursprünglich waren 
es revolutionäre Intellektuelle (+ Arbei- 
ter), heute sind es politische Funktionäre 
(+ kleinbürgerliche Staatsangestellte). Der 
offensichtliche Irrtum Achminows ist, daß 
er den entscheidenden soziologischen Unter- 
schied zwischen der alten und neuen Intel- 
ligenz nicht erkennt und außerdem die Be- 
deutung der „technischen Intelligenz“ über- 
schätzt. Richtig ist nur, daß den sozialen 
Ausgangspunkt des Kommunismus (wie bei 
den meisten revolutionären Bewegungen) 
die radikalisierten Teile der Intellektuellen 
(darunter sehr viel existenzlose) gebildet 
haben, die meist Angehörige der echten In- 
telligenz (im kultursoziologischen Sinn) wa- 
ren. Doch sie verloren bei der stalinisti- 
schen, d. h. planstaatlichen, Wandlung des 
Kommunismus ihre gemeinsam mit den Ar- 
beitern ausgeübte soziale Vormachtstellung 
an die von der politischen Hochbürokratie 
repräsentierte Gesamtheit der Funktionäre. 
Die bolschewistische Partei ist infolgedessen 
ihrer sozialen Struktur nach heute mit ihren 
7 Millionen eine Interessenpartei der Funk- 
tionärsklasse und nicht, wie Achminow an- 
nimmt, nach wie vor eine Ordenspartei von 
Berufsrevolutionären. Gegensätze zwischen 
der Parteibürokratie und der „technischen 
Intelligenz“ sind gewiß vorhanden, doch sie 
spielen sich nicht nur in der Gesamtpartei, 
sondern auch im Parteiapparat selbst ab. 
Entscheidend ist, daß es daneben Gegen- 
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sätze gibt, die politisch bedeutsamer sind, 
nämlich Gegensätze zwischen Partei und 
Staatspolizei; Partei und Wehrmacht; 
Staatspolizei und Wehrmacht; Nachrichten- 
dienst der Staatspolizei und der Wehr- 
macht; Kominform und diplomatischem 
Dienst usw., die innerhalb der „politischen 
Intelligenz“ bestehen und schließlich die 
Gegensätze zwischen der Parteibürokratie 
und der „kulturellen Intelligenz“, weil diese 
naturgemäß freiheitlicher und revolutionä- 
rer gesinnt ist als die „Natschalniki“, die 
technische oder Funktionen 
auszuüben haben. 

Diese Gegensätze werden zweifellos durch 
die Generationsfrage verschärft. Es ist sehr 
verdienstvoll von Achminow, in einem Ab- 
schnitt seines Buches auf das Generations- 
problem ausführlich eingegangen zu sein. Er 
unterscheidet dabei drei Altersgruppen, aber 
und nicht (was naheliegender 
wäre) drei Generationen. Zutreffend hebt 
er die individualistischere Grundhaltung der 
jungen Generation hervor. Es erscheint 
allerdings fraglich, ob das Streben nach 
Privateigentum in der jungen Generation 
so stark ist, wie es Achminow schildert. Vor 
allem, soweit es das Eigentum an den in- 
dustriellen Produktionsmitteln betrifft. Die- 
ses Streben mag bei der „technischen Intel- 
ligenz“ vorhanden sein, dürfte jedoch von 
den Angehörigen der „kulturellen Intel- 
ligenz“ und der „politischen“, zumindest 
was die Schwerindustrie anbetrifft, kaum 
geteilt werden. Die Reprivatisierung dürfte 
bei der überwiegenden Masse der „Intelli- 
genz“ wohl nur auf dem Gebiete der Leicht- 
industrie, des Binnenhandels und der Land- 
wirtschaft gewünscht werden. 

In der jüngsten Revision des Marxismus- 
Leninismus durch Stalin im Verlauf der 
Sprachendiskussion sieht Achminow eine be- 
wußte Abwehrmaßnahme des Parteiappara- 
tes gegenüber den Möglichkeiten einer revo- 
lutionären Bedrohung durch die „technische 
Intelligenz“. Wenn schon von einer solchen 
Bedrohung gesprochen werden soll, dann 
eher von Seiten oppositioneller Teile der 
„kulturellen“ und „politischen“ Intelligenz, 
sowie allgemein durch die freiheitlichere 
Gesinnung der jungen Generation. 

Doch die neue Phase des Stalinismus 
scheint nicht nur eine Abwehrmaßnahme 
gegen innere revolutionäre Strömungen zu 
sein. Durch die Relativierung des bisherigen 
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Marxismus-Leninismus sind vor allem die 
dogmatischen Fesseln bestimmter Wissens- 
gebiete gelockert worden und damit wesent- 
liche Hemmungen für eine Fortführung der 
Industrialisierung im Sinne der These Ach- 
minows vom Kommunismus als Ersatzkapi- 
talismus weggefallen. 

Gleichzeitig wurden mit der besonderen 
Hervorhebung des russischen Sprachnationa- 
lismus ideologische Kräfte angesprochen, 
die der Bewußtseinslage der neuen sowje- 
tischen Führungsschicht in ihrer Gesamtheit 
am besten entsprechen und zweifellos zu 
einer Integration des sowjetischen „Im- 
perialbewußtseins“ beitragen werden. Vom 
Wandel in den ideologischen Grundlagen 
dürfte daher eher eine Stärkung als eine 
Schwächung des bestehenden autokratischen 
Regimes in der Sowjetunion zu erwarten 
sein. Andererseits bietet die Relativierung 
des Staatsdogmas für die freiheitlicher ge- 
sinnten Teile der neuen Führungsschicht 
eine gewisse Chance, ihr Gewicht für eine 
Lockerung des totalitären Systems geltend 
zu machen. 

Die Lektüre des außergewöhnlich anre- 
genden Buches von Achminow läßt den 
Wunsch nach einem umfassenden Nachschla- 
gewerk wachwerden, das in der Lage wäre, 
über die grundlegenden Wandlungen, die 
sich unter den Einwirkungen eines totali- 
tären planstaatlichen Systems in der Sowjet- 
union vollzogen haben, sowie über die ge- 
genwärtige politische, ökonomische, soziale 
und kulturelle Struktur Rußlands in er- 
schöpfender Weise Auskunft zu geben. Ein 
solches Werk ist vorläufig noch nicht vor- 
handen und könnte wohl auch nicht von 
einem Einzelnen geschrieben werden, weil es 
eingehende Kenntnisse auf sehr verschie- 
denen Wissensgebieten erfordert, die gründ- 
liche wissenschaftliche Forschungen voraus- 
setzen. Es besteht kein Zweifel darüber, daß 
die Voraussetzungen für die Verwirklichung 
eines solchen Rußlandhandbuches, trotz der 
großen Fortschritte, welche die britische 
und amerikanische Ostforschung in den letz- 
ten Jahren gemacht hat, in Deutschland be- 
deutend günstiger sind als in den USA. 
Haben doch die deutschen Sachkenner, die 
zu einem großen Teil selber aus dem Osten 
stammen, während des Krieges und teil- 
weise auch in der Nachkriegszeit die ein- 
malige Gelegenheit gehabt, das Land und 
die Völker Rußlands sowie das politische 
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System, dem sie unterworfen sind, unmit- 
telbar zu erleben und ihre bisherigen theo- 
retischen Erkenntnisse an der praktischen 
Wirklichkeit zu überprüfen. 

Solange ein umfassendes Rußlandhand- 
buch als Ergebnis dieser Erfahrungen noch 
nicht vorliegt, wird man vertretungsweise 
gerne den Teilausschnitt entgegennehmen, 
den der Hamburger Geograph Werner Leim- 
bach in seinem Buch: „Die Sowjetunion. 
Natur, Volk und Wirtschaft“, auf 526 Seiten 
bietet. Das Werk ist 1950 in der Reihe: 
Kleine Länderkunden in der Franckh’schen 
Verlagsbuchhandlung, Stuttgart, erschienen 
und zeichnet sich durch eine gediegene Aus- 
stattung (115 Tabellen, 90 Textkärtchen, 2 
Schaubilder, 65 Lichtbilder auf 40 Kunst- 
drucktafeln und eine mehrfarbige Klapp- 
karte) aus. 

Leimbach beschränkt sich in seiner Län- 
derkunde bewußt auf die Natur- und Kul- 
turgeographie Gesamtrußlands und sieht 
von einer Dartellung der Politischen Geo- 
graphie und der Wehrgeographie ab. Diese 
thematische Selbstbeschränkung muß be- 
grüßt werden, weil bereits die Behandlung 
einzelner Abschnitte im kulturgeographi- 
schen Teil (Verwaltungsgliederung, Fertig- 
warenindustrie, Außenhandel) deutlich die 
Grenzen aufzeigt, die einem reinen Fach- 
geographen gesetzt sind, und die auf aus- 
gesprochenen Grenzgebieten eine für den 
einzelnen Sachkenner wirklich befriedigende 
Leistung ausschließen. Dagegen sind bei 
Leimbach die meisten übrigen Abschnitte 
des kulturgeographischen Teiles (insbeson- 
dere: Bevölkerung, ländliche und städtische 
Siedlungen, Bodenschätze und ihre Gewin- 
nung) und der gesamte naturgeographische 
Teil ganz vorzüglich behandelt. Für die 
Nachkriegsentwicklung hätte man vielleicht 
eine stärkere Berücksichtigung der sowje- 
tischen wissenschaftlichen Literatur (insbe- 
sondere der entsprechenden Fachzeitschrif- 
ten) im Verhältnis zu der zweifellos sehr 
ergiebigen Presseauswertung begrüßt. Von 
der Berichtigung einiger kleinerer Irrtümer, 
die Leimbach gelegentlich unterlaufen sind, 
kann hier ruhig abgesehen werden. Sie min- 
dern in keiner Weise die beachtliche Lei- 
stung des Verfassers, dessen Darstellung 
sich allgemein durch das Streben nach 
größtmöglichster Genauigkeit und Objek- 
tivität auszeichnet. Boris Meissner 
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Zum deutschen Einmarsch in 
Dänemark 1940 


Der Herausgeber der Zeitschrift „Revi- 
sion“, A. Olesen, hat ein Buch unter dem 
Titel „Aus ungedruckten Quellen“ veröf- 
fentlicht, das in der dänischen Öffentlichkeit 
einigen Staub aufwirbelt. Auch außerhalb 
der dänischen Grenzen, und gerade bei uns 
in Deutschland, darf dieses Buch stärkste 
Beachtung beanspruchen. Der Verfasser sucht 
nicht mehr und nicht weniger zu beweisen, 
als daß der deutsche Einmarsch in Däne- 
mark am 9. April 1940 den Dänen vorher 
bekanntgegeben und mit ihrer stillschwei- 
genden Duldung durchgeführt worden sei. 
Olesen bringt Dokumente, nach denen am 
16. und 17. März 1940 in Rostock eine Zu- 
sammenkunft zwischen dem damaligen dä- 
nischen Außenminister Dr. Peter Munch 
und Heinrich Himmler stattgefunden hat. 
Bei den Verhandlungen sei — so berichtet 
er— von deutscher Seite mitgeteilt worden, 
daß man jetzt Gewißheit über den bevor- 
stehenden Angriff der Alliierten auf Nor- 
wegen habe, und daß Deutschland daher 
genötigt sei, Norwegen zu besetzen. Das 
wäre aber nur bei gleichzeitiger Besetzung 
Dänemarks möglich. Die deutschen Delegier- 
ten hätten den Wunsch ausgedrückt, daß 
die Besetzung Dänemarks reibungslos ver- 
laufen möge. Man sei sich in Deutschland 
darüber klar, daß ein symbolischer däni- 
scher Widerstand — eine Scheinverteidigung 
— notwendig sei, schon mit Rücksicht auf 
die Volksstimmung und um Repressalien 
der Alliierten in Form von Bombenangriffen 
zu vermeiden. Wenn man von dänischer 
Seite bereit sei, einer Besetzung nicht mit 
positivem Widerstand zu begegnen, werde 
Deutschland seinerseits die Versicherung ab- 
geben, daß die Regierung unangetastet blei- 
ben und Dänemark überhaupt eine Sonder- 
stellung erhalten solle. Außenminister Munch 
solle erklärt haben, er sei nicht befugt, 
eine Abmachung von so weittragendem In- 
halt abzuschließen, aber er werde natürlich 
die deutschen Gesichtspunkte seiner Regie- 
rung vorlegen. Die Quellen für die Inhalts- 
angabe der in Rostock geführten Verhand- 
lungen sind Veröffentlichungen des dänischen 
Leutnants Ove Leif Huldborg, der schon 
seit langem vergeblich die dänischen Behör- 
den zu einer Untersuchung dieser Vorgänge 
zu bewegen sucht. Eine historische Beweis- 
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kraft konnte ihnen bisher kaum zugespro- 
chen werden. Das wird anders mit den 
dokumentarischen Beweisen, die jetzt Olesen 
vorbringt. Da ist die Erklärung des früheren 
deutschen Abgeordneten im dänischen Reichs- 
tag, des Pastors D. Johannes Schmidt-Wod- 
der, daß er am 17. März 1940 den, ihm 
bekannten Außenminister Munch in Rostock 
getroffen und kurz gesprochen habe. Dieser 
habe seine Anwesenheit in Rostock irgend- 
wie motivieren wollen und vorgegeben, sich 
auf einer Wochenendtour zu befinden. Kurz 
darauf traf Pastor Schmidt zu seinem größ- 
ten Erstaunen einen Verwandten seiner 
Frau, den SS-Führer Dr. Rudolf Jacobsen, 
der ihm erzählte, daß er nach Rostock be- 
rufen sei, um gegebenenfalls zu Verhand- 
lungen zwischen Dr. Munch und Himmler 
herangezogen zu werden. Pastor Munch fügte 
noch hinzu, daß sein zufälliges Auftauchen 
in Rostock offensichtlich den Herren Munch 
und Jacobsen peinlich gewesen sei. — Der 
Pastor Schmidt-Wodder, der lang- 
jährige Führer der deutschen Volksgruppe 
in Nordschleswig, ist eine über jeden Zweifel 
erhabene Persönlichkeit von geschichtlichem 
Rang. Mit seiner Aussage ist zum min- 
desten erwiesen, daß sich der dänische 
Außenminister Dr. Munch am 17. März 1940 
in Rostock aufhielt, und daß es ihm offenbar 
peinlich war, hier von einem Bekannten 
getroffen zu werden. Wenn Dr. Munch hier 
wirklich zu privaten Zwecken weilte, warum 
in aller Welt hatte er dann Veranlassung, 
nach 1945 die Tatsache seines Rostock-Be- 
suches schlankweg abzustreiten? Die An- 
nahme liegst nahe, daß er wirklich allen 
Grund hatte, stillzuschweigen. Wenn Pastor 
Schmidt weiter angibt, daß ihm Dr. Jacob- 
sen damals in Rostock von einer Zusam- 
menkunft zwischen Munch und Himmler be- 
richtet habe, so bestätigt eine von Olesen 
wiedergegebene eidesstattliche Erklärung 
Jacobsens diese Angaben und erweitert sie 
noch um einen entscheidenden Punkt: 
Jacobsen erfuhr in Rostock von Himnler, 
daß mit Munch über die reibungslose Be- 
setzung Dänemarks verhandelt wurde, die 
infolge der Kriegsereignisse von deutscher 
Seite als notwendig angesehen würde. Aus 
Jacobsens Mitteilung ergibt sich weiter, daß 
er Dr. Munch zwar gesehen, ihm selbst aber 
nicht vorgestellt und auch zu den eigent- 
lichen Verhandlungen nicht herangezogen 
wurde. Immerhin erfuhr er doch am Tage 
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der Verhandlung den Inhalt der Bespre- 
chungen in großen Zügen aus dem Munde 
eines der Hauptbeteiligten, nämlich Himm- 
lers selbst. Dieser dürfte zu dem Zeitpunkt 
keine Veranlassung gehabt haben, eine histo- 
rische Legendenbildung vorzubereiten. Nach 
den Angaben Huldborgs sollen der dänische 
Gesandte in Berlin, Cehle, der Direktor im 
Kriegsministerium, Generalmajor von Ste- 
mann, und der Nachrichten-Offizier Lunding 
teilgenommen haben. — Weitere von Olesen 
vorgebrachte haben nicht den 
gleichen Quellenwert wie die Erklärungen 
Schmidt-Wodders und Jacobsens. Insbeson- 
dere vermag Olesen nicht anzugeben, ob 
auf Grund der Rostocker Verhandlungen 
wirklich eine feste deutsch-dänische Verein- 
barung zustande gekommen ist, aber er sucht 
mit einer Fülle von Einzelzeugnissen den 
Indizienbeweis zu erbringen, daß die däni- 
schen Behörden und Dienststellen am 8. und 
9. April 1940 sich in einer Weise verhalten 
haben, die ohne eine solche Vereinbarung 
unverständlich wäre. So wurde im wichtigen 
Seefort Middelgrund, das die deutschen 
Schiffe auf der Fahrt nach Kopenhagen pas- 
sieren mußten, am 8. April der Kommandant 
abkommandiert und die Artilleristen auf 
Landurlaub geschickt. — Am 8. April 13.00 
Uhr meldete der Chef der Grenzgendarmerie 
in Nordschleswig, Oberst Paludan-Müller 
nach Kopenhagen, daß deutsche Truppen 
unmittelbar an der Grenze stünden, und 
daß mit einer Grenzüberschreitung in we- 
nigen Stunden gerechnet werden könnte. Der 
Finanzminister v.Buhl gab daraufhin den 
telefonischen Bescheid: „Was auch geschieht, 
das Korps soll nicht schießen“. Nach den 
Angaben des Obersten v. Hartz, der im April 
1941 dänischer Militärattach&E in Berlin 
wurde, hat der Marineattach& Kommandeur 
Kapitän Kjölsen, ein Exemplar des deut- 
schen Armeebefehls in die Hand bekommen, 
der die Einzelheiten für die Invasion in 
Dänemark festlegte. Kjölsen ließ das Doku- 
ment am 4. April durch Kurier im dänischen 
Außenamt abliefern. Später fragte Hartz den 
Direktor im Kriegsministerium v. Stemann, 
ob er etwas von dem Dokument wisse. Ste- 
mann räumte es ein, fügte aber hinzu, daß 
man daran nicht geglaubt habe. 

Olesen zitierte weiter eine Reihe dänischer 
Veröffentlihungen und Äußerungen von 
Politikern und Historikern, die den Ein- 
druck erwecken sollen, als ob Dänemark völ- 
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lig nichtsahnend von den Deutschen brutal 
überfallen und bei dem überraschenden An- 
griff der Deutschen gar keine Gelegenheit 
zur Verteidigung mehr gefunden habe. An- 
gesichts der von Olesen vorgebrachten Zeug- 
nisse steht jedenfalls einwandfrei fest, 

l. daß die Dänen vorher über die deut- 
schen Besetzungsabsichten 
wesen sind, 

2. daß die maßgebenden Stellen alles getan 
haben, um einen Widerstand zu unterbinden. 

Mit Recht fordert Olesen die Einsetzung 
einer unparteilichen Untersuchungskommis- 
sion, die mit der bisherigen Schweige- und 
Verleumdungstaktik bricht und Licht in die 
Rostocktagung und die Vorgänge um den 
9. April bringt. 

Es liegt auf der Hand, daß der schlüssige 
Beweis. die dänische Regierung habe recht- 
zeitig von der deutschen Besetzung Kennt- 
nis gehabt, und den Deutschen in irgend- 
einer Form zugesichert, keinen Widerstand 
zu leisten, die gerichtliche Verfolgung Tau- 
sender von Dänen in der Nachkriegszeit 
wegen ihrer Zusammenarbeit mit den Deut- 
schen in einem neuen Lichte erscheinen las- 
sen und ganz erhebliche und politische 
Konsequenzen nach sich ziehen müßte. 


informiert ge- 


Peter Hansen 


A.Olesen: Fra Utrykie Kilter Rostock- 
modet og Danmark Besaettelse. A. Olesen 
Forlag, Apenrade 1951, 92. 
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Dem Leser, der die bisherige Memoiren- 
literatur über die Zeit des Nationalsozia- 
lismus —- Weizsäcker, Kordt, Schmidt, Meiß- 
ner, Rahn u.a. — aufmerksam prüft, muß 
auffallen, daß sich alle, die bisher ge- 
sprochen haben, dem deutsch-französischen 
Thema nur ganz am Rande und mit sehr 
spärlichen Der 
Grund zu dieser auffallenden Erscheinung 
liegt in der Tatsache, daß die deutsch-fran- 
zösische Politik in der Ära des National- 
sozialismus weitgehend aus dem Rahmen der 
übrigen Politik des Reiches herausfiel und 
die Memoirenschreiber gezwungenermaßen 
dem Manne den Vorrang des Berichts ein- 
räumen mußten, der allein von deutscher 
Seite aus Authentisches zur deutsch-fran- 
zösischen Politik, vor allem in den Jahren 


1939 bis 1945, mitteilen kann: Otto Abetz. 
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Otto Abetz „Das offene Problem. Ein 
Rückblick auf zwanzig Jahre deutscher Frank- 
reichpolitik“ gibt anhand persönlicher Er- 
lebnisse und Erfahrungen eine Analyse der 
geistigen und politischen Beziehungen zwi- 
schen Deutschland und Frankreich vom Ende 
der zwanziger Jahre bis zum Jahre 1945. 
Die Tatsachen, die Abetz vor allem über 
seine Botschafterzeit in Frankreich von 1940 
bis 1944 mitzuteilen weiß, sind im deutschen 
und im internationalen Publikum fast un- 
bekannt. Die französischen Memoiren von 
Laval, Baudouin, Bouthillier, Weygand u.a. 
streifen einzelne Ereignisse der Besatzungs- 
zeit; aber sonst ist noch von keiner Seite 
eine zusammenfassende Darstellung der po- 
litischen Beziehungen zwischen der Reichs- 
regierung und Vichy versucht worden. Was 
Abetz über Montoire, den 13. Dezember 1940 
in Vichy, die Allianzangebote Darlans und 
Petains, die Versuche zu einem Präliminar- 
frieden zwischen den beiden Ländern, die 
Landung in Nordafrika im November 1942 
und ihre Rückwirkung auf die deutsche 
Kriegsführung und den 20. Juli 1944 in Paris 
berichtet, gehört zu den spannendsten Pro- 
blemen der letzten zwanzig Jahre. 

Otto Abetz nahm unter den Politikern 
des nationalsozialistischen Deutschlands in- 
sofern eine Sonderstellung ein, als er der 
mittleren Generation angehörend — er ist 
1903 als Sohn eines badischen Forstbeamten 
geboren —, weder aus der Partei stammte, 
noch zu jenen gerechnet werden konnte, 
die sich vom Kaiserreich bis in das natio- 
nalsozialistische Deutschland in den höheren 
Beamtenstufen gehalten hatten. Darüber hin- 
aus sind Persönlichkeit und Laufbahn von 
Abetz deshalb bemerkenswert, weil er im 
Rahmen der von ihm schon Ende der zwan- 
ziger Jahre unternommenen Verständigungs- 
versuche zwischen Deutschland und Frankreich 
versucht hat, auch auf den politischen Posten, 
zu denen er berufen wurde, seine eigene 
Politik des deutsch-französischen Ausgleichs 
gegen alle Widerstände durchzusetzen. Abetz 
gehörte nicht zu den Leuten des 20. Juli, 
aber er ist wohl der einzige jüngere Poli- 
tiker, der mit seinen Mitarbeitern konse- 
quent eine konstruktive Opposition gegen 
die von Hitler und Ribbentrop eingehaltene 
Linie getrieben hat. Die Deutsche Botschaft 
in Paris war während des Zweiten Welt- 
krieges ein Zufluchtsort, zu dem sich zahl- 
reiche besonnene Politiker aus allen Grup- 
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pen und politischen Organisationen Deutsch- 
lands, der Partei, der Wehrmacht, der Ss 
und auch von außerhalb dieser Organisa- 
tionen hingezogen fühlten. Abetz ist mit 
seiner klaren Haltung der Vernunft zu einer 
führenden Stellung gelangt, die schon da- 
mals weit über den Rahmen der Pariser 
Botschaft und die deutsch-französischen Be- 
ziehungen hinaus sichtbar wurde. 

Trotz der großen Leistungen, die Abetz 
im Interesse einer gerechten Behandlung 
Frankreichs vollbracht hat, erklärten ihn 
die Franzosen zum Kriegsverbrecher. Sie 
halten ihn seit fünfeinhalb Jahren unter 
den unwürdigsten Verhältnissen in franzö- 
sischen Gefängnissen fest. Abetz ließ sich 
jedoch durch sein persönliches Mißgeschick 
nicht von seiner politischen Linie abbrin- 
gen. Er verteidigt auch in diesem Buch die 
deutsch-französische Verständigung als die 
Grundlage einer europäischen Befriedung. 


Kurt von Falckenstein 


Otto Abetz. „Das offene Problem. Ein 
Rückblick auf zwanzig Jahre deutscher 
Frankreichpolitik“. — Greven Verlag Köln, 
1951. 324 S. 


Nachwuchs an Ostkennern! 


Nach seinen eigenen Worten beansprucht 
der Verfasser nicht, neue Forschungsergeb- 
nisse zu bringen, sondern „Die Kenntnis 
des Ostens und die Auseinandersetzung 
mit der Frage, die er aufgeworfen hat, von 
den Erörterungen über Wirtschafts- und 
Kriegspotential in die Tiefe eines Verständ- 
nisses für Menschenbild und geschichtliche 
Kräfte Osteuropas zu führen“. 

Man würde der Absicht und dem Wert 
dieser Schrift nicht gerecht werden, wollte 
man auch nur in großen Zügen den Inhalt auf- 
zählen oder in Einzelheiten polemisieren. 
Nur wer die Fülle analysierender und syn- 
thetischer Versuche einigermaßen übersieht, 
die im Westen und insbesondere in Deutsch- 
land unternommen worden sind, um den 
Osten zu begreifen, wird ermessen, welche 
Fülle literarischer Bildung, lebendiger An- 
schauung und psychologischer Einfühlungs- 
vermögens dazu gehört, um auf so knappem 
Raum das Wesentliche zu sagen. Vor allem 
ist die philosophische Überlegenheit und 
Distanz vom eigenen Leib des Heimatver- 
triebenen zu rühmen, mit der E. Lemberg die 
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Lebens- und Geschichtsprobleme der ost- 
mitteleuropäischen Völker als gleichzeitig 
deutsche und europäische begreift. Dies 
gibt ihnen die Berechtigung, die Bereitschaft 
für eine allgemeinverbindlichere Ordnung 
zu fordern, als es die nationalstaatliche 
gewesen ist. Sein Universalismus ist aber 
von gewissen Restaurationsversuchen eines 
gescheiterten deutschen Sendungsbewußtseins 
in Mitieleuropa grundsätzlich verschie- 
den. Die deutsche Position muß auf den 
vom Verfasser gewiesenen Linien neu durch- 
dacht, neu fundiert und überzeugend for- 
muliert werden. Das bedeutet nicht die 
Vorlage billiger Programme, sondern Heran- 
bildung ganzer Schichten von wissenschaft- 
lich gebildeten Sachkennern der geistig-kul- 
turellen, politischen und sozialökonomischen 
Strukturen des Ostens. Man unterschätze 
die schier unüberwindlichen Schwierigkeiten 
eines solchen Beginnens nicht! In Kürze 
wird sich der Ausfall der sprach- und lan- 
deskundig aufgewachsenen Deutschen des 
Ostens bemerkbar machen. Es fehlt heute 
die praktische Möglichkeit, in Studienreisen 
oder im kulturellen Austauschverkehr das 
Europa jenseits des Eisernen Vorhanges 


kennenzulernen. Es fehlt auch — soweit 
man es zu erkennen vermag — dem 
deutschen Studenten heute das sachliche 


Pathos, sich diese Kenntnisse überhaupt an- 
zueignen. Geschieht dies nicht, so verlieren 
wir als Deutsche und als Europäer die Legi- 
timation, die Angelegenheiten der osteuro- 
päischen Völker auch als die unsrigen anzu- 
sehen. Mit der Arbeit der von den deutschen 
Hochschulen spärlich unterhaltenen slavi- 
stischen Lehrstühle ist es nicht getan. Die 
Lehrerschaft der mittleren Stufen und deren 
Lehrpläne müssen deshalb für die so offen 
liegende Problemstellung gewonnen werden. 
Noch sind die Kräfte der heimatvertrie- 
benen Lehrkräfte dafür zu nutzen. In diesem 
Sinne wünschte man dem Buche Lembergs 
eine breite Wirkung, nicht nur in Lektüre, 
sondern in vernünftigem Studium. Die an- 
geführte Literatur und die vielfache Frage- 
stellung weisen dazu den Weg. 


Hans Raupach 


Lemberg, Eugen, Osteuropa und die So- 
wjetunion, Geschichte und Probleme der 
Welt hinter dem Eisernen Vorhang. C.E. 
Schwab, Stuttgart, (C.F.S.-Bücherei, Band 
43), 1950. 240 S. 5,80 DM. 


FREIE AUSSPRACHE 


Die Schriftleitung übernimmt keine Verantwortung für die in diesem Teil der Zeitschrift 
geäußerten Ansichten oder ihre Form. Sie ändert die Einsendungen in keiner Weise. behält 
sich aber Kürzungen im Einverständnis mit dem Verfasser aus Raumgründen vor. Auf 
eine möglichst breite Auswahl verschiedenartigster Meinungen legt sie Wert. 


Zu Hans Raupachs 
Deutung der Sowjetischen Außenpolitik 


Sehr geehrte Herren! 


Der Versuch von Prof. Dr. Hans Raupach, 
die Grundlagen der sowjetischen Außenpoli- 
tik nach Motiven und Zielen „realistisch“ 
zu klären, d. h. sie aus der üblichen Be- 
trachtungsweise, die von weltanschaulich 
bedingten Fiktionen, von Wunschbildern, 
ausgeht, herauszunehmen, ist für die — 
vom Verfasser zwar als unmöglich bezeich- 
nete — Bildung einer einheitlichen deut- 
schen Auffassung überaus wertvoll. Es ist 
das Schicksal der Deutschen, sich in jeder 
Generation aufs Neue mit dem Osten (und 
dem Westen) auseinandersetzen zu müssen. 
Die östliche Seite der aus der deutschen 
Mittellage resultierenden Problematik ist 
gewiß die schwierigere und nur die terribles 
simplificateurs können sich mit einem Ja 
oder Nein die Sache leicht machen. 

Wenn die Dynamik der Sowjetunion von 
den Faktoren „kontinerltales Denken und 
dogmatische Festlegung“ bestimmt wird, so 
läßt sich leicht erkennen, daß der erste der 
ewig russische, der zweite der bolsche- 
wistische ist. Die bestreitbare „asiatische 
Komponente“ bei den Russen als „Nach- 
folger der historischen mongolischen Ex- 
pansion“ (die, meine ich, 1241 bei Liegnitz 
endete) braucht dabei kaum bemüht zu 
werden, wenn man den mittelalterlichen 
Mongolenschreck nicht auch heute noch gel- 
ten lassen will. Rußlands Drang zu eis- 
freien Häfen des offenen Meers gilt im 
westlichen politischen Denken seit Peter 
dem Großen als Axiom. Zu keiner Zeit aber 
hatte die russische Wirtchaft die Tendenz, 
ihren Anteil am Welthandel über das inner- 
politisch notwendige Maß hinaus zu ver- 
größern. Weder die Russen noch die Mon- 
golen waren Seefahrer. Was also sollen sie 
am offenen Meer? Männer wie Peter I, 
jener Admiral Uschakow, der Korfu er- 
oberte und heute ein Glanzstück heldischer 


Tradition auf der sowjetischen Bühne und 
Leinwand geworden ist, oder die kühnen 
Polarnautiker sind Ausnahmen und kenn- 
zeichnen die romantische Sehnsucht als Kom- 
ponente zu einem deutlichen Mangelbewußt- 
sein. Vollends die Sowjetwirtschaft hat nie- 
mals im Ernst und systematisch mit dem 
„roten Handel gelockt oder gedroht“, wie 
zu Zeiten des ersten Fünfjahrsplans mein 
ehemaliger Kollege Knickerbocker ver- 
mutete. 

Schön und treffend ist Raupachs Bild, die 
russische politische Aktivität mı! dem Strö- 
men eines Flusses zu vergleichen. An den 
Meeresufern aber verströmt das kontinen- 
tale russische Süßwasser. Mir scheint, es ist 
keine Kremleigentümlichkeit, „jeden Winkel 
und jede erreichbare Ritze in tem großen 
Bassin der Weltmacht ausgefüll: zu haben“. 
Auch jede andere Weltmacht hat diese Ten- 
denz. Die maritimen Mächte haben das 
„kolonial-imperialistische“ Stützpunkisystem 
entwickelt, die russische Kontinentalmacht 
praktiziert natürlicherweise andere Metho- 
den. Sie wächst wie ein Baum, setzt Ringe 
an. Führt man das russische „Mittelmeer- 
und atlantische Programm“ au! die Reali- 
täten zurück, so erschöpft es sich zunächst 
immer noch in dem Bestreben. Ostsee und 
Schwarzes Meer aus verständlichen Sicher- 
heitsgründen als geschlossene Meere betrach- 
tet zu sehen, weil der „Bär im Kampf ge- 
gen den Walfisch“ keine rechte Waffe be- 
sitzt. Diese Überlegung kann auch dazu hel- 
fen, den Koreakonflikt zu deuten. Das „in- 
dische Programm“ (Persien) is’ seit 1907 
zum Stillstand gekommen, und die Räumung 
Aserbeidshans 1946 beweist zun: mindesten, 
daß es nicht „vordringlich“ ist Jedenfalls 
gibt es auch keine Beweise dafür daß das 
Streben zum Pazifik neue Auftriebe erhielt, 
selbst wenn noch nicht klar zu übersehen 
ist, wie sich die Machtverhältnisse im Nord- 
osten Chinas (das eisfreie Dairen wurde am 
14. 1. 1951, ein Jahr vor der Frist —. den 


Chinesen überantwortet, jedoch wie es 
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scheint, nicht auch Port Arthur!) gestalten 
werden. 

In Erinnerung an die fundamentalen Irr- 
tiimer nationalsozialistischer Vorstellungen 
über die Möglichkeiten, beim „Ritt nach 
dem Osten“ Europas heute noch Siedlungs- 
land vorzufinden, sind Raupachs Feststellun- 
gen über den „permanenten Mangel der 
Volkswirtschaft der Sowjetvölker“ nament- 
lich in bezug auf die Ernährungsgrund- 
lagen von höchster Bedeutung. Zahlreiche 
wissenschaftliche Arbeiten zu agrarpoliti- 
schen Themen etwa von Prof. Dr. Dr. Otto 
Schiller, der als Landwirtschaftsattache an 
der Deutschen Botschaft in Moskau in einem 
Jahrzehnt fruchibarer Tätigkeit die noch 
heute gültigen Grundlagen für die Bewer- 
tung der Agrarrevolution in Rußland schuf, 
oder Prof. W. v. Poletikas „Agrargeogra- 
phie der Sowjetunion“ (in „Universitas“, 
3/4, 1949) haben diesen zunächst naturge- 
gebenen „Engpaß“ dargestellt. Indessen ist 
sich auch der „Kreml“ des Dilemmas spä- 
testens während des Kriegs bewußt gewor- 
den. Die Rationierung der Lebensmittel ist 
allerdings mit der Währungsreform (Dezem- 
ber 1947) aufgehoben worden. Die Knapp- 
heit ist seitdem weniger stark, aber sie ist 
nicht überwunden. 

Nicht ohne weiteres aber läßt sich hieraus 
ein Hauptmotiv für den russischen Expan- 
siosdrang ableiten. Wohin denn? Nach dem 
agrarisch nicht weniger übervölkerten Süd- 
osten Europas? Dagegen sehen wir seit etwa 
drei Jahren, daß die Sowjetregierung ein- 
drucksvolle großzügige Maßnahmen zur 
„Dürrebekämpfung“ in weitestem Sinne 
durchzuführen im Begriff ist (vgl. etwa Er- 
win Buchholz, Der Kampf gegen die Dürre 
in der Sowjetunion, Mitteilungen der Bun- 
desanstalt für Forst- und Holzwirtschaft, 
Januar 1950), womit die Erhöhung, vor 
allem aber die Stabilität der Ernten be- 
wirkt werden soll. Seit August 1950 sind in- 
zwischen fünf neue Großobjekte für die Me- 
lioration eines Areals von über 200 000 qkm, 
der Hälfte des Territoriums des Deutsch- 
lands der Zeit nach Versailles, zu Arbeits- 
programmen erklärt worden. So soll der 
Nahrungsspielraum nicht von heute auf 
morgen, wohl aber in zehn bis fünfzehn 
Jahren durch Klima- und Landschaftsver- 
änderung entscheidend erweitert werden. 

Eben in diesen Wochen erinnerte die So- 
wjetpresse daran, daß das Industrialisie- 
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rungsprogramm für die Sowjetunion nach 
den Fünfjahresplänen ein Vierteljahrhun- 
dert alt ist. Der XIV. Parteikongreß (De- 
zember 1925) billigte den auf der voraus- 
gegangenen XIV. Parteikonferenz von Sia- 
lin gegen die trotzkistische Opposition 
durchgepaukten Grundsatz, daß der „So- 
zialismus in einem Lande“ möglich sei 
und in der Sowjetunion verwirklicht werden 
solle. Das war der entscheidende Schritt fort 
vom international ausgerichteten Leninismus 
hin zum stalinistischen Sowjetpatriotismus, 
zur wirtschaftlichen Autarkie. Alle späteren 
Folgen, wie sie heute sichtbar sind: Histo- 
rismus, Traditionalismus, Verhältnis zur 
Kirche, Panslawismus bis zu Stalins jüngsten 
Linguistenbriefen, ergeben sich aus dieser 
Wurzel einigermaßen zwangsläufig. Es er- 
scheint mir deshalb nicht mehr möglich, die 
dogmatischen Grundlagen der Sowjetunion 
heute noch aus Leninzitaten zu entwickeln. 
Gewiß hat Stalin niemals das Endziel: Welt- 
revolution theoretisch abgeleugnet. Also be- 
steht es auch heute. Aber aus der Praxis 
der Handlungen des Staatsmannes Stalin läßt 
sich nachweisen, daß er in entscheidenden 
Momenten die Interessen des Sowjetstaates 
gewöhnlich vor denjenigen der Weltrevolu- 
tion rangieren ließ. Hieraus resultiert der 
trotzkistische Vorwurf des Thermidorianer- 
tums an den marxistischen Theoretiker Sta- 
lin. Für die Realitäten nicht nur der sowie- 
tischen Außenpolitik sondern auch des welt- 
revolutionären Dogmas ist der Faktor Zeit. 
wie mir scheint, von entscheidender Bedeu- 


tung. 
“ Artur W. Just 


Fabre-Luce, Frankreich und wir 


Sehr geehrte Herren! ® 


Es ist gut, daß sich Alfred Fabre-Luce 
durch Ihre Hilfe an die deutsche Öffent- 
lichkeit wendet; denn die Verständigung 
zwischen Frankreich und Deutschland ist 
heute mehr eine Sache der Völker als ihrer 
Regierungen. 

Die Völker wünschen Frieden und soziale 
Gerechtigkeit, sie wünschen keinen neuen 
Bruderkrieg, sie wollen den Geist der Rache 
überwinden. Es will uns scheinen, daß sich 
hinter den Worten der restaurativen euro- 
päischen Regierungen die Fortsetzung der 
Arbeit von 1945, die Fortsetzung der Poli- 
tik von Potsdam, Jalta und Nürnberg voll- 


Grimm: Thesen oder Tatsachen 


zieht, und daß auch Straßburg nichts anderes 
bedeutet als das Aushandeln nationalstaat- 
licher Interessen auf diplomatischer Ebene. 
Die Politik von Straßburg ist gescheitert. 

Potsdam und Jaita bedeuten die Zereis- 
sung der Mitte Europas, und Nürnberg ist 
die Untierhöhlung des europäischen Wider- 
standswillens, der europäischen Ordnung 
und Moral. 

Auf dieser Ebene bleiben Worte von 
deutsch-französischer Freundschaft ein di- 
plomatisches Spiel. 

Die Stimme der Völker aber wird unter- 
drückt. 

Der frühere Widerstandskämpfer Prof. 
Maurice Bardeche ist heute einer der Vor- 
kämpfer gegen die politische Unmoral von 
Nürnberg. Deutsche Freunde hatten ihn ein- 
geladen, zu ihnen zu sprechen. Die britische 
Besatzungsmacht beendete einen seiner Vor- 
träge und befahl ihm, innerhalb von 48 
Stunden Deutschland zu verlassen. Sie han- 
delte im Einvernehmen mit der franzö- 
sischen Regierung. In Hamburg wartete die 
Europaunion in der Universität vergeblich. 
Jedoch wagte der Sprecher der Wartenden 
nicht, aus dem Buch von Bardeöche vorzu- 
lesen. Er wußte nicht, ob Bardeche nun 
illegal sei oder ob man sich noch gefahrlos 
mit ihm identifizieren könne. 

Weder der deutsche Sprecher noch die 
französische Regierung noch die britische 
Besatzungsmacht haben in diesem Falle die 
echte deutsch-französische Atmosphäre ge- 
fühlt. Denn diese liegt allein in der gemein- 
samen kämpferischen Überwindung der Re- 
stauration. Die Regierungen werden einer 
revolutionären Auflehnung ihrer Völker ent- 
gegensteuern, wenn sie das echte Wollen 
noch länger zurückhalten. Denn ebenso wie 
ein wartendes Deutschland gibt es ein war- 
tendes Frankreich. 

Noch etwas anderes ist Fabre-Luce ent- 
gegenzuhalten: er verweist auf das Reich 
Karls des Großen. Aber das Gleichgewicht 
der Welt kann nicht durch die „Rettung des 
Abendlandes“, sondern nur durch die un- 
ausgeseizte Forderung nach Gesamteuropa 
wiederhergestellt werden. Das mag ein wei- 
ter Weg sein. Als erstes Ziel auf diesem 
Wege liegt Gesamtdeutschland. Denn ohne 
Gesamtdeutschland ist Europa nicht lebens- 
fähig. Die Forderung der Franzosen ist eine 
halbe und auch eine ängstliche Lösung. Frank- 
reich wird nur neben einem Gesamtdeutsch- 
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land seine Sicherheit finden, da ein geteiltes 
Deutschland eine ständige Kriegsgefahr be- 
deutet, nicht aber durch die sich abzeich- 
nenden französisch-sowjetischen Verhandlun- 
gen, die vielleicht eine neue Klammer um 
Deutschland legen sollen. 


Helmut Beck-Broichsitter 


Thesen oder Tatsachen 
Sehr geehrte Herren! 


Sie haben uns mit Ihrem Heft eine große 
Freude gemacht. Man freut sich, wieder 
eine auslandswissenschaftliche, gut redigierte 
und hergestellie Zeitschrift in der Hand zu 
halten. Und besonders die umfassende Un- 
terrichtung über Vorgänge auf der ganzen 
Erde ist es, die uns so gefehlt hat. 

Ihre erste Nummer bringt eine Menge 
über Asien. Zu Recht — nichts bewegt uns 
heute mehr, wenn wir den Blick nach drau- 
Ben richten. Gerade die zusammenfassende 
Buchbesprechung von Herbert Müller inter- 
essiert, denn man erfährt, welche Bücher 
man kaufen soll. Für den, der einen Teil 
der Bücher schon kennt, stellt sich freilich 
die Frage, ob das Gewicht, das auf einzelne 
der Arbeiten gelegt ist, richtig verteilt 
wurde. 

Eine Frage an Sie (oder den Rezensen- 
ten): Ist Herr Zischka jemals irgendwo in 
Asien gewesen? Spricht er eine der Spra- 
chen? Ich kenne sein Buch wohl. Ich muß 
allerdings gestehen, daß ich keine neuen 
Einsichten in die wirklichen Gege- 
benheiten erhalten habe. Der Rezensent 
gibt zu, daß Zischka kein Chinesisch ver- 
steht, daß seine Statistiken nicht stimmen, 
und meint, das brauche den Leser nicht wei- 
ter zu stören. Es stört aber doch! Darum 
eine zweite Frage an Sie (oder den Rezen- 
senten): Sollen die (nicht stimmenden) Sta- 
tistiken die These vom. neutralen Asien be- 
stätigen oder ergibt sich die These mit Not- 
wendigkeit aus ihnen, den (nicht stimmen- 
den) Statistiken? 

Über Lattimore braucht nichts weiter ge- 
sagt zu werden, als daß man seinem Buch 
den Raum gewünscht hätte, den Zischka 
einnimmt. Eine letzte Frage aber drängt 
sich mir noch auf. 

Bei der Besprechung der Broschüre von 
Schwind lautet der Schlußsatz, es sei „reich- 
lich europäisch gedacht, Asien könne sich 
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als geeintes Asien neu gebären“. Zugegeben, 
aber warum ist dann die Zischkasche These 
nicht reichlich europäisch gedacht? Ge- 
rade die Schwindsche Arbeit vermittelt doch 
den historischen Zusammenhang, wenn auch 
nicht detaiiitert genug, während er im Buch 
von Zischka nicht deutlich wird. Und es ist 
noch keineswegs so sehr sicher, daß Asien 
wirklich eine „dritte Macht“ wird. Gerade 
da setzen m.E. Hoffnungen von uns ein, 
die von der „troisieme force“ herkommen, 
die aber für Europa gemeint war. 

Machen wir es uns nicht überhaupt ein 
bißchen zu leicht, Asien so mit einem Blick 
und Griff umfassen zu wollen? Bedürfen 
wir nicht vielmehr der genauen Einzelstu- 
dien, die sich vielleicht einmal zu einem 
Gesamtbild formen? Das scheint mir die 
eigentliche Aufgabe der Auslandswissen- 
schaften zu sein. 

Das ist, was zu sagen ich für nötig hielt. 
Im übrigen alles Gute 

Ihr 


T. Grimm. 


Landsknechte? 


Sehr geehrte Herren! 


Die Antwort, die Franz von Gaertner im 
Januarheft Ihrer Zeitschrift auf den Brief 
Rudels gibt. bedarf einer Ergänzung, für 
die ich Sie um Raum bitte. 

Hans Ulrich Rudel gehörte zu der klei- 
nen Zahl der deutschen Luftwaffenoffiziere, 
die bis in die letzten Monate des Krieges 
in bedingungslosem und unerschrockenem 
Einsatz den Kampf der Heeresverbände im 
Rahmen des ihnen möglichen unterstützten. 
Wer Hans-Ulrich Rudel an der Front er- 
lebte, wird niemals die an Selbstaufopferung 
grenzende Kühnheit seiner wirklich oft ent- 
scheidenden Flüge vergessen. Er hat den 
Schild der deutschen Luftwaffe, die die 
Schlacht über England verloren hatte, die 
die 6. Armee in Stalingrad nicht versorgen, 
ab 1943 die Bomberverbände nicht mehr 
von der Heimat fernhalten und abwehren 
konnte und lie nach der Invasion 1944 dem 
Gegner die Luftherrschaft und damit den 
Sieg überlassen mußte, rein und fleckenlos 
gehalten. Wir deutschen Soldaten werden 
dieser Haltung Hans-Ulrich Rudels immer 
eingedenk sein. 

Wir sind aber als Soldaten ehrlich und 
sagen einander die Wahrheit. Seit der Kapi- 
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tulation vom 8. Mai 1945 stehen die ehe- 
maligen deutschen Soldaten in einem star- 
ken sozialen Erlebnis, wir nennen es in un- 
seren Kreisen und Arbeitsgemeinschaften: 
„Das proletarische Erlebnis des deutschen 
Soldatentums.“ Die Kapitulation nahm uns 
den erlernten Beruf, niemand kümmerte 
sich um unsere Zukunft, man überließ es 
uns, neue Wege zu finden und erleichterte 
uns den neuen Anfang in keiner Weise. 
Versorgungsverpflichtungen, die gesetzlich 
verankert waren, wurden nicht anerkanni 
und nicht erfüllt. Wie in den vergangenen 
Jahren des Krieges standen wir wieder an 
der Front, dieses Mal an der sozialen Not- 
front des deutschen Volkes. 

Hans-Ulrich Rudel hat diese Front ver- 
lassen, als sich ihm im Ausland eine gute 
Chance bot. Wir machen ihm deshalb kei- 
nen Vorwurf, wir wünschen ihm vielmehr 
einen erfolgreichen neuen Start. 

Rudel sollte aber nicht vergessen, daß er 
die deutsche Situation und die sich anbah- 
nenden Entwicklungen nunmehr aus der 
Ferne sieht, und daß ihm der Kontakt 
mit der vordersten Linie fehlt, den er im 
Kriege so vorbildlich zu halten pflegte. 
Diesen Kontakt kann kein noch so lebhafter 
Briefwechsel ersetzen, auch kein kurzer Be- 
such, den gewährt nur das tägliche Erleben. 
Und diese Erlebnislücke bringt es zwangs- 
läufig mit sich, daß die Beurteilung der 
deutschen Möglichkeiten und derzeitigen 
Notwendigkeiten durch Hans-Ulrich Rudel 
Irrtümern unterliegen muß und auf Über- 
legungen basiert, die keine Gültigkeit mehr 
besitzen, 

Die Frage eines deutschen Beitrages für 
die europäische Verteidigung, die in erster 
Linie eine Verteidigung des uns Deutschen 
noch verbliebenen Wohnraumes und unserer 
persönlichen Freiheit sein wird, muß gründ- 
lich und verantwortungsbewußt überprüft 
werden, und man sollte Männern, die oft 
nur wenige Kilometer von den Spitzen so- 
wjetischer Stoßdivisionen entfernt wohnen 
und die auf Grund ihrer früheren Ausbil- 
dung über das notwendige Fachwissen ver- 
fügen, das Recht zubilligen, über ihre Auf- 
fassungen und Konzeptionen gehört zu wer- 
den. — 

Eine unvoreingenommene Betrachtung des 
Ablaufs der politischen Ereignisse seit 1945 
berechtigt zu der Annahme, daß sich in der 
Politik der Westmächte gegenüber der Bun- 
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desrepublik ein langsamer aber stetiger 
Wandel bemerkbar macht, und daß die 
schweren Irrtümer von Jalta und Potsdam 
überprüft werden. Uns Deutschen scheint 
das eingeschlagene Tempo selbstverständlich 
zu zögernd, und wir sind sicherlich mit 
Recht ungeduldig. Aber eine Neuorientie- 
rung der öffentlichen Meinung in den west- 
lichen Demokratien, die im letzten Jahr- 
zehnt einseitig geformt wurde, auf einen 
veränderten, fast enigegengeseizten Kurs er- 
fordert Vorsicht und Takt der verantwort- 
lichen Staatsmänner. Wir Deutschen sollten 
auch nicht vergessen, daß wir in der jüng- 
sten Vergangenheit, vor allem durch Maß- 
nahmen im Kriege, einen wesentlichen Bei- 
trag für die charakterliche Verzeichnung 
des deutschen Bildes geleistet haben, und 
eine objektive Selbstkritik dürfte nützlich 
sein. Die für eine deutsche Bereitschaft 
notwendigen Voraussetzungen werden zur 
Zeit durch militärische Sachverständige bei- 
der Partner erörtert und abgegrenzt. Daß 
über Einzelheiten der Gespräche Stillschwei- 
gen gewahrt wird, sollte als positiv gewertet 
werden, denn die internen Fragen der Lan- 
desverteidigung gehören nicht vor das öf- 
fentliche Forum. 

Abwegig erscheint es, die Tragik des 20. 
Juli 1944 zum Gegenstand fruchtloser, tren- 
nender Diskussionen zu machen. Die in der 
Nachkriegszeit geprägten Begriffe „Eidhal- 
ter“ und „Eidbrecher“ gehen am Kern der 
Dinge vorbei und führen lediglich wieder 
zu einer Methode der „horrible simplifica- 
tion“. So einfach sind die Zusammenhänge 
nicht, und der Schicksalsgang des Grafen 
Stauffenberg mag dartun, wie bitter und 
schwer der Weg der Männer des 20. Juli ge- 
wesen ist. (Der Schreiber dieser Zeilen 
gehörte keiner Widerstandsgruppe an und 
wurde durch die Ereignisse völlig über- 
rascht.) — Am 30. Januar 1933 veranstalte- 
ten die zur Macht gelangten Parteien mit 
den ihnen nahestehenden Wehrverbänden 
einen Fackelzug zur Feier der Berufung 
Adolf Hitlers zum Reichskanzler. Da es sich 
um eine Parteiveranstaltung handelte, war 
für die Angehörigen der Reichswehr eine 
Teilnahme in Uniform verboten. Überzeugt 
von einem echten deutschen Aufbruch mar- 
schierte der damalige Leutnant Graf Stauf- 
fenberg entgegen dem erlassenen Standort- 
befehl in voller Uniform an der Spitze der 
SA durch die Straßen seiner Garnisonstadt, 
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ein gläubiger Nationalsozialist, ein begeister- 
ter Anhänger Adolf Hitlers. Elf Jahre später 
unternahm derselbe Offizier, nunmehr Oberst 
i. G. in hoher verantwortlicher Stellung mit 
umfassendem Einblick in die Planungen und 
Hintergründe der deutschen Kriegsführung, 
ein Attentat auf den Mann, dem er als jun- 
ger Soldat voll vertraut hatte, und dessen 
getreuer Gefolgsmann er lange Jahre hin- 
durch wer. Die Geschichte der preußisch- 
deutschen Armee kennt in ihren Annalen 
keinen auch nur entfernt ähnlichen Vorgang. 
Sicher ist, daß Männer von der Haltung des 
Grafen Stauffenberg erst nach bittersten Ge- 
wissenskonflikten und nur aus ihrer Ver- 
pflichtung dem deutschen Volke gegenüber 
zu einem derartig schwerwiegenden Ent- 
schluß gelangen konnten. Eine Kritik an 
den heute beauftragten deutschen Sachver- 
ständigen unter diesem Gesichtspunkt ist 
verfehlt und muß zurückgewiesen werden. 
Hüten wir uns vielmehr vor übereilten und 
simplifizierten Urteilen über jene Tragödie. 

Nach 1945 traten etwa 100 000 Mann ehe- 
maliger deutscher Soldaten aller Dienst- 
grade, unter ihnen ungefähr 80 Prozent 
Vertriebene aus den Gebieten jenseits der 
Oder-Neiße-Linie oder Flüchtlinge aus der 
sowjetischen Zone, in die Dienste der west- 
lichen Besatzungsmächte. Ihr Einsatz er- 
folgte zunächst als Kriegsgefangene, dann 
in einer zivilen Arbeitsorganisation (GCLO- 
German Civilian Labour-Organisation), und 
heute müssen sie unter dem Zwang der 
politischen Verhältnisse damit rechnen, wie- 
der eingekleidet und bewaflnet zu werden. 
Das zu eng gewordene Vaterland kann ihnen, 
die heimatlos sind, die nicht auswandern 
können und in ihrer überwiegenden Zahl 
auch nicht wollen, keinen Arbeitsplatz bieten. 
Sie würden also die bereits bedenklich 
angeschwollene Zahl der Arbeitslosen ver- 
mehren und weitere Herde der Unruhe und 
Spannung schaffen. Es erscheint keinesfalls 
angebracht, von ihnen als „Landsknechten“ 
oder „Menschen in Uniform“ zu sprechen. 
Ein hoher britischer General hat vor einigen 
Monaten Gelegenheit genommen, vor etwa 
300 Führern und Unterführern der „deut- 
schen Dienstgruppen“ zu sprechen und seine 
Auffassung über den Wert ihres Einsatzes 
zum Ausdruck zu bringen. Er wies darauf 
hin, daß die in der Stille und unter mancher 
Bitterkeit geleistete Arbeit ein wertvoller 
Beitrag für die Schaffung einer versöhn- 
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lichen Atmosphäre zwischen den beiden Na- 
tionen sei. Von diesem Blickfeld aus gewinnt 
diese in der deutschen Öffentlichkeit oft 
verkannte persönliche Opferbereitschaft und 
Selbstüberwindung eine beachtenswerte po- 
litische Bedeutung, denn die Vorbedingung 
einer geschlossenen europäischen Abwehr- 
front gegen das totalitäre System ist die 
menschliche Verständigung der europäischen 
Völker untereinander, und auf dieser Ebene 
sind die Angehörigen der „deutschen Dienst- 
gruppen“ im Rahmen des ihnen Möglichen 
Wegbereiter gewesen. — 

Abwegig und bedenklich ist das Wort vom 
„Bruderkrieg“. Die derzeitigen Ver- 
antwortungsträger in der Sowjetzone, die 
Herren Pieck, Ulbricht, Zaißer-Gomez, Maron 
und andere, besitzen die sowjetische Staats- 
bürgerschaft. Man wird von uns nicht ver- 
langen können, daß wir in ihnen noch Deut- 
sche sehen, ebenso wird ein Mann wie Der- 
tinger, der, ohne durch die große Mehrheit 
des deutschen Volkes autorisiert zu sein, 
die deutschen Ostgebiete durch seine Unter- 
schrift an Polen abtritt und damit jahr- 
hundertealten deutschen Kulturboden einfach 
verrät, nicht mehr zu uns gerechnet werden 
können. Keiner dieser Männer wird aber 
auch nur einen Augenblick zögern, im Falle 
einer Auseinandersetzung, Befehle der Macht- 
haber im Kreml auszuführen. Als Brüder 
jenseits der Zonengrenze können wir nur 
die große Zahl jener werten, die sehnsüchtig 
den Tag erwarten, an dem die sowjetische 
Besatzungsmacht abrückt und die Herrschaft 
der SED gebrochen wird, jene Männer, die 
heute trotz Terror unerschrocken in der 
Untergrundbewegung gegen das System ste- 
hen und kämpfen. Wir wissen sehr genau, 
daß sie von uns die Leistung eines Bei- 
trages für die Verteidigung der freien Welt 
erwarten! Nur ihnen sind wir verpflichtet! — 

Wir Deutschen in der Bundesrepublik sind 
weit davon entfernt die Zwiespältigkeit un- 
serer Lage zu übersehen, wir sind uns viel- 


mehr darüber klar, wie verwirrend und‘ 


erregend sie für jeden Einzelnen von uns 
ist, und es ist uns sehr bewußt, wie mühsam 
und gewunden unser Weg zu einer neuen 
Gleichberechtigung und einer neuen Freiheit 
sein wird. Wir wissen heute in Deutschland 
und auch in Europa um die tödliche Be- 
drohung der persönlichen Freiheit und der 
Menschenwürde durch die derzeitigen Macht- 
haber im Osten. Wir wissen ferner, daß 
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nur eine in sich geschlossene Front aller 
europäischen Völker diese Drohung auf- 
fangen und abwehren kann. Die Bildung 
dieser Front erfordert politische Opfer 
aller Beteiligten, wir erwarten solche 
deshalb auch von den westlichen Allierten 
und glauben zu der Annahme berechtigt zu 
sein, daß die Verantwortlichen die Notwen- 


digkeit erkannı haben und um ihre Reali- 


sierung bemüht sind. : 
Frank Monitor 


Zum Tode Karl Christian von Loeschs 
Sehr geehrte Herren! 


Ihre Zeitschrift wird sicher die Verpflich- 
tung fühlen, eines alten Mitarbeiters und 
Freundes zu gedenken: Karl Christian von 
Loeschs. Ich darf Ihnen meine Gedanken 
zum Tode dieses Freundes und Kollegen 
zur Verfügung stellen. 

Er starb am 1. Januar 1951 in Stuttgart 
wenige Tage nach Vollendung seines 70. 
Lebensjahres, sein Leben erfüllte sich auf 
eine höchst eigenartige und auch eigenwil- 
lige Weise im Dienste der Nation. 

Das bedeutete, daß es von vornherein auf 
keine Art von „Karriere“ abgestellt war, 
und dadurch eine in Deutschland seltene 
Elastizität des Einsatzes für notwendige Ziele 
gewann. Loesch stammte väterlicherseits 
aus einer im 19. Jahrhundert nobilitierten 
Breslauer Kaufmannsfamilie, die in Nie- 
derschlesien Grundbesitz hatte, mütterlicher- 
seits aus altem niedersächsischen und west- 
fälischen Adel. Er schloß zunächst das 
juristische Studium mit dem Referendar- 
examen ab, wandte sich aber dann seinen 
eigentlichen geographischen und geologischen 
Liebhabereien zu, so daß er ein zweites 
Fachstudium 1910 in München als Schüler 
Drygalskis mit dem Dr. phil. beendete. Da 
ererbter Wohlstand ihm wirtschaftliche Un- 
abhängigkeit sicherte, verbrachte er die 
nächsten Jahre auf Reisen durch Europa 
und Kleinasien, woran sich fünf Jahre 
Frontdienst schlossen, die ihn als Kaval- 
lerieoffizier auf alle östlichen Kriegsschau- 
plätze von der Ukraine bis nach Finnland 
brachten. So war in rund 20 Jahren durch 
Studium, Forschung und lebendige An- 
schauung von Ländern und Völkern eine 
in dieser Art einzige Grundlage für die 
entschlossene Wendung zur Volkstumspo- 
litik gewonnen, die Loesch aus dem Erleb- 
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nis des Zusammenbruches von 1918 heraus 
als nahezu Vierzigjähriger vollzog. 


Ich darf von hier ab aus persönlicher 
Erinnerung berichten, da unsere Wege sich 
schon im Frühjahr 1919 kreuzten, um sich 
nie wieder zu trennen. Er erkannte mit 
sicherem Blick, daß die überkommene 
Form des „alldeutschen“ Nationalismus, von 
der die deutsche Volkstumsarbeit bis 1919 
getragen war, den Erfordernissen der neuen 
Lage nicht gewachsen war und einer ent- 
schlossenen Wendung auf das Europäische 
hin bedurfte. Nicht nur organisatorisch, 
sondern vor allem geistig mußte ein neuer 
Ansatzpunkt gefunden werden. Loesch be- 
griff die Deutschen als das, was im Titel 
eines der vielen von ihm herausgegebenen 
Sammelwerke von bleibendem Wert sinn- 
bildlichen Niederschlag gefunden hat: als 
Volk unter Völkern. Er überwand die 
Tendenzen zum völkischen Solipsismus, der 
für die überkommene Form des deutschen 
Nationalismus so kennzeichnend war, und 
grif damit hinter Bismarck zurück, der — 
darin bis zuletzt ein Erbe altpreußischer 
Tradition — Deutschland nur als Staat 
unter Staaten sah. Loesch hat die Bedeu- 
tung der staatlichen Ebene nie verkannt 
und war weder ein Pazifist noch ein 
schwärmerischer Weltbürger. Vor völkıi- 
scher Romantik bewahrte ihn ein äußerst 
nüchterner Wirklichkeitssinn, dem sogar 
ein gewisser Einschlag mitunter zynischer 
Skepsis nicht fehlte. Er hatte aber ein 
tiefer dringendes Gefühl für die elementare 
Sphäre und die Substanz des Volkstums 
und ihre schicksalhafte Verbundenheit mit 
Raum und Zeit. Zu den geographisch-sta- 
tistischen und juristischen kamen starke 
historische Bildungsinteressen, die sich auf 
alle Kulturgebiete erstreckten. Was ihm 
fehlte, war die spekulative Veranlagung. 
Aber auf der Ebene der Erfahrung gewann 
dieser intellektuelle Edelmann, der Poli- 
tiker aus Passion und Verantwortung mit 
einem gewissen Geltungsbedürfnis, aber 
ohne den eigentlichen Willen zur Macht 
war,und der auch zu allen geistigen Dingen 
immer noch eher (auf sehr hohem Niveau) 
ein spielerisches, als ein. formalistisches und 
methodisches Verhältnis gewann, eine für 
heutige Zeiten ungewöhnliche polyhisto- 
rische Bildung. Er war im Kern seines 
Wesens eine Sammler- und Kennernatur 
und ließ sich von einer ungeheuer leben- 
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digen Phantasie und Kombinationsgabe bei 
seinen geistigen Entdeckungskreisen auf 
manches gewagte Abenteuer ein. Damit 
konnte er naturgemäß auf dem Gelände 
unserer überspezialisierten und formal er- 
starrenden Fachwissenschaften anstoßen und 
sich mitunter der billigen Kritik derer aus- 
setzen, die ihren Stolz darein setzen, im 
Umkreis ihrer Brillengläser wirklich genau 
Bescheid zu wissen. Er konnte aber trotz- 
dem — oder eigentlich eben deshalb — 
auch im Kreise von Fachwissenschaftlern, 
von denen er jederzeit zu lernen bereit war, 
so ungeheuer anregend, belebend und wei- 
terweisend wirken, daß er sich gerade auch 
um die Organisation von Forschung im 
Dienste der Nation große und bleibende 
Verdienste erworben hat. Er verhedderte 
sich nie in methodologischen Skrupeln und 
nahm Ideen, Einsichten, Erfahrungen und 
auch organisatorische Vorbilder, wo immer 
sie sich ihm darboten: im eigenen Volk 
und im Auslande, aus weitester Ferne und 
aus seinem nächsten Umkreis. Aber wäh- 
rend in unserem zünftlerisch verengten 
Wissenschaftsbetrieb jene umgekehrten Al- 
chimisten nicht selten sind, die das pure 
Gold lebendiger Erfahrung und Anschauung 
so kunstvoll zu behandeln wissen, daß trok- 
kener Staub aus ihren geschäftigen Fingern 
hervorgeht, war Loesch im Umgang mit 
dem Material einer ungeheuer weitausgrei- 
fenden Erfahrung wirklich etwas wie ein 
echter Zauberer. Seine Vorstellungen vom 
Volk unter Völkern und von Deutschland 
in der Welt erfaßte und vermittelte er am 
eindringlichsten als Mensch unter Menschen. 


Seine größte organisatorische Leistung 
unter vielen anderen war der „Deutsche 
Schutzbund für das Grenz- und Auslands- 
deutschtum“, den er 1919 als geistiges Zen- 
trum der volksdeutschen Bewegung des 
nächsten Jahrzehntes begründete. Die Form 
eines lockeren Kartells von über 100 Ver- 
bänden, die regional und sachlich die spe- 
ziellen Aufgaben der Deutschtumspolitik 
verwalteten, bot die einzigartige Möglichkeit, 
von einem kleinen regsamen und aktiven 
Kreis aus, den Loesch um sich sammelte, 
eine unvergleichlich fruchtbare geistige Streu- 
wirkung auszuüben. Überall lockerte sich 
damals der starre und staatsgebundene Na- 
tionalismus, in den sich während der wil- 
helminischen Ära die Grenzlandpolitik in 
Elsaß-Lothringen, in Schleswig, in den ÖOst- 
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marken und mit gewissen Modifikationen 
auch in Österreich verrannt :hatte. Das 
eigentliche Geheimnis dieses Umschmel- 
zungsvorganges bestand darin, daß durch 
die von Loesch .eingeleiteten Bemühungen 
lebendige Menschen aktiviert und die füh- 
renden Kräfte in fruchtbaren gegenseitigen 
Kontakt gebracht und darin festgehalten 
wurden. Mit Recht hat man später den 
Schutzbund, der formal ein Verband der 
Verbände war, in Wahrheit als einen weit- 
gespannten „Freundeskreis“ bezeichnet. Es 
waren einige hundert Menschen, die sich 
alljährlich auf den Schutzbundtagungen in 
Klagenfurt, Allenstein, Flensburg, Graz, 
Saarbrücken und wo immer trafen, ihre Er- 
fahrungen austauschten, ihre Zielsetzungen 
abglichen, Anregungen aufnahmen und ge- 
meinsam einen Ausweg aus der internatio- 
nalen und nicht zuletzt nationalistischen 
Erstarrung und Verkrampfung suchten, die 
sich nach dem Dammbruch von 1918 nur zu 
bald wieder einstellte. Der eigentliche gei- 
stige Mittelpunkt dieser Deutschtumsbewe- 
gung im wahren Sinne des Wortes war Loesch. 


Es waren zunächst persönliche, in tieferer 
Sicht aber doch Gründe der politischen Si- 
tuation, die Loesch veranlaßten, sich Anfang 
der 30er Jahre aus dieser organisatorischen 
Arbeit zurückzuziehen und sich für die letz- 
ten Jahrzehnte seines Lebens vornehmlich 
der rein wissenschaftlichen Arbeit zuzuwen- 
den. 1933 übernahm Loesch meine Nachfolge 
als Dozent für Eıhnopolitik an der Deut- 
schen Hochschule für Politik und den 
Hauptanteil an der Leitung des Instituts 
für Grenz- und Auslandsstudien in Berlin- 
Steglitz. Als die Hochschule für Politik 
1940 als auslandswissenschaftliche Fakultät 
in die Berliner Universität eingegliedert 
wurde, erlangte Loesch in vorgerückten Jah- 
ren eine ordentliche Professur für Volks- 
tumskunde. Eine nur fünfjährige fruchtbare 
Lehr- und Forschungstätigkeit wurde :1945 
durch den Zusammenbruch jäh abgebrochen. 
Zeit und Kraft reichten nicht mehr aus, um 
eine Synihese, die im Leben dieser Persön- 
lichkeit aus eigenem Wuchs längst gewon- 
nen war, nun in die Form abschließender 
Werkschöpfungen umzugießen, was zweifel- 
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los der Wunsch:des rastlos tätigen Mannes _ 
war. 

Was Loesch als: Vollendung seiner aus 
reicher Erfahrung gespeisten ‚wissenschaft- 
lichen Lebensarbeit vorschwebte, war eine 


_ empirisch vergleichende Volkstumskunde aus 


geopolitischer und anıhropogeographischer 
Wurzel. Von der üblichen. Volkskunde un- 
terschied sich diese werdende Disziplin da- 
durch, daß sie sich nicht auf die Primitiv- 
kulturen beschränkte, sondern Hochkultur 
und auch noch staatliches Leben einbezog. 
Um das Material zu weiten und die Viel- 
schichtigkeit der Volksexistenz zu durch- 
leuchten, griff Loesch in dieser letzten 
Epoche seines Schaffens auch stärker auf 
außereuropäischen Kulturen und auf deren 
Frühformen zurück. Sein eigentliches An- 
liegen aber blieb eine eindringliche Analyse 
des europäischen Völkergefüges und seiner 
Lebensgesetzlichkeit. Diesem spröden Stoff 
suchte er eine neuartige Systematik abzuge- 
winnen. Aber er ging dabei niemals von 
einer statischen Grundauffassung aus, son- 
dern er lebte die politische Dynamik un- 
serer Zeit, die diese in Staaten verzwängte 
Völkergefüge tief erschütterte, ja geradezu 
in seinem ‚Fortbestand in Frage stellt, lei- 


 denschaftlich mit. 


Und eben weil sein ganzes Wirken von 
einem letzten Ernst nationalpolitischer Ver- 
antworiung getragen war, konnte er sich 
unmöglich den politischen Irrungen und 
Wirrungen. völlig entziehen, von denen der 
Zeitraum seit 1918 beherrscht war und die 
das Schicksal bedeuteten, dem er sich als 
Politiker wie als Forscher gestellt hat. So 
ist das Werk und Leben dieses bedeutenden 
Mannes von einer Tragik überschattet, die 
im Grunde nicht von der Person, sondern 
von den wirkenden Kräften und auch Dä- 
monien der Zeit bestimmt ist. Aber eben 
durch diese Verwobenheit des Persönlichen 
und des Überindividuellen gewinnt das Le- 
ben eines schöpferischen Menschen seine 
wahre Würde. Und noch im Irrtum, dem 
keiner von uns entgangen ist, respektieren 
wir hier einen geistigen Mut, der sich selbst 
im Scheitern bewähren kann. 


Max Hildebert Boehm 
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Von der bisherigen deutschen Memoiren-Literatur unterscheidet sich das Buch durch seinen 


kriegswissenschaftlichen Gehalt und vor allem durch seine mannhafte Haltung. 


Guderian, der Schöpfer der deutschen Panzerwaffe und Gestalter der modernen Krieg- 
führung mit schnellen Waffen, beweist mit diesem Buch den Ruf, den er bei allen alten 
Soldaten hat, aufs neue, und diesmal mit Unterlagen, die viele Hintergründe unserer 


Kriegführung und ihres Versagens aufklären. 


Hier ist ein höherer Führer, der jederzeit zu sagen wagte, wie es wirklich aussah, und der 


auch heute kein Blatt vor den Mund nimmt. Man versteht beim Lesen des glänzend und 
packend geschriebenen Werkes, daß dieser Mann dreimal während des Krieges abgesetzt 
wurde, teilweise nach schärfsten Auseinandersetzungen mit Hitler. Hier spricht der deutsche 


Soldat alter Prägung, und er spricht zum Frontsoldaten: 


INHALT: 


Familie und Jugend — Die Entstehung der deutschen Panzerwaffe — Hitler auf dem Gipfel der Macht — Der 
Beginn der Katastrophe — Der Feldzug im Westen — Der Feldzug in Rußland 1941 — Außer Dienst — Die 
Entwicklung der Panzerwaffe 1942/1943 — Generalinspekteur der Panzertruppen — Der 20. Juli 1944 und seine 


Folgen — Chef des Generalstabes — Der endgültige Bruch — Die führenden Persönlichkeiten des Dritten 
Reiches — Der deutsche Generalstab. 
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